
Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.
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 /W. 1.
(Ausgegeben den 27sten Februar 1832.)

1. Landesherrliche Verordnung,
die Publication der Gesetze und allgemeinen Verordnungen, sowie die

Anlegung einer Gesetzsammlung betreffend, vom 28. Januar 1852.

Wir Heinrich der JZwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie
souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
sfügen Hlermie zu wissen: daß Wir, um die zweckmäßige Veröffentlichung der in das
Land ergehenden Gesetze und allgemeinen Verordnungen zu sichern und zu erleichcern,
Folgendes verordnec haben:

1.

Dle Publlcacion aller Landesgesetze und allgemeinen Verordnungen erfolge nach Maaß.
gabe des von Unsers Herrn Bruders und Regierungsvorfohren Liebden unterm 28sten
Februar 1817 erlassenen Besehls, auch künstig durch das Amts- und Verordnungsblate
jedoch in der Maaße, daß demselben die ergehenden Gesetze und Verordnungen als Beilage
unter fortlaufenden Nummern beizugeben sind, in dem Blatt aber jedesmal die Ausgabe
besonders anzugeigen sst.

Die ouf diese Weise ausgegebenen Gesetze und Verordnungen sind bei allen zu Hal-
tung des Amtsblatts verpflichteren Behörden und Corporaklonen gehörig aufzubewabren
und bilden dle Gesetsammlung Un ser s Fürstenehums.

2.
Jedes Gesetz und jede Verordnung tritt in der Regel, und sofern nicht fur einzelne

Falle ausnahmsweise ein anderer Termin bestimmt wird, mit dem sechsten Tage von der
Ausgabe des betreffenden Stucks des Amts- und Verordnungsblatts in verbindliche Kraft.

3.
In Fallen der Dringlichkeit, oder wo sonst die Umstande eine Ausnahme unum-

gänglich nörhig machen, bleibt vorbeholten, auch elne andere Weise der Veröffentlichung
eintreten zu lassen; doch ist in solchen Fällen die betreffende Verordnung sters dem näch-
sten Stücke des Ames- und Verordnungsblatees auf die obbezeichnete Weise belzugeben.



4.
Um die moglichst allgemelne Bekanntwerdung der Gesetze und Verordnungen zu

sichern, bestimmen Wir biermit, daß außer Unsern sämmellchen Behörden und im
wtrklichen Dienst stehenden Rächen und Beamten, — welchen darüber von Unserer
Regierung noch besondere Anweisung zugehen wird, —auch

1) sämmeliche Ritterguthsbesiher,
O die Stabttathe,
3) sammiliche Patrimonlalgerichte,
4) alle Pfarrer, und zwar diese auf Kosten der Kirchenararlen,
5) jeder Sachwalter und Notar,
6) sämmrliche Landgemelnden und
7) alle Innungen,

zu Halkung des Amte- und Verordnungsblatés verpflIchter seln sollen.

Dle Ausgabe des Ames= und Verordnungsblacks geschiebr
1) an die hiesigen Behörden, sowie an dle übrigen hler wohnhaften Abonnenten

durch dle Expedllion des Blacte In der blsherlgen Are.
2) Dle Landgemelnden in den Amesbezlrken von Obergrelz, Unkergreiz und Dö-

lau, sowie die übrigen zu Haltung des Amteblates verpflichtecen Landbewohner sind ver-
bunden, selbst für dessen gehörige Abholung Sorge zu kragen.

3) Für Zeulenroda ersolgt dle Versendung des Amtsblatts on dle zu Halcung del-
lelben verbundenen Behörden und Privarpersonen durch das blesige Postame, an welches
sich dleselben künftig ouch wegen der Bestellung zu wenden haben; dabel ist zu Erleichce.
rung der Interessencen dle Elurlcheung gerroffen worden, daß für die Bestellung keine
besondere Geböhr zu enerlchten ist und somit auch dlehfalls kelne Prelserhöhung stoctfinder.

In der Herrschase Burgk erfolgt die Ausgabe des Amis= und Verordnungs=
blacts an die Gemelnden durch Unser dorelges Ame, dem dle erforderllche Anzahl von
Eremplaren durch dle Post übersendet werden wird, und bei welchem dle zur Halrung
des Blatees Werpflichceten dasselbe jedesmal abzuholen baben.

An sämmelliche Landgemelnden werden von seder mir dem Ames- und Werordnungs-
blate ausgegebenen Nummer der Gesehsammlung zwel Eremplare abgegeben, ohne daß
dasüc außer der Pränumeratkon sür das Amesblatt efwas zu entrichten Ist.

Doas elne Eremplar Ist von dem Orcericheer sorgsam ausbhee , das zweice Erem.ölac aber öffenelich anzuschlagen; nach wenigstens drelrägigem Aushängen kann dasselbe
wleder abgenommen und in der Gemeinde berumgegeben werden, damit jeder Elnwohner
durch eigenes Durchlesen sich mit dem Inhase möglichst genau bekanne zu machen vermag.
In den Städten bleibe dle weitere Veröfsentlichung der elnzelnen Gesetze und Verordnun.
gen an die Börgerschaften den Sradträ#chen überlassen, welche zu dlesem Behufe geeig-
nete Anordnung zu treffen haben.
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7.
Jeder Jahrgang der Gesetzsammlung ist mit elnem Reglster zu versehen, auch wird

Unsere Reglerung dasür Sorge tragen, dah in längern Zwischenrdumen alphabeeisch ge-
ordnete Hauptregister über sämmliche inmittelst erschienene Gesehe und Verordnungen
ausgegeben werden, und daß dlejenigen, welche einzelne Stücke oder Jahrgänge der Ge-
setzlammlung zu haben wünschen, dleselben in der Kanzlel zu elnem billigen Preise erhal-

n.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung elgenhändig vollzogen und Unser größe,
res Reglerungsinsiegel beldrucken lossen.

Gegeben Grelsz, den 28. Januar 1852.

L. S.) Heirich XX.

2. Landesherrliche Berordnung,
das von Ausländern bei ihrer Aufnahme in der Stadt Greiz nachzuwei-

sende Vermogen verreffend, vom 5. Februar 1852.

Wir Heinrich der Zwanzigste von GOttes Gnaden, alterer
Linie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und bobenstein 2c. v. ac.
sügen hlermie zu wissen:

Dasich das Bedücfnlß nach den Zeltumständen entsprechenden Bestimmungen bezüg-
lich des von Ausländern bel lbrer Ausnahme #sn blesiger Stadr nachzuwelsenden Vermögens
mehrfach geltend gemacht har, indem dle darüber In dem Mandat vom 20. Junl 1787
wegen Aufnahme auswärtiger Personen zu Unterthanen F. 1. gelrofsenen gesetzlschen Be-
stimmungen unter den gegenwärcigen Wertbeverhältnissen als unzurelchend erscheinen, so
bhaben Wir auf Veranlassung der vom piesigen Stodtrach gemachten Vorstellung und
auf Vortrag Unserer Reglerung, unter Aufhebung der durch dlese Verordnung betroffe-
nen Bestimmungen jenes Mandats, Folgendes zu verordnen Uns bewogen gefunden:

Wenn ber aufzunehmende Ausländer sich im Hlesigen Seadebezirk mir elnem Wohn.
libe ankausen will, so hat derselbe nach Maaßgabe desjenlgen, was in Unserer Verord-
nung vom 7cen November 1851 über dle Erwerbung und den Werlust der Eigenschaft
eines Landesangehörigen (Unterthanen) des Fürstenthume Reuß älterer Linie §.8. No. 1.
sür die Aufnahme in den Orkschoften des platten Landes festgesetzt ist, nachzuwelsen, daß
er wenigstens die Hälfte des Kauspreihes an elgnem versügbaren Vermögen besihe; dabei
kann jedoch das elngebrachte Vermögen der Ebefrau mie In Aufrechnung gebracht werden.
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8. 2.
Wilt der Auszunehmende ein kausmännlsches Geschöft betreiben, so hat er ohne Un-

terschled, ob er verhrirather oder ledigen Scandes Ist — analog der Vorschrift des Ark.2.
der blesigen Kromerinnung — eln Vermögen von wenlgslens zwel Tausend Thalern gloub.
bast nachzuweisen.

+ 3.
Gehört der Aufzunehmende einem zünsilgen Handwerke an, oder will sich derlelbe

ous elne nichr günstige Kunst oder Professton ernähren, so ist das von ihm elnzubringende
Vermögen nach Ermessen des Stadtraths je nach Beschoffenhele des esngelnen Falles auf
zwel Hundere bis fünf Hundert Tholer zu bestmmen.

4

Halt der Staditrath in elnem oder dem andern der vorgedachten Fälle es fur rathsam,
die Nachweisung elnes Vermögens von höherem, als dem oben bezeichneten böchsten Be-
trog zu sordern, so hat er daju unter Angabe seiner Giünde dle Genehmigung Unserer
Neglerung berichtlich elnzubolen.

5.
Wenn der Auszunehmende, ohne irgend ein Geschäft oder Gewerbe zu betreiben,

nur von Copltalzinsen, Renten und derglelchen lebt, so ist der nöthige Vermögenenach=
weis sür jedeneinzelnen Fall nach Ermessen des Stadaths zu beslimmen, bei entstehenden
Zweiseln aber dle Genehmlgung, bezüglich Erscheidung Unserer Reglerung, einzuholen.

Nur dasjenige Vermögen komme in Vetcockt, wesches nach Abzug der Schulden
des Auszunehmenden dessen unbeschränkter Versügung unterllegt.

DieBestlmmung, In welcher Art und Weise die Vermögensbescheinlgung zu ersolgen
bat, hängr von den Umständen ab; doch hat der Sradrrath sich sedenfalls bel Vorzelgung
der ersorderlicken Summe in baarem Geld oder Staorspopleren darüber, ob solche dem
Vorzeiger auch elgenehümlich zugehöre, Gewißbeit oder wenlgstens glaubhafte Beschelnl.
gung zu verschaffen, auch noch Beßinden die eidliche Bestärkung in der Moawe zu sordeen,

daß die vorgezelgte Summedes Aufzunehmenden wirkliches Eigenthum sei, er auch
ulche so viel Schulden habe, daß diese Summe nicht seln freles Eigenthum bielbe.

. 6.

Wir behalten Uns hiermit ausbrucklich vor, aus besonders wichtigen Gründen einen
Aufzunehmenden auf dessen Ansuchen von dem Nachweis des Vermogens zu dispensiren:
jedoch wird solchen Falles der Stadtrath stets zuvor mit selnem Gutachten gehort werden.

Zu dessen Urkund haben Wir gegenwartige Verordnung elgenhandig voll zogen und
Unset großeres Reglerungsinsiegel belfugen lassen.

Gegeben Grelz, den 5. Februar 1852. »

(l«.s.) Beinrich XX.tto.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M. 2.
(Ausgegeben den 5ten Marz 1852.)

3. Landesherrliche Verordnung,
den Beitritt der Landesangehörigen zu den im Auslande bestehenden

Feuerversicherungsanstalten betreffend, vom 20. Februar 1852.

Wir Heiurich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, alterer Linie
souverainer Furst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. c.
finden Uns bewogen, über den Beitrite Unserer Uncerehanen zu den im Auslande
bestehenden Feuerversicherungsanstalcen, auf Grund des Uns deßfalls von Unserer
Regierung gemacheen Vortrogs und mit Berücksichtigung der in benachbarten Seaa-
len deßfalls bestehenden gesehlichen Vorschriften, blermic Folgendes zu verordnen:

.1.
Die Versicherung eines Gebaudes darf nur bei Einer Assecuranzanstalt und nicht

uber seinen wahren Werth erfolgen. Es ist verboten, ein Gebaude in mehreren Anstal-
ten oder uber seinen wahren Werth zu versichern.

. 2.

Gleiches gile von Versicherung der Mobillen gegen Feuersgefahr. Jedoch soll diese
ausnahmsweise bel mehrern Anstalcen zugleich dann zulässig seyn, wenn sie vorher der
Obrigkeie mit Angabe ausrelchender Bewegungsgründe, z.B.weil erweislich die gesuchte
Versscherung wegen ihres Umfangs von einer Anstalt nicht angenommen werden soll —,
angegeigt und von Unserer Reglerung auf vorgängige Bericheserstactung genehmige wor-
den ist.

Dagegen ist es gestacter, die Immobillen bel der einen, die Mobilien bel einer an-
dern Anstale zu versichern.

. 3.
Dle Versicherung selbst darf nur durch Vermitkelung inländischer Agenken gescheben.

Unmittelbare Versicherungen bei den Anstalten selbst, ohne Dozwischenkunfe eines inlän-
dischen Agenten, sind verboten.
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. 4.
Es dorf Nlemond elne Agentur für ausländische Feuerversicherungsgesellschaften

übernehmen, der nicht daln von Unserer Reglerung dle Erlaubnis auögewirke hat.
iese ist, nach Vorlegung der Staturen der Anskalt, mur anerkanne rechtlichen und gu-

verlälsigen Männern zu ertbellen, der Wlderruf derselben aber stets vorzubehaften. Eine
Abgabe für die Konzession ist nicht zu enteichten; jedoch ill für die berreffenden Verhand-
lungen und Zuferelgungen zu liquldiren. Ole schon jebe vorhandenen Agenten aussändl-
scher Verlicherungsanstalten haben jene Erlaubnlß, dosern lhnen eine solche ulcht berelis
erkheilt worden, nachträglich auszuwlrken. Unsere Regierung bat die Namen aller der-
jenlgen, welchen dle Bercelbung von Agenkurgeschästen berelco gestattet worden ist, und
noch serner gestattec wird, durch das Amts= und Verordnungsbsate zu veröffentlichen.

. 5.

Diese mit Genehmigung Unserer Regierungaufzustellenden Agenten haben bel der-
selben mittelst Handschlags an Eidesstatt anzugeloben, daß sie keine nach gegenwarliger
Verordnung unzulässige Wersicherung annehmen, demnächst aber von sederbel lhneh er-
solgten Versicherung beweglicher oder unbeweglicherGörerderErbgerlchtsobelgkeledes
Wetsschernden, unter Angabe der Wersscherüngesumme, der Taxarlonssumme und des
Topotors, sosore Anzelge machen wollen.

D#l deesen Anzeigen haben sie sich des sul. O belgesügten Schema's unter A. und
B. zu bedlenen. Zu Enegegennohme dieser Anzelgen und zu den darauf zu kreffenden ser-
nern obelgkeirlichen Versügungen erhälr süc Unsere Restenzstadr Greiz — zu Vermel-
dung deraus den verwickellen Jurisdlklionsverhällnissen encstehenden Schwierlgkeiren —
der Seadtrath hiermlt kommissarlschen Austrag.

Die bisßer schon erfolgten Versicherungen sind der betreffenden Obrlekele binnen
Monateseist vom Erscheinen der gegenwärelgen Verordnung an, mitrelst Ueberreschung
vollständiger Verzelchnisse von den Agenten anzuzeigen.

Der Vorstand des in Unserm Fürllenthume bestehenden Verelns sür gegenseitige
Beandversicherung wird zu glelchmählger Anzelge der bel ihm berelos bewirkeen sowle in
Zakunft zu bewirkenden Berscherungen Hlerdurch verbludlich gemache.

Dle Obrigkelt har die lbr zugehenden Nachrlcheen von den durch ihre Geerichtsuncer-
gebenenerfolgtenVersicherungen in dehbalb anzulegenden besondern Akten sorgsältig auf
zubewahren und bel den an sie gelangenden Anzelgen darauf zu balten, daß dieselben den
im §. 5. enthastenen berresfenden Vorschriften enesprechen.

. 7.

Bemerkt die Obrlgkeit, daß ein Gegenstand bel mehrern Anstalten eingezeichnet ist,
ELIEEIEIIIII Richtigkeit der Werthangaben bel,
so hor ste diebetresfenden Ageneen hiervon sosorr In Kenmintß zu seßen, dasür, doß die Ver-
sicherungssummen in solchem Falle ulcht an den Versichernden ausgezahlt werden, zu sor-
gen, und wegen Einleitung der Kriminaluntersuchung gegen letzteren nach vorgängiger
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rlm— Erörcerung aller einschlagenden Verhälenisse an Unsere Reglerung zu be-richeen.
 S.

Um urrichrige, willkührliche Taraclonen und Versicherungen über den wahren Wereb
zu verhücen, sind für die Sreädte von den Stadtrathen, fur die Amtsbezirke — mie Ein-
schluß der darin gelegenenPatri ften — von den Furstl. Justizamtern

bestimmte Taratoren, deren Zuverlässiegkese der Behörde bekanne ist, miecelst Eldes ein
fur allemalin Pfllchr zu nehmen und deren Namen durch das Ames- und Verordnungs-
blatt zu veröffentlichen.

8.9Die Agenten durfen Versicherungen von Inmmobnlo, obne die vollständlge Würde-
rung eines verpflichteren, von der Obrigkelt angestellten Taxacors, niche annehmen; sie müs-
sen jede, ohne eine solche erfolgte, oder durch dle Würderung eines unbefugten Taxators
belegte Anmeldung zurückwelsen und der Obrigkeit hlervon Machriche geben, damie diese
den letzteren zur Verantworcung zlehen kann. Bei Versicherung von Mobillen haben dle
Agencen darauf zu sehen, daß nicht auf Summen, die ihnen nach den Werhälenissen des
Anmeldenden oder sonst zu boch erscheinen, versichert werde; insbesondere haben sie bei
Versicherung von Waarenlagern, Vorrächen an Getraide, Wolle und bergleichen die An-
gaben der Anmeldenden sorgfältig zu prüfen, damit niche zu hobe Versicherungen ange-
nommen werden.

10.
Jedes Haus, welches gegen Feuersgefahr versichert worden ist, muß mie elner Tafel

oder elnem Schilde bezeichnec werden, dessen Aufscheift anzelge, daß und in welcher An-
stale das Haus assecurire ##t.

**.
Alle blesenigen, welche ihr bewegliches oder unbewegliches Elgentbum blsber enewe-

der bei einer ausländischen Assecuranzanstale unmitcelbar oder durch Vermltrelung eines
ausländischen Agenten versichert haben, sindverpflichtet, ihre Obrigkeit hiervon binnen
vier Wochen nach Veroffentlichung der gegenwartigen Verordnung in Kenntniß zu setzen.
Eine Verlangerung oder Erneuerung von dergleichen Versicherungen darf nur nach den

Vorschriften der gegenwartigen Verordnung w1%8.1Alles, was von den Versicherungen den Nobllen oder Immobllien überhaupt ver-
ordnee ist, zlit auch von den Veränderungen in den elngezelchneten Versicherungssummen,
sie mögen erhöhe oder herabgesetzt werden. In dessen Gemäßhelt ist auch von jeder sol-
chen Veränderung auf die in F. 5. vorgeschriebene Weise Anzeige zu machen.

*
Rücksichelich derjenigen Bewohner eines Gerichtsbezirks, welche elnen privilegieeen

Gerichesstand haben, wird den Lokalbehörden hiermit beständiger Auferag ercheilt, se daß
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alle, solche exemte Personen betressenden Anzeigen und Verhandlungen vor der Obrigkelt
ihres Wohnorts zu verhandeln sind.

. 14.
Wer könsug bei elner ausländischen Anstale unmlttelbar oder durch Vermitlelung

eines auslöndischen Agenten versccherk, oder eine solche vor dem Erscheinen der gegenwär-
ligen Werordnung erfolgte Versicherung seiner Obrigkeit niche anzelgt, wie F. 11. vor-
chreibe, der ist im Falle der Emdeckung mie elner Geldbuße von Zehn bis Funfzig Tha-
lern oder verhältnistmößiger Gesängnigstrose zu belegen, ond es ist zugleich von der Obrig.
keit Versügung zu treffen, daß die Versicherungssumme selbst mit Arreg belege, auch im
Falle eines Brondunglücks nlcht an den Eigentbümer des olsecurirten Gegenstandes, son-
denn an die Obelgkelt zur ellseinigen Sicherstellung eingegahle werde.

(. 15.
Wer seln Elgenbum in verschledenen Anstalten zugkelch oder über die Tare oder un-

ker becrüglicher Augobe elnes sallchen Beskandes oder Becrages versöcherr, der ist, wenn

ein Brandschaden sich noch nicht erelgner har, mit Geldstrase von Zehn bis Funfglg #%
kern oder mir verhällnihmäßigem Gefängniß zu belegen; wenn der Brandschaden sich aber
schon erelgnet hat, so Ist die Verslcherungssumme, kasowelraufdlesesbe nicht von drieten
Personen nach Loge der Sache rechtliche Ansprüche erboben werden können, zu konfiszl-
ren, und gegen den Koncraveniencen mit der Kriminalunrersuchung wegen Verdachts
böslicher Brandstiscung zu verfahren. Ilt der Angeschulolgee dleses Verbrechens nichr
zu überführen, so ist er doch wenigstens in die oben bestimmte Strafe von Zehnbis Funf ·
zig Thalein oder zu verhaltnißmaßigem Gesangniß zu verurthellen.

Sollte die Versicherungssumme berelts erhoben und deren Konfiskation nicht mehr
moglich seyn, so ist die vorgedachte Strafe nach Maasigabe der Umstande zu erhohen, und
es kann seibst Zuchthausstrase erkannt werden.

9. 16.
Wer Agenturgeschäste in den hlesigen Landen trelbe, ohne dazu von Unserer Ne-

gierung autorslirt zu seyn, der versäll in elne Geldbuße vom Fünf bis Zwanzig Thalern,
Ober in verhälenihmäßige Gesängnißistrase, welche ln Wiederholungsfillen zu verdoppelo
ist.

In gleiche Strase verfallen Diejenigen, welche bisher ohne besondere Autorlsatlon
Agenkurgeschäste getrieben haben, wenn sie nichr die §. 4. angrordnete Ersaubulh auswir-
ken, oder wenn sie es unterlossen, dos §. 5. vorgeschriebene Vergeschnih der blößer bel
ihnen vorgekommenen Wersicherungen ihrer Obrlgkeit vor mlegen.

DieAgenten, welche es unterlassen, die könfelg durch sie vermitkelten Versicherungen
der Obrigkeit an uzelgen, oder wesche sich mit ungülllgen, von unbesugeen Taracoren aus,
gehenden Würderungen begnügen, verfallen in Ordnungsstrasen von Elnem bis Zehn

Thalern. 6
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*. 17.
Die obelgkei#lschen Behörden haben — mie Ausnahme des im §F. 4 bemerkien

Falles — alle, nach der gegenwärtigen Verordnung ihnen obliegenden Verrlchkungen un-
entgeldlich, ohne Abfsorderung einiger Kosten, auszusühren. Nuur in solchen Fällen, wo
es Jur Untersuchung einer Ueberkretung der vorskehenden geseblichen Bestimmungen kommr,
sind dle gewöhnlichen Gebühren anzusetzen.

Uekundllch baben Wir die gegenwärlge Verordnung, nach welcher sich alle Un sere
Behörden und Uncerthanen gebüßrend zu achten haben, elgenhändig vollzogen, und mit
Unserm Fürstlichen Instegel versehen lossen.

Gegeben Grelz, den 20. Februar 1852.

(L. S.) Heinrich XX.

Otte.
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Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie.
 —

M. 3.
(Ausgegeben den Öten Aprll 1852.)

4. Negierungs- Verordnung,
die Einschränkung des Tanzhaltens betreffend, vom 26. März 1852.

In Folge elnes von dem biesigen Stadrrath gestellten Ankrags, wegen Beschrän-
kung des in neuerer Zeit allzuhäufig vorgekommenen Tanzhalcens uud Einschärfung, be-
züglich engerer Bestimmung der dieserhalb früher erlassenen Verordnung wird auf höch-
sten Befehl Sr. Hochfürstlichen Durchlauche hlermic Folgendes zur allgemeinen Nachach-
tung bekannt gemacht.

A.
Das Tanzhalten auf dem Lande betreffend.

. 1.

Auf dem Lande darf nach Maaßgabe der Verordnung vom 9ten October 1838,
Amtsblatt No. 42., nur an folgenden Tagen Tanz gehalten werden:

1. an dem ersten Sonntag in jedem Monat,
2. an dem zweiten und dritten Tage der drei hohen Feste, Weihnachten, Ostern

und Pfingsten,
. am Neujahrstage,

. am Feste der heiligen drei Konige,

. zur Fastnacht,

zum Erndeefeste,
. zum Kirchwelhfeste,
. in denjenigen Ortschaften, wo Jahrmarkte gehalten werden, auch an den

Jahrmarktstagen; endlich wird
. in denjenigen Ortschaften auf dem Lande, welche Innungen haben, auf be-

sonderes Ansuchen auch an den Jahrestagen der Innungen das Tanzhalten
nach Befinden unter den gewohnlichen Bedingungen gestattet werden.

NJoen
4 2.

In allen denjenigen Monaken, worin ein Fest sälle, an welchem nach vorstehender
Bestlmmung Tonz gehalten werden darf, soll nach Maaßgabe der Verordnung vom 15.
April 1841. Amtsblatce No. 17. der Tanz am ersten Sonneag jeden Monaks hinwegsal=



len. Johrmarktstänze, desglelchen dle Tänze on den Jahreskagen der Innungen, sollen
jedoch elnen solchen Wegfall ncht bedingen.

.3.
In den Monaten August und September fallen nach Maaßgabe derselben Verord-

nung, wegen der Erndte, dle Tänze om ersten Sonntag jeden Monats weg.

Io denjenigen Ortschaften, wo es mehrere Häuser glebe, in weschen Tanz gehalten
zuwerden pflege, dürsen die Tänze nur der Relhe nach gehalten werden, so daß in jedem
Orte mmer nur in einem Hause Tanz (atesinden darf.

Bloß die Klrchwelhtänze sollen dieser Beschränkung nscht unterworfen sein.
. 5

Keinem Elnwohner eines Haceimonlolgerichesdorse darf von dem betreffenden Tanz.
dlopensaclonsgelder-Elnnehmer eher eln Tanzzettel ausgestellt werden, als bie derselbe
von seiner Gerichtsherrschase dle Erlaubniß zu dem vorhabenden Tanze ousgewirkt und
dle erlangte Erlaubu#ß durch Vorzelgung eines lhm darüber ausgestellten Scheins, bei
dem Tanzdispensarlonsgelder-Einnehmer beschelnige hat.

B.
Das Tanzhalten in den Stäbten betreffend.

In den Sräbten Ust den dazu befugeen Wieihen nur an solgenden Taden das Tanz=
balien zu gestatten:

1. an dem zwelten Sonntage in jedem Monar,
3. an dem zwelien und dritten Tage der drel hohen Feste, Welhnachten, Ostern

und Pfingsten,
3. am Neujahrstage,
4. am Feste der beiligen drel Könige,
5. am Fastnachts#age,
6. an den Jahreskagen der Innungen,
7. zum Wogelschleßen.

Dle Bestimmungen der Verordnung vom 9. Occober 1838. . II. werden, soweie
sie Hiermit niche übereinstimmen, andurch außer Kraft gesete.

0.
Gemeinschaftliche Bestimmungen über das Tanzhalten in den Städten

und auf dem Lande.
8. 7.

Alle offentlichen Tanzbelustlgungen, mit allelniger Ausnahme der Kirchweihtante,
müssen um 12 Uhr des Nachis aufhoren; jeber Tanzhalter, welcher das Tanzen uber



dlese bestlmmte Schlußzelt hinaus gestattet, sowle der Musikgeber, welcher uber diese
Zeit hlnaus Tanzmusik macht, ist mit elner Geldbuße vonfünf Thalern zu belegen. Bel
wiederholten Contraventionen ist dlese Geldbuhe zu erhöhen, nach Befinden auch in an-
gemessene Gefänguihlkrofe zu verwandeln, und dem der Vorschrift entgegenhandelnden
Wirthe, Insbesondere die Besugniß zum Tanzhalten auf gewisse Zeic, bis zu sechs Mo-
naten zu entzlehen.

.8.
Jeder, welcher Tonz halien will, hat, wie bisher, einen Tanzerlaubnißscheln zu

lösen. Unterläßt er dleß, so versälle er in elne Geldbuße von zwel bis fünf Thalern.

Der Wlceh, welcher an elnem andern, als den dazu erlaubten Tagen, ohne dazu
besondere Dlspensarlon ausgewirkt zu haben, Tanz hält, wird das erste Mol um zehn
Thaler, das zweite Mal um zwanzig Thaler bestraft, oder mit verhälinißmähiger Ge-
fängnipllrafe belegt, lhm auch im ersten Fall dle Besugulß zum Tanzhalten auf sechs
Monate, Im zwesten Folle auf eln Johr entgogen.

Die dritce Contcavention hat, außer elner erhößheen Geld oder Oesängnipstrafe, die
gänzilche Entzlehung der Besugniß zum Tonzhalten zur Folge.

Auch der Musikgeber I#t in solchen Fällen mir elner, m Wiederholungsfall zu erhä-
benden Geldslrase von fünf Tbalern oder verhällnißmähblgem Gesängnig zu belegen.

Der obigen Bestlmmung wegen der Tanztage, sowie den für Verketzung derselben
angedrohten Scrasen, unterllegen die Wirthe auch in dem Falle, wenn sie wegen der
Tanzdlspensalonsgelder firlre find.

 10.
Dlispensatlonen von den Worschristen der gegenwartigen Verordnung bleiben aus-

schlleßlich Durchlauchtlgster Landesherrschaft vorbehalten und werden nur aus wichtigen
OGrunden, gegen Erlegung elnes besondern Dispensatlonsquantums zur Landstraßenbau-
casse, erihellt werden.

Derglelchen Dlspensationsgesuche sind sedoch sters wenlgstens ache Tage vor dem ab-
zuhaltenden Tanze anzubringen; auherdem blelben sie ohne Berücksichttgung.

2Greiz, den 26. März 1852.

Fürstl. Reuß. Plauische Regicrung das.
Otto.

R. Reiz.
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5. Bekanntmachung Fürstlicher Regicrung,
den mittelst Erklärung vom 15.Märzl. J. nachträglich erfolgten Beitritt
der Königl. Hannsverschen Regierung zu der zwischen der diesseitigen Re-
gierung und mehreren deutschen Bundesstaaten bestehenden Convention,

wegen gegenseitiger Uebernahme der Ausgewiesenen und Vagabunden
betreffend, vom 1. April 1852.

Laut einer von dem Königlich Hreuhlschen Ministerium der auswäriigen Angelegen-
belcen anher gemachten Mültheilung Ilt die Königlich Hannsverlsche Reglerung mittelst
Erkläcung vom 15. März I. J. der in Bezug auf die gegenseirige Verpslichtung zu Ueber-
nohme der Auszuwelsenden n der Verordnung vom 2. December 1851 gedachten Ueber-
einkunst mehrerer deutschen Staaken, nachträglich beigetreten, und zwar in der Arc, daß
diese Ueberelnkunft dem Könlgreich Hannover gegenüber mie dem 1. Mal d. J. in Wlrk.
samkelc treren soll; glelchzelrig ilt ouch von der Königlich Hannsverlschen Regierung be-
merkt worden, daß nach den dortselts bestehenden Vorschristen jeder männliche Hanns-
versche Unterthan zum Zweck der Verheiratbung elnes pollzeilichen, vonseiner Helmarbs-
obrigkelt auszuslellenden Trauschelnes bedürfe.

Solches wird hierdurch mie dem Bemerken zur öffenillchen Kenneniß gebrache, daß
ole nach der becreffenden Verordnung vom 2. December 1851 in jener Bezlebung verein-
bacten Grundsähe und Vorschristen vom 1. Maid. J. an auch begüglich der Sraaksange-
börigen des Könlgreichs Honnover hler Anwendung finden.

Grelz, den 1. Aprll 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Regicrung das.
Otto.

R. Reiz.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linic.

W. 4.
(Ausgegeben den 114en Mai 1852.)

6. Bekanntmachung Fürstlicher Regierung,
den mittelst Erklärung vom 24. Marz l. J. bezüglich vom 30. März l. J.
nachträglich erfolgten Beitritt der freien Hansestadt Bremen und der
Fürstlich Schaumburg-Lippischen Regierung zu der zwischen der diessei-

tigen Regierung und mehreren deutschen Bundesstaaten bestehenden
Convention wegen gegenseitiger Uebernahme der Auszuweisenden

betreffend, vom 20. April 1852.

Meochdem laut der von dem Königlich Preußlschen Ministerium der auswärtigen
Angelegenhelten auher gemachten Mittheilungen die (rele Hansestadt Bremen mie,
telst Erklärung des dorelgen Senats vom 24. Märzl! J., lugleichen die Fürsllich Schaum.
burg, Lippische Reglerung mitrelst Erklärung vom 30. Märzd. J. dem zwischen der hle.
sigen Regierung und mehreren deutschen Staaten am 15. Jull v. J. zu Gotha abgeschlos.
senen, in der Verordnung vom 2. December 1851 gedachten Vercrage wegen gegenselel-
ger Uebernahme der Auszuweisenden, für dle Zelc vom 1. Mal d. J. an beigetceken sind,
so wird Solches mit dem Bemerken bierdurch bekannt gemocht, daß von lebtgedachtem

Tage an dle in jenem Vertrage enchastenen Grundsäßze und Vorschristen nunmebr auch
rücksichtlich der Geblersangehörigen der srelen Hansestade Bremen, sowile des Fürsten-
thumes Schaumburg-Lippe in den biestgen Landen in Anwendung kommen.

Greiz, den 20. April 1852.

Fürstl. Reuß. Plauische Regicrung das.
Otto.

R. Reiz.
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7. Fürstl. Neuß. Plauisches älterer Linie
Patent,

die Bekanntmachung der zwischen Preußen für Sich und in Vertretung
der übrigen Mitglieder des deutschen Zoll= und Handelsvereins einerseit
und Belgien andererseits unterm 18. Februar 1852 abgeschlossenen Ad-
ditional-Convention zu dem Handels= und Schifffahrtsvertrage vom

1. September 1844 betreffend, vom 27. April 1852.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer Linie
souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 1c.
sügen hiermie zu wissen:

Die unterm 18. Februr 1852 zwlschen Preußen sär Sich und in Verrretung der
übrigen Mitglleder des deutschen Zoll- und Handelsverelns, Ingleichen in Vertretung der
Höchllibrem ZJoll- und Steuersysteme näber ongeschlossenen souveralnen Länder und Lan-
bestheile einerseiks., und Belglen andererseits abgeschlossene Additlonal-Convemlon zu dem
Handels= und Schifffahrtsvertrage vom 1. September 1844 wlrd, nachdem Wir der-
selbenUnsere Ratifcation ertheilt baben, und die von Uns vollzogene Ratlficaklonsurkunde
gegen die Königlich Belgische von den betressenden Bevollmächtigten ausgewechselr worden
ist, hierdurch zur Rachacheung aller Unserer Behörden und Unterthanen in nachstehender
deuescher Aussertigung bekanne gemacht.

Greiz, den 27. April 1852. ·

L. S.) Beinrich XX.tio.

Additional.Convention
vom 18. Fedruar 1852 zu dem Handels= und Schlfffahrtsvertrage vom 1. Septbr. 1844
zwischen dem deutschen Zoll= und Handelsvereln elnerseits und Belglen

andererselts.
Seine Mojestät der Könlg von Preußen, sowohl sic Sich und in Vertretung der

Ihrem Joll- und Steuer= Sysfleme angeschlossenen souveralnen Länder und Landestheile,
nämlich des Grohherzogebums Luremburg, der Großherzoglich Mecksenburglschen En-
claven Rossow, Neheband und Schönberg, des Großherzoglich Oldenburgischen Fürsten-
thums Blrkenseld, der Herzogthümer Anhalt Cörhen, AnhaleDessau und Anhalt.
Bernburg, der Fürstentbümer Waldeck und Pyrmonk, des Fürstenehums Lippe und des
Landgräflich Hessischen Oberames Meisenhelm, als auch im Namen der öbrigen Mittglle.
der des deutschen Zoll- und Handelsvereins, nämlich der Krone Bayern, der Krone



Sachsen und der Krone Würctemberg, des Großherzogthums Baden, des Kurfürsten-
t(bums Hessen, des Großherzogehums Hessen, zuglelch das Landgräflich Hessische Ame

omburg vertretend; der den Thöringlschen Zoll- und Handelsverein blldenden Staaten,
nämllch: des Großherzogthums Sachsen, der Herzogthümer Sachsen = Meiningen,
Sachsen-Altenburg und Sachsen. Coburg und Gorha, und der Fürstenthümer Schwarz=
burg- Rudolstade und Schwarzburg= Sondershausen, Reuh- Grelz und Reuh=Schlelz;
des Herzogehums Braunschwelg, des Hergogthums Nassau und der freien Stade Frank-
surt, einerseits, und

Selne Majeslat der Konig der Belgier andererselts,
soredauernd von dem Wunsche beseelt, die sreundschastlichen Beziehungen zwischen den
Staaten des Zollverelns und Belgien aufrecht zu erhalten, und Wiliens, ihre Handels-
verhältnisse, wenn auch sür jetzt nur vorläufig, bis zu dem Zeltpunkee zu ordnen, wo es
mööglich seln wird, auf brellen und dauernden Grundlagen zu unkerhandeln, haben zu Be-
vollmächrigten ernanne und zwar:

Seine Mosestär der König von Preußen, den Herrn Octo Frelberrn von
Manteufsel, Allerhöchst Ihren Minister- Prasidenten, Staats·und Mlnl-
ster der ouswreigen Angelegenhelren c. 1c.

Seine Masjestäc der König der Belgier, den Herrn Johonn Baptist Nor.
bomb, Allerhöchst Ihren Staateminisler, außerordentlichen Gesondten und
bevollmächtigten Minister bei Seiner Majestät dem Könige von Preußen rc. w.

welche, nachdem sie ihre Vollmachlen ausgewechselt und solche in guter und gehörlger
Form besunden haben, über dle solgenden Artikel überein gekommen sind:

ereike! 1.

Der Vertrag vom 1. September 1844, sowie dle Ueberelnkunst wegen Unterdrük.
kung des Scklelchhapdels vom 26. Juni 1846, werden bls zum 1. Januae 1854 un-
terden nachstehenden Verabredungen, Bedingungen und Modiscatlonen in Krasr erhalten.

Artlkel 2.
Dle Flagge der Zollverelns·StaatensollbeiderEinfuhrvonWaarenjeberArt

zur See in Belglen auf demselben Fuße behondelt werden, wle solches der Flagge Groß.
beltannlens durch den Verteag vom 27. October 1851 bewillige islt oder ihr künftig be-
willige werden möchte. Desglelchen soll auch auf dle ous den Häsen des Zollvereins kom-
menden Einsuhren die Aufbebung aller nach der Herkunft bemessenen auherordentlichen
Disferenciolzslle in derselben Weise ousgedehmt sein, wie solche durch den erwähnten Ver-
trag an Großbrlrannen bewisligr ist oder von Belgien In Zukunft den ous brieischen En-
#repoks kommenden Einsuhren dewillige werden möchte.

an ist außerdem überelngekommen, daß das rohe Steinsalz ous dem Zollvereln
bei der Elnsuhr in Belgien auf dem Rhein und der Schelde, oder auf dem Rhein und
der Maas, unter der Flagge elnes der Zollvereins. Staaten, oder aber auf der rbeinisch.
belgischen Eisenbahn gleichmähig zu dem Zolle von 1 Fr. 40 Cenelmes pr. 100 Kilo-



gramme zugelassen werden soll, vorbehalellch der Seltens der belgischen Verwaltung zur
Worbeugung des Schlelchhandels zu treffenden Anordnungen. Dile reglemenksmäßigen
Anordnungen, welchen die belglschen Schlffe uncerllegen, sollen auch auf die Schiffe des
Zollvereins zur Anwendung kommen.

Areikel 3.
Die belalschen Schlfse sollen von der im Seporat-Artikel zum Arclkel 5. des Vercra-

ges vom 1. September 1844 erwähncen auherordentlichen Flaggen= Abgabe besreit seln.
Waren aller Art, ohne Unterschied des Ursprunges, welche nach belgischen Häsen

gebracht und von dort auf derrheinisch, belgischen Elsenbahn oder auf den niederländischen
Binnengewässern oder der Mos nach dem Zollvereln wleder ausgeführt werden, sollen
zu denselben Zollsätzen in den Zollvereln eingehen, als wenn sie dlreke in elnen Haosen des
Zollvereins unker der Flagge eines der Zollvereinsstaaten elngesührt wären.

Artikel 4.
In Erwellerung des Arclkels 18. des Vertrages vom 1. September wird das Ver,

bot, mie welchem in Belgien noch die Durchfuhr elniger Artikel belege ist, ouf den Sraacs-
Elsenbahnen aufgeßoben; mlt Ausnohme von Schießpulver und Eisen, sowie von Lel-
nengarn und -Geweben und Stelnkohlen bei dem Durchgange nach Frankrelch.

Eisen, welches aus dem Zollvereln auf der rheinisch-belgischen Eisenbahn oder auf
dem Rheln und der Schelde oder ouf dem Rheln und der Maas elngehet, um über elnen
Hafen des Zollvereins oder über elnen Hasen der Ems, der Weser oder der Elbe, noch
dem Jollvereln wleder einzugehen, soll srei von jeder Abgabe zum Transte durch Belglen
verstattet werden, vorbehalillch der gemeinsam zu verabredenden Controlmaßregeln.

Was ble accifepftichelgen Waaren betrifft, so werden die Versender sich denjenigen
Anordnungen Ju unterwerfen baben, welche dle belglsche Verwaltung zur Vorbeugung der
Beelnträchtlgung der Accise getroffen hat oder treffen wird.

Artikel 5.
An dle Stelle des Artikels 17. des Vertrages vom 1. September treten folgende

Bestimmungen:
Der Durchgang der von Belgien kommenden oder dorthin gebenden Waaren, wel-

cher durch die nachstehend genonnten Gebletstheile des Zollverelns statifinder, soll böch-
stens den solgenden Abgaben vomZoll- Zem#ner unkerworsen seln:

1) sör alle Waaren, welche durch das Gebier des Zolloccelns von Belgien nach
Frankrelch, von Belglen nach den Niederlonden, und von Belgien nach Bel-
gien geben, oder umgekehre, elnen holben Sllbergroschen;

2) sür alle Waoren, welche auf der linken Selke des Rhelns von der belgischen
Geenze nacheinem Rheinhafen geben, oder umgekehrt, elnen Oalben Sllbergr.;

3) sür alle Waaren, welche auf der rbeluisch, belglschen Elsenbohn In Cöln an-
kommen und von dort

a. auf dem Rheln, dem Maln, dem Donau- und Main-Kanal und der
Donau ausgeführt werden, oder umgekehre, einen halben Sllbergroschen;
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b. auf dem Rhein nach Bieberich, Mainz, elnem hoher gelegenen Rheln·
ga oder einem Main- oder Neckar- Hasen gebracht und sodann zu

ande über die Grenzlinte von Neuburg bls Mittenwald elnschließlich
ausgefährt werden, oder umgekehrt, 7# Pfennigen;
. auf dem Rhein nach Bleberich, Malnz, elnem Höher gelegenen Rheln-

Leser „ oder elnem Maln= oder Reckar-Hasen gebcache und sodann zu
ande über die Grenzlsnle von Mltcenwald bis zur Donau einschließlich

au5geführe werden, oder umgekehre, drel Silbergroschen;
4) für alle Waaren, welche in anderen, als den vorstehend angegebenen Rlch-

tungen, jedoch ohne Ueberschreitung der Oder, durch das Gebler des Zollver-
elns durchgesührt werden, 5 Silbergroschen

Mon ist überhaupr überelngekommen, daß der Durchgang der aus Belgien kom-
menden oder dorthin gebenden Waaren, welche durch das Gebler des Zollverelns gefübre
werden, keiner lästlgeren Behandlung unterllegen und weder andere noch höhere Durch.
hangs- Abgaben enerschten soll, als der Durchgong der aus den Niederlanden kommenden

oder dorthin gebenden Waaren, welhe brh ne dei des Zollvereins gefuhrt werden.
rtikel 6.

Um die Halste ermaßigt wird die Disserential-Zollbegunstigung,welchenachden
. a. und D. des Artikels 19. des Vertrages vom 1. September an Belglen gewahrt ist
für das unter Lit. A. und B. im Tarif des Zollvereins bezeschnete und in die Staaten
des Zollvereins, sel es über die Landgrenze zwischen belden Ländern, sel es mirtelst der
Maas und des Kanals von Herzogenbusch oder mürcelst der Schelde und den Binnenge-

wässern über das Hauptzollamt Emmerhh elngesührte Eisen.rtlkel
Das unter dem 26. Juni 1816 in Nuolibrung des Arelkels 34. des Grenz-Wer-

trages von demselben Toge getroffene Uebereinkommen soll auch sernerhin beobachtet wer-
n.

Die aus dem Zollverein herstammenden Samereien, mit Ausnahme der Oelsame-
reien, sollen in Belgien zu der Hälfte der gegenwartlg bestehenden Eingangs-Abgabenzu·
gelassen werden.

Artikel 8.
Sobald die belglsche Reglerung in Folge des Oesehes vom 20. December 1851 die

Aussuhrung der Luxemburg·BelgischenEisenbahn sickergestellt haben wird, wird die preus-
sische Regletung ihrerselts sich mit den geelgneten Maaßtegeln beschäselgen, um die Wel-
terfubrung der Eisenbahn von Saarbruck nach der Orenze des Oroher zogihums Luxem·
burg zu befsrdern, und dle belden Reglerungen werden sich elntrerenden Falles zu dem
Ende verstöndigen, um den Anschluß im Großherzogthum bel der Großhergoglichen Ne-
gierung zu erwirken.

Man wird sich auch über die Ermäßigung der Durchgangs-Abgaben auf dieser
Sraße verfländigen.
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rtikel 9.

Die belden bohen vercragenden Thelle behalten sich dle Besugniß vor, dle gegen.
wärtige Conventlon vler Monake vor dem Ablause des Jahres 1952 Ju kündlgen; in die-
sem Falle sollen der Verkrag vom 1. September 1844 und die gegenwörilge Convenion
am 31. December 1852 außer Kraft crecen.

Die gegenwärtige Conventlon foll soglesch allen betreffenden Reglerungen zur Rotl-
sicarlon vorgelegt und die Ratisicacionen sollen in Berlin spälestens am 31. März ausge-
wechselr werden.

Zu Urkunde dessen haben dle Bevollmächilgeen dleselbe unterzeichnet und dle Siegel
ihrer Wappen belgedrückt. «

Geschehen zu Berlin den 18. Februar 1852.
(L. S.) Manteuffel. (L. S.) Nothomb.

Protokoll
u der Convencion.

Nachdem die Unkerhandlungen zwlschen Preußen und den anderen Staaten des Zoll-
vereins elnerselte und Belglen andererseies zu dem Avschluß elner Addleional- Convenklon
zu dem Vertrage vom 1. Septembec 1844 geführt haben, sind dle Bevollmächelgten der
bohen vertragenden Thelle zur Unterzelchnung dleser Convenclon gusammengetreten.

Die belderselligen Bevollmächtigken haben biebel noch die solgenden Bestimmungen
sestgesetze und solche in gegenwärtiges Protokoll nledergelegt.

4l.1. In Betrachr, dah der J. 1. des Artikels 24. des Verrrages vom 1. Septem-
ber 1844 festsetzt, daß die sogenannten Nürnberger Waaren, welche in dem belglschen
ollcarlf unter der Kategorle „Morooric"“ begriffen sind, mit elner Eingangsabgabe von
süns vom Hundere vom Wereb besonders ausgesährt werden sollen, und in Becrache, daß
die in dem erllen Auswechselungs-Prokokoll vom 10. Okeober 1844 enthaltene Aufzäh=
lung nur erläucernder Art l#t, so wird die belgische Regierung, welcher ein Verzeichnß
der besageen Waaren mitgetheilt worden ist, die Abgabe von fünf vom Hundert auf alle
diesenigen dleser Gegenstände zur Anwendung bringen, welche nach dem belgischen Tarif
unter dle Rubeik: Merceric, quincailleric ct jouets d'enfants, begriffen find.
Demgemäß soll die Abgabe von fünf vom Hundert vom Wertb ncht blos auf die in dem
vorerwähnten Prokokoll vom 19. October 1843 aufgezählten Artikel, sondern auch auf
die solgenden Arikel zur Anwendung kommen:

Brillen in unedlem Metall (Such versilbere) und in Horn gefagt:
Bleistiftez
Chatoullen, in Holz und in Poppe;
Glasperlen (falsche Perlen);
Kämme von Horn, Klauen, Holz und Elfenbeln;
Kraßbürsten von Messing und Stahl;
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NMaultrommesn (Mundharmonkka);
Nadelbüchsen, von Holz und von Glos;
Oochee für Nachtllchte auf Popier und Holz, Nachtllchter;
Notlzbücher, Brlestaschen, Clgarrenetuls, sowie alle Arten von Lederarbeiten;

122922
dergamene-Schrelbtaseln;
Rosenkränze, von Holz, Beln, Glas;
Rollen, von Meslsung und von Elsen, gegossen und geschlagen (micdem Hammer);
Schlleßen von Merall, gelb oder welß;
dosen von Blech, Horn, Poplermaché, sowohl Schnupf= als Rauchfabaksdosen;

Farben und Tusche in Käsichen;
Besnwaaren;
Kompresse, kleine;
latgold, Rauschaold, Fllekergold und derglelchen Sllber;
Angelhaken;
Schach, und Dominospiele von Holz und Beln;
Splelmarken von Messing;
Elastische und andere Schläuche zu Pselsen.

Was die ubrigen in dem obenerwähnten Verzelchniß enthaltenen Arcekel anberreiff

zxzonSc.are:tn
2S r—

M

Metalldrahr von vergoldetem Kupser wie Kupser-Droht 100 Kllogr. 9 Frcs.
Schellen und Waagen von Messing wie verarbeiteles Kupser ad valorom 6 Procenr.
Klaolersoiten von Stohl. Drohe wie Seaßl-Draht# 100 Kll. 1 Ercs. 10 C.

ellen wle verarbelteter Stahl ad valorem 10Procent.
Opelsche Waoren u. Relßzeuge wie mathemat. Instrumemte ad volorem 3
Waagen wie Eilsenwaaren 100 Kilogr. 25 Frcs.
Ubrschlässel, silberne und goldene, wie verarbelteces Gold und

Silber ad valorem 60 Procenc.
Borten, falsche, und Tressenwaaren von Lahn wie wollene

Posamentler-Arbeiten 100 Kllogr. 250 Frcs.
Pinsel, Haor-, Kleider-, Zahnbürsten wie Büeskenbinder- «

aaren « ad valorem 6 Procent.
Pfellenkpfe, irdene, wle irdene Waaren vler Arten 100 Kllogr.8, 12, 18,27Frcs.

legelgläser, grüne u. belegee, wie Glaswaaren, Splegel ad valorem 12 Procenk.
GSlegellack wie Slegellack ad valorem -

T-Ders.2.desAufl-elngvesPektkqgeavomI.Septembek1844sollvtk.s
gestalt zu vetstehen sein, daß er unter Modewaaren die Shawis, deren Fransen aus der
Kerke oder dem Elaschlage des Gewebes gebildet sind, wollene und halbwollene Umschlage·
tucher mit angenahten Fransen, und wollene Handschuhe, die aus dem Stuck geschnltten
und deren elnzelne Bestandthelie zusammengenaht sind, einbegrelst.



. 3. Der letzte §. desselben Arelkels finder auf die Krüge, welche das Mineral-
wasser enthalten, so gut wie auf lehteres selbst Anwendung.

4. In Bezugauf den F. 2. des Artikel 2, der Addlkional= Convention vom beu-
tigen Tage ist Folgendes sestgestelle und verabreder worden:

E ist wohlverstanden, dah das rohe Solz aus dem Zollvereine bel der Einsuhr zur
See unter belgischer Flogge in die Häsen von Belgien daselbst die nämlichen Begün.
stigungen genießen soll, wie das rohe Solz der meistbegünsisgeen Narlon, welches dore
zur See uncer belgischer Flogge elngeführt wird.

Da das zur See unter belgischer Flogge eingebende rohe Salz, nach der gegenwär,
elg in Belglen bestehenden Gesetzgebung, von jeder Elngangsabgabe srel ist, so wird dle
vorstehende Bestlmmung bel der gegenwärelgen Sachlage die Wirkung hoben, dem Stein,
solx dee Zollvereins, welches zur See unter belglscher Flagge eingehr, die Freihelt von
jeder Elngangsabgobe zu sichern.

uf das in einem niederlandlschen Entrepot verladene und von da unter belgischer
Flagge auf den niederländischen Binnengewässern in Belglen elngesührte Salz finder die
erwähnte belglsche Gesetgebung niche Anwendung.

Das rohe Salz, welches aus den Zollvereins= Staten auf dem Reln und selnen
Nebenflüssen nach elnem nlederländischen Hosen komme, um dort unker belglscher Flagge
auf offener See besördert und auf dlese Welse in Belgien eingesühre zu werden, soll da-
selbst die nämlichen Begünstigungen genlesien, wie das auf demselben Wege unter belzi-
scher Flagge elngehende rohe Solg der meistbegünsilgten Narion.

Ole Floggen der belden hoßen vercragenden Thelle blelben, nach Maaßgabe des
Art. 12. des Verkrages vom. 1. September 1844 binsichtlich der Einsuhren auf Flüssen
gleichgestenle.

Sosern die Abgabe von 1 Fr. 40 Cenk. zu Gunsten der Elnfithren aus dem Wer-
elnigten Königrelche von Großbrlkannlen und Irland ermäßlat werden sollte, so son die-
se Cemäsiigung unverzüglich von Rechtswegen und ohne Gegenleistung Oinsichtlich der Ein-
subr des rohen Stelnsolzes aus dem Zollvereln, sel es auf dem Rheln und der Schelde,
oder auf dem Rhein und der Maas, sel es auf derrhelnisch belgischen Eisenbahn, dem
Zollvereln zu Thell werden.

+ 5. Die Bevoslmächelgten sind übereingekommen, daß gegenwäctiges Protokoll
dieselbe Dauer und Gültigkeir wie dle Convention baben, daß es zu glelcher Zelt den
bohen vertragenden Thellen vorgelegt werden, und daß dle dorin enrhaltenen Besilmmun.
gen als von Selten der berreffenden Reglerungen rarisicirt ongesehen werden sollen, sobald
dle Rarlsicarlon der Conventlon selbst Ktategesunden haben wird.

Hlerauf sind belde Exemplare gelesen und solche, nachdem sie glelchlautend besunden
worden, von der belderseitigen Bevollmöcheigten unterzeichner und unkerstegest worden.

So geschehen zu Berlin den 18. Februar 1852.
(L. S.) Manteuffel. (L. S.) Nothomb.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

—

„W. 5.
(Ausgegeben den 18ten Juni 1852.)

8. Gesetz,
die Ablösung der Hutungs= und Triftberechtigungen betreffend,

vom 30. Mai 1852.

Wir Heiurich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, alterer Linie
souverainer Furst Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
baben Uns bewogen gefunden, auf Antrag des im verflossenen Jahr versammelkt gewese-
nen Londeags zu Berathung der neuen Landesverfassung, nach vernommenem Gururachten
Unserer noch in anerkannter Wirksamkeit bestehenden gecreuen Landstände solgendes

r eseb über Ablösung der Hutungs- und Triftberechtigungenzu erlassen

8.1Alle Hutungs- und Triftberechtigi gen ohne Unterschied der Beschaffenheit des Algemeiner
Grundstäcks, auf welchem dleselben auszuübensind,unrerliegen der Ablösung nach Vor- rundsos.
schrift des gegenwärtigen Gesebes.

. 2.

Des Recht, auf Ablosung der Hucungs- und Triftberechtigungen anzutragen (gzu Mesunt auf
provocicen), steht ebensowohl dem Besiber des berechtigten, als des verpflichkeren Grund- 7.1 als. anzt-
stücks zu.

6. 3.
Wenn den Besitzern mehrerer berechtigeer Grundstücke gemeinschaftlich eine solche -. Wenn meh-

Servitut zustehr, so können sie auch nur gemelnschafelich auf deren Ablösung antragen. —*3
Träge ein Berecheigter auf Ablösung an, und es erglebe sich, daß noch andere Mie-

berecheigre vorhanden sind, so Hat die Behörde dleselben zur Verhandlung mir vorzuladen
und sie zur Erklärung darüber mlt aufzusordern, ob sie der Provocation belereren wollen.

Fälli diese Erklärung verneinend aus, so sind die Verpflichteten zu befragen, ob
sie ihrerseits gegen die Mleberechtigten auf Ablösung provoclren wollen, lehnen die Ver-
poflichteten dleß ab, so ist die Stimmenmehcrheit zwischen den Berecheigten zu ermitteln,
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und es sind, wenn dlese sich für dle Provocatlon erklärt, die ubrlgen Mitberechtlgten ver-
bunden, derselben belzutreten; stelle sich aber keine Seimmenmeßtheic Heraus, so Ist die
Ablösung eintwellen auszusetzen.

. 4.

— Auf Ablösung solcher Hutungsbesugnisse, von welchen mehrere in derselben Flur
borpaiusd. gelegene Grundslücke betroffen werden, können die Belasteken nichr einzeln, sondern nur

gemeinschostlich antragen, und eben so muß der Anteag auf Ablösung von Selten des
Berechtigten sters gegen die sämmtlichen Belasteten in derselben Flur gerichtee werden.

Konnen dle Belasteren über dle gemeinschastliche Provocatlon auf Thellung sich
ulcht vereinlgen, so entscheidet dle Stimmenmehrbeie.

n In den §. 3. und §. 4. erwähnten Fällen werden die Stimmen der gemelnschaftlich
bit. Berechtigten nach dem Verhältniß des Anehells, welchen Jeder an der abzulösenden Ge-

rechtsame hac, dle Seimmen der Verpflichteten hingegen nach dem Verhältniß der Gröhe
ihrer teisepflichelgen Grundslücke berechnet.

eieela Wenn unter mehreren Glelchberheiligten Seimmengleichhele elntritt, so ist anzu-
 # nehmen, als ob dle Mehrhelt für diejenige Erklärung sich entschieden hätle, welche sür

das Zustandekommen der Ablösung am sörderllchsten ist.
Nach obigen Worschriften ist öberall zu vorfahren, wo bei den Verhandlungen über

Ablssung es ouf Selmmenmehrheit onkommt, J. B. bei Vergleichen.

Jaus ii Ill eine Gemelnde ole solche zu Ausübung elner Hutungsbesugniß berecheigt, oder
Perssgen 1ßI gehört das verflichtete Grundstück elner Gemelude, so hat och diese ebensalls nach Stim-

menmehrhele über den Unteog auf Ablösung, sowle über die im Laufe des Abläsungs=
geschäftes abzugebenden Erklärungen zu verelnkgen. Oie Berechnung der Seimmen,
sowie dle Aufbringung der Eneschädigungsmittel erfolgt nach demjenlgen Verßälinisse,
nach welchem dle elnzelnen Glieder vertragsmähig oder berkommlich an der abzulssenden
Besugniß, bezöglich an der Benuhung des von elner Dlenslburkele zu besrelenden Grund.
stöcke Thell zu nehmen haben.

G. B.
—– Der Antrag auf Ablöfung ist Kters auf den ganzen Umfang der abzulösenden Hu-

uer Ktssong. (ungs, und Trlstgerechelgkelt, wie sie dem Berechelgten an den in elner und derselben
Flur gelegenen Grundstücken des oder der Belasteten gustehe, zu richeen. Provocation
auf theilwelse Ablösung ist unzulässig.

Wollen jedoch die Berhelligten sich srelwilllg wegen elner solchen theilwelsen Abls-
sung verelulgen, so ist ihnen solches unverwehrt.

. §-9-

IWMW BeiKoppelhutungsbesugnlssenlstzuumekscheldcn,obsiewlklllchqnfgegenselklgeu
W Servituten beruhen, oder nach Anologie der Gemeinschaft zu beurthellen sind.



Dieß Letztere ist im Zweifel anzunehmen:
a. bei Gemeinden, wenn die Grundstucke der Gemeindeglieder mit dem Vieh

der Letzteren durch einen gemeinschaftlichen Hirten betrieben werden;
b. wenn das gemeinschaftlich betriebene Grundstuck unbezwelfeltes Eigenthum

der sammtlichen Hutungsberechtigten ist.
Bei Lehden, welche einer bestimmten Commun nicht in Lehn gereicht, aber von

dieser und der Guts= oder Gerichtsherrschaft gemeinschaftlich zur Trist benutzt worden
sind, wird angenommen, daß das Eigenehum zur elnen Hälfte der Guts= oder Gerlches.
berrschafe, zur andern Hälste der Gemelnde zustehe. Wenrn doagegen durch Vertrag,
Verjährung oder rechrskräftige Enescheidung etwas Anderes bestimmc ist, oder die Ge-
meinde im ausschlleßlichen Besitze des Grund und Bodens gewesen, so hat es dabei sein
Bewenden.

. 10.
BeruhtdieKoppelhurung auf Gemeinschaft, so kann sie zu jeder Zeit in der, §. 11. W n

bestlmmeen Weise aufgehoben werden; beruht sie aber auf gegenselelgen Servituten, so ppelhut.
unterllegt sie der Ablosung nach der Vorschrift des gegenwärtigen Gesetzes. Gegenstand
der Entschadigung ist dann nur der Mehrwerth, welchen die Servitut fur den elnen oder
den andern Theil hat.

8. 11.
Beschlleße in den §. 9. unter a. und b. aufgeführten Fällen, die nach §. 5. und 6. 7 ven dei

zu berechnende Mehrhel#e der Theilhaber einer Koppelhut die Aufbebung derselben, so ba- Kepprihur
ben sich die übrigen dem Beschluß der Mehrbeit zu unkerwerfen.

Wenn in einem solchen Falle die Minderbelt sich zu einem neuen Koppelhutungs.
verein verblnden will, so ist es derselben nachzulassen.

Ausscheldungen Einzelner aus elnem Koppelhutungsverband können, wo nicht eln
besonderes Reche dazu nachgewlesen wird, nur im Wege freler Uebereinkunfe startfinden.

. 12.

Wenn der Antrag auf Ablosung einer Hutungsbefugniß erfolgt, so ist zuvörderst Ermietziung des
der rechelich begründete Umfang der abzulösenden Dienstbarkeli festzustellen. wulssenden Trift-

Bel dleser Ermittelung ist auf Verträge, Erbregister, auf bestehende gesetzliche besusn.
Vorschriften, rechtskräftiges Erkenneniß und, insowelt als von dem Bethelligten sich
darauf bezogen wird, auf verjährcen Besißstand zu seben.

 13.
Ist zwar das dem Besitzer eines Grundstücks zustehende Recht, ein anderes Grund- —n.

stück mie elner Heerde zu behücen, außer Zweisel, aber die Zahl des aufzurrelbenden Vle= Zaht des aufzu,
bes nicht bestimme, und geben in dieser Bezlehung weder Erbregister und Verträge, noch trribenden Biebe.
recheskrästige Emscheidungen den Ausschlag, so soll zuvörderst der Besitzstand der letzten
zwölf Jahre ermlttele, und wenn dieser nicht gleichförmig ist, die Durchschniceszahl des in
diesen Jahren ausgerrlebenen Vlehes angenommen werden.

1.
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Ist ober dle Zohl des in den letzten zwölf Jahren aufgerriebenen Blehes gar nicht zu
ermitceln, so wled die Durchwinterungszahl, d. b. so vlel Vieh angenommen, als der
Berechel gte auf dem Grundsläck, dem das Reche der Hurung zustehr, mit Rücklicht auf
dessen Tokalertrag an Heu, Geummer, Klee, Heu und Seroh aller Ark,, bel einer Ver-
theilung desselben nach den Grundsähen der Deelselderwlrehschaft, zu überwintern ver-
mag.

Bel dieser Ausmittelung, zu welcher die Behorde nicht eher schreiten darf, als
wenn sie moglichsten Flelßes bemuht gewesen ist, die Partheien zu verelnigen, ist das
Futter, welches auf solchen zu dem berechtigten Gute gehorigen Grundstucken gewonnen
wied, die außerhalb dessen Flur liegen, dann mit in Anschlag zu bringen, wenn dlese
Grundslucke schon uber zwölf Jahre bel dem Gute besessen worden, dagegen aber das Fur,
ter aus Abgängen von Brennereien oder Brauerelen ganz oußer Ansatz zu lassen.

14

2 #ne Wenn es gur Ablösungelnes Hucungsrechtes kommt, mit welchem eine bloße Trebe oder
bus Hohungtn Uebertrist über andere Geundslücke als Rebenseroltur verhunden war, dle nur dazu diente,

i#ctsam# auf die seüher eristpflichelgen Grundstücke zu gelangen, so sälle zugleich mic jenem Hu-
tungsrechte auch jene Trebe oder Uebererlst ohne besondere Entschädigung hinweg.

"“ 1 s

THE-DOHRN- DieEncsclsövlgung,welch-denHokus-gesundIris-berechtigtenfürdosauszugti
michs-«headeBefugnißzugewöhkenlshwirdnachdemNuhenbestlmmhheader-Berechtigte

beiordnuahsmåßlgekandwlkkhschestllchekAusübuagdesBefugnisskg,davonalljåhklich
suglehenbcsåhlgkwqhunddenekmithinnachdsssknAufhebunsqlljähklichembehkr.

lededukchgefundeneSummebkstimmtdes-WertheinerooaoemVskpflMtetea
Fuqemähcendeanpkeskente,mlcheaervakchcrleguugdtsfünfundssvanglgfacheth
trags sur immer ablosen kann.

ie Wahl zwischen Rente und Capitalzahlung steht dem Provocaten, d. h. dem-
jenigen zu, gegen weichen auf Ablosung angetrogen worden ist.

. 16.

tcen Dle ausgemittelte Geldrente bleibt mit stillschwelgender Hypothek und mit den, nach
Nente. gesetzlicher Besilmmung den offentlichen Gefallen von Grund und Boden zustehenden Vor-

Jugstechten auf dem verpflichteten Grundsluck hasten. Sle erlischt nicht durch Subyasta-
n und gehe mic dem Grundslucke, worauf sie haster, ohne Welkeres auf jeden Erwerber

Über.

4. 17.
Ist die Ablosung durch Uebernahnie einer Geldrente gewahlt, und sind unter den

Parkhelen andere Termine zu deren Absübrung nicht bestimme, so ist solche jahrlich in
zwei glelchen Terminen, Johanni und Welhnachten, zu entricheen, und wird zum ersten
Male an demsenigen von den vorstehenden Verfallsrerminen zahlbar, welcher dem Zekt.
punkee zunächst solge, von welchem ab dle Dlienstbaekeit nicht mehr ausgeübt werden foll.
Solche Geldrenten, welche nicht mehr als funszehn Silbergroschen halbjährlich betragen,

Ansang und
Jahlungstermin
ber Ablssungs.

Kente.



konnen nicht in Terminen, sondern mussen mit einem Male, also jahrlich, entrichtet
werden.

Hat in Folge einer Ueberelnkunft beider Theile die Ausübung der abgelosten Hutungs-
und Triftgerechtigkeit bereits fruher aufgehort, oder hat der Berechtigte auf Verlangen
des Verpflichteten oder in Folge eines von demselben geschehenen Widerspruchs oder ge-
leisteten Widerstandes, die Ausubung jener Gerechtsame schon fruher eingestellt, so ist
die Ablosungsrente von dem Zeitpunkte an zu entrichten, wo die Ausubung der Hu-
tungs- und Triftgerechtigkeit aufgehoct hat.

Der Berechtigte ist befugt, nicht nur jeden Rententermin sofort nach dessen Ver- Befugniß des
fallzeit beitreiben zu lassen, sondern er erlangt auch dadurch, daß der Verpflichtete den tth genbin
Betrag elnes Termins eln volles Jahr in Rückstand gelassen hac, das Reche, nach vor. lösungs-Rente.
gängiger Kündigung die Bezahlung des Copltalwerthes der Rente zu verlangen.

 10.
Die Kündigung selbst muß jedesmal durch die competente Gerichesobrigkeit des Ver. Verfahren bei

oflicheeten bewirkr werden. Higun dn
Dem Verpflicheeten ist unter abschrifellcher Mi#thellung des Kündigungsgesuchs Bercchtigten.

eine Halbjährlge Zahlungsfeist, vom Moment der Behändigung angerechnek, einzuräumen,
wovonderBerecheigte under Zuliquldirung der dadurch enestehenden Kosten in Kenntniß
zu setzen sst.

Wenn er innerhalb dleser Zahlungssrist den Copltalbetrag nebst der bis zu des-
sen Abführung verfallenen Renre nichte abgecrogen bat, so wird beldes nebst den dadurch
enestehenden gerichtlichen Kosten mitcelst erecutlolscher Zwangsmitel von ihm beigerrie.
ben, oßne daß es einer vorgängigen Klage und Bescheidsertbellung bedarf.

Blelmehr wird nach feuchtlosem Ablaufe der Zahlungsfrist auf Anrufen des Berech-
tigeen, Berechnungs- und Hülfsvollstreckungscermin angesetze und im geseblichen Wege
des Hilfsverfahrens gegen den Verpflichceten vorgeschriccen.

. 20.

Dlie einmal geschehene Kündigung wird dadurch, daß derVerpflichrece vor Ablouf Fertsezung.
der iöm bestlmmeen Zahlungsfrist sämmtliche erwachsene Rentreste berlchtigt, selbst donn
nicht unwirksäm, wenn der Berechtigte bei Annahme der Zahlung darüber ohne Vorde-
halt quittirt.

Wenn dagegen der Verpflichtete den Rentenruckstand absühre, ehe noch der Berech-
tigte von seinem berelts erlangten Kündigungsrechte Gebrouch gemacht und sein Kündi-
hungsgesuchbeiderBehördeangebrachehac, so har der Letztere bel Annahme der Zahlung
und Ausstellung der Ouircung, das bereits erlangte Kündigungereche sich vorzubehalten.

Unterlähe er den Vorbehale, so wird er des Rechts, in diesem Falle zu kündigen,
verlustig. Außerdem geht das erlangte Kündigungsrecht erst nach Ablauf elner zweijähri-
gen Frist, von Absührung der Reste an, verloren.



+. 21.
Be-ugig d6 Die ausgemlttelten —— können jederzelt von dem Verpfllchteten durchW135 peteuun,abgelöst weWill d Verrsfichung v57° Rente ablosen, so hat er dem Berechtigten das Capltal

ein halbes vor dessen Abtragung aufzukundlgen und nach Ablauf dieser Frist den
fünfundzwanzsefachen Betrag der Jahresrente, nebst den ble dahln verfollenen Zlnsen zu
erlegen.

Dos an dle Stelle der abzulosenden Rente ausgemlttelteCopleal genleßer nebst den
davon fällig werdenden Zinsen ganz dieselben Vorzugsrechte, wie die Rence (vergl. §.
16.). Durch die offerlrte, und angenommene Umwandlung der Rentein Capital, tritt
lucksichtlich der Prlorikät elne Novatlon niche eln.

le von einem solchen, ous umgewandelten Rencen geblldeten Copltale in Rück-
stand kommenden Zlnsen werden in Folge elnes zu dem Vermögen des verpfllchteten
Schuldners ausgebrochenen Concurses nur auf drel Jahre von Eröffnung des Ganfprozes-
les zurückgerechnet, neben dem Capltale prlorltätisch lockrt. Aescere Zinsenrückstände sind
als chlrographarische Forderungen, dle während der Dauer des Concurfes verfallenden
Zinsen dagegen als Masseschulden zu behandeln.

Dle Künolgung ist jedoch sters auf den vollen Betrag zu richten und der Berech-
tigte zu Annohme von Thellzahlungen nicht verbunden, wenn er sich nschr sreiwlllig dazu
verllehr.

7.n2
wchenon,9 nach §. 16. wegen jeder Rente auf demverpflichten-IGrundstuckbqftendt
sukpntchumzm Rein-echt erlischt durch die Zahlung ihres Capltalbetragg zu dem entsprechenden Betrage.
on selzrr Ueber die ersolgte Zohlung ist deshalb von dem Empsänger gerschellch zu qulttiren

ru. und von dem Gericht die nochige Vormerkungin den Amis= ronP. Gerichtshandelsb.
ern zu m

Loanber Besiter des verpflichtelen Grundskücks das Ablösungscapiral durch Ver-
mittelung eines Deitten aufbringt, so ist der Berechtigte PtunenG diesem auf Verlan-
gen sein Abertn Recht abzutteten Gurs Cesso zu erthellenCessionen, sowie elwalge weitere Abtrelungen n nur mlet gerlchtlicher
— vorgenommen und bel der, von Seiten des Berechelgten erfolgenden Ces-
sion müssen die Rechte dricter Personen ebenso in Ache genommen werden, wie bel un-
mittelbaren Capltalzahlungen.

e

8.2Versohr#n bei Will der Verpflichtete nach erfolgler Wo## durch Rente, ein Grundstück, auf
dieer weschem dlese hastet, dismembriren, so ist der Berechtlgie nlcht alleln besuge, zu verlan-

gen, daß ein verhälenißmäßiger #beil. derselben auf dos abzuspaltende Grundsüück gelege
werde, sondern er kann auch in diesem Falle selnersells die Rente in derF.10. bestimm.
ten Weise kündlgen.



Dle Behorde der gelegenen Sache, bei welcher das Abspaltungsgesuch angebracht
*— hat dem Berechelgten davon zu Wahrnehmung selner Rechee Nachricht zu er-

ebellen.
F. 2

Wird die Ablösung durch Capltal Lee, so ist Sacht an dem Tage zu erlegen, Me-darch
an welchem die Ausübung der abgelssten Gerechtsame aufhörensoll

Hat diese Ausübung schon srüber aufgehört, so ist belErlegung des Copltals zugleich
der Betrag der Renee auf die Zwischenzele zu zablen.

Das Ablsfungscapical und die davon sällig werdenden Zinsen, haben die §. 21.
festgesetzten Rechte.

6. 25.
Es bleibt den Bethelllgren überlassen, m Wege freler Uebereinkunft die Enmschl. hlu vurchdigung des Berechtigeen für dle aufzugebende Hur- und Trlftgerecheigkelt auch durch Ntretung von Grund und Boben zu bewirken, jedoch kann kein Theil wider FeinenWit

zur Gewährung, bezüglich zur Annahme dleser Are Ablssung genöthige werden.
6.. 2

Die bei Ablosung zur Entschadigung gegebenen Jahresrenten und Capltalien tre- *“ 3.
ten in Rücksiche der Lehn= und Fldescommißverbindungen und der hypothekarlschen Schul-
den in die Stelle der aufgehobenen nutzbaren Rechte.

Es muß daher wegen der zur Abfindung ausgeworsenen Copltalien, inglelchen we-
gen der zu glelchem Behuf ausgemiccelcen Rente, in dem becreffendenAmuts. bezlehungs-
weise Gerichtshandelsbuche vorgemerke werden, daß das Capital oder die Hence eln Zu-
bebör des berechelgten Gures sel.

Eine gleiche Wormerkung ist in den Lehnsacten oder den Ames., bezlehungsweise
Gerscheshandelsbüchern über das berecheigee Guc zu machen.

. 27.

Die Lehnsherrn, dle Lehnsfolger, Nutzuleßer, Wiederkaufsberecheigten und hypo, Fortsteung.
thekarlschen Glkubiger können der Ablösung niche wldersprechen, sondern nur verlangen,
daß lbre Rechte auf die nachstehend rilnn Welse wahrgenommen werden.

Dle Lehnsberrn und Lehns- gloeleriinisgrachfalzer baben das Rechr, zu verlangen, in
daß das für aufgehobene Leistungen und Dlenstbarkelcen erlegte Cap#tal wieder zu Lehn kebns, u. 2
oder zu Fldelcommiß angelegt, ln das berechelgee Lehngut verwendee oder sonstsschergestelltommiste fol.
werde.

Die Benutung des Copitals zu Abteragung solcher Lehnsschulden, welche mie lehns-
herrlichem Consense auf das berecheigte Gut versichere, auch für die Lehns= und Fldet-
commißfolger, sowie für andere Realberechelgteverpflccheend sind, ist nachgelassen und als
Verwenduag in das Lehn selbst zu betrachcen.

Nur wird in einem solchen Falle der consensuale Werth des Lehns um den Betrag
des abgestoßenen Copicals herabgesetzt.
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Wlt behalten Uns ubrlgens vor, in solchen Fällen, wo weder dos Inceresse der
Lehns· und Fideicommlßfolger, noch das der Realgläublger, sondern Unser lehnsherrll.
ches Interesse alleln berührt wird, Unsern getreuen Vasallen und Lehnsleuten die Wleder-
verwendung der Ablösungsgelder in das Lehn auf Ansuchen dispensationswelse zu er-
lassen.

Bestimmung we- i j 8 2

iu-. — Wenn die für die abgelösken Trlstberechilgungen Unserer Kammergüter ausgemlr.
#ungerapttale ür kesken, von den Besitzern der belasseren Orundssäcke on die betreffende Fürsiliche Renccasse
 #er zu enerichtenden Renten durch Capltalzahlung (vergl. . 15.) obgelsbt werden, so find

solche Ablesungscapitale in Ueberelnstimmung mit den Vorschriften des Landesgrundge-
setzes vom 15. März 1800 zur Aberagung von durch dieses Geseß anerkanmen Kammer-
schulden zu verwenden.

KC. 30.
nechtehe Epe- Alle bypothekorischen Gläubiger haben nach der Reihenfolge lhrer Heiorlrät Anspruch
127 Mtgtr. auf Besriedigung aus den gezahlten AblösungscapitallenoderaufSlcherstellungdurch

berengerlchtlicheRlederlegung.
Dle Ablssungsbehörde har bierauf Räcksiche zu nehmen und sofort nach ausgemlt

telter Entschädigungssumme den Verpflichteren darauf, dah er ohne Zustimmung der
Gläubiger nlcht zahlen dürse, aufmerksam zu machen, ihn deshalb vor dle Hypotheken-
bebörde zu verwelsen und diese von dem Resultate der Ablssungsverhandlung unverwellt
in Kenntolh zu sehen, damle die zur Scherstellung der Gläubiger nöthigen Versügungen
getrossen werden können.

.. §-31-

MMWWP DiepotekenbeökdedeebekechtleenGuteskn-demclascngeelneksolchmm FZIHW Anzelge 2E— ** von oFerfolgeen — In Kenninih zu setzen und
ihnen dle verabredere Capitalablssungssumme nach Maahgabe (brer Prlorltät anzubleren,
milt der Erxoffnung, dah rücksichelsch dersenlgen, welche sich innerhalb sächsischer Frist von
ersolgter Insinuation über die Annahme ulcht erkläre baben werden, angenommen werden
soll, als Häcten sie auf Beseledigung aus dem Ablösungscaplcal verzichrer.

332.

vrede Dle Zahlung an den Gläublger selbst sebe vollständige Legitimatlon des Empfän=
**i gers Iin der Maaße vorauß, dah dle wegen der abzustoßenden Forderung bestellte Hppo-

thek legal gelöscht werden konn.
So lange es an solcher Leglelmarion fehlt, critt gerichtliche RNlederlegung auf Ko,

sten des mangelhaft gerechtsertigten Gläubsgers ein.
33.

— Dle Erklärung elnes der Prloritäc nach vorgehenden Gläubigers, doß er die ihm
**s angebotene Zahlung annehmen wolle, schlleße das Reche des späteren insowelt aus, als

nscht nach Besrledigung des Ersten ein Ueberschuh bleibe. Glesch bevorzugte Gläubiger
haben glelche Rechte.
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Wegen eiserner, auf dem gerechüche Gute unaufkündbar haftender Copitallen be- B#en e-
darf es keiner besonderen Slcherstellung, wenn ür Betrog nicht dle Hälfte der nach Ab- e
zug des Ablösungscopltals verbleibenden consensuablen Summe überstelgt.

Encgegengesetzten Falls ist under Zuzlehung derjenigen Behörde oder Person, wel-
che die Rechte elnes solchen Capltals zu vertreten hat, eine andere Sicherstellung zu er-
mitteln.

d.3Das Interesse derWiedetkaufober. btda. ist von der Ablosungsbehorde in folgen=3echte,erWie-
der Are wahrzunehmen: er in-

a. Ist als Wiederkaufspreis für das berecheigte Gur die vorige Kaufsumme oder
irgend ein gewisser Preis im voraus bestimme, so ist dem Wiederkaufsberech-
ligeen die Befugniß auszubedingen, bei künfelger Ausübung selnes Wieder-
kaufsrechts den Betrag des Ablösungscapitals, insofern es niche in das Gue
selbst verwendet worden ist, an dem Wiederkaussprelse zu kürzen.

b. Ist der Wiederkaufspreis nicht im voraus festgesetze, sondern bestimme, daß
dos Grundstück nach dem wahren Werthe, den es zur Zelt der Ausübung des
Wiederkaussrechtsbabenwird,überlassenwerdensoll,so bar die Ablösungs.
behörde deshalb keine Verkehrung zu kreffen, sondern es wird die Wertß-
schmälerung, die das Grundstück durch den Wegfall der abgelösten Befugniß
etwa erlicten hac, bei Bestimmung des Wiederkoufsrechts durch Würderung
in Betrachr gezogen werden.

36.
Wegen der auf einem berechrigeen Gur bastenden Auszüge, Abgaben, Laudemien, ehser

Erbzlusen, Zehnten 2c. und der den Inhabern solcher Gerrcheigkelten gesetzlich sustehenden des *“-
Hypotbeken ist eine besondere Sicherstellung nicht erforderlich.

9. 37.
Der Besitzer des belasteten Gutes ist nicht verbunden, das von ihm zu erlegende zueche des Ver-Ablssungscapital,, wenn dessen Zahlungstag eingetreten ist, die Erörterungen wegen des suchtetenzur

concurrirenden Interesse dricter Personen an dem berecheigken Guce aber noch niche ge- —misr
schlossen sind, bis zu deren Beendigung zu behalten.

Er ist vielmehr besuge, dasselbe auf Kosten und Gefahr des Besibers des berechtig-
ten Gutes, bel dessen Hypothekenbehörde zu deponiren.

38.
Durch ein Pacheverhältniß, es mag solches bel dem berechelgeen oder dembelaste. Verhltpist de

ten Gute statefinden, wird die Ablösung an sich nicht gebindert. Es ist jedoch dabel? 5 u r i. "“
Folgendes zu berücksichtigen:

a. Dem Verpachter elnes berechtigten sowohl als eines verpflicheeren Grundstücks
steht zwar das Recht zu, auf Ablösung zu provociren und das Ablösungsge-
schäft einzulelten, er ist aber, wenn der Pache vor der Publlcacson des Ge-

2



sebes berelts abgeschlossen war (ohne daß wegen des Rechts zur Ablösung er-
wa eln Vorbehale gemacht worden ist), niche besuge, noch während der
Pachtzelt den Ablösungsvertrog zur Aussührung zu bringen.

D. Ill gegen den Besitzer elnes verpachtelen — berechelgken oder belasteten —
rundslücke auf Ablösung provociet worden, so kann dieser auch ohne Bel-

stlmmung des Pachsers den Ablösungsvertrag niche nur abschließen, sondern
auch zur Ausführung bringen.

Si#nd für den Fa elner solchen Ablösung über die Enschädigung des
Gutspachters rechtöbeständige Verabredungen getroffen, so hat es dabel seln
Deneren sind dergleichen nlcht getcoffen,, so tceten die nachstehenden Vor-schristen eln.

. 39.
achn r U das berechrigte Gut verpachlet nud das obgelöste Reche mir in der Pachtung be-

un Gltern. grifsen, so hat sich der Pachter mit der Nuhung derjenlgen Eneschädlgung zu begnügen,
welche selnem Verpachter zu Theil wird.

Besteht die Eneschädlgung in Rente, so ilt ihm der Betrag dieser, bestehe sie in
Coplal,, so i#lt ihm der Betrag der vlerprocenilgen Zlnsen desselben zu gewähren, und er
berechelgt, denselben auf dle Pachegelder in Anrechnung zu bringen.

Vereinigen sich die bei der Ablösung Betbelllgten auf Entschädlgung durch Land-
abtcretung, so erhält der Pachter das obgetrelene Land auf dle Dauer der Pachtzele zur
Benutung; konn dleses aus irgend einem Grunde ulcht geschehen, so Ist lm der Betrag
der Remte, auf welche das abgerretene Land dem Berechtigten bel der Ablösung ange-
schlagen worden, von dem Werpachter zu gewähren; hat eine bestimmte Veranschlagung
uscht statcgesunden,, so st dieser Rentenwerth, wenn darüber zwilschen dem Verpachter
und Pachter eine Werelnigung nscht zu Stande komme, durch Abschähung zu ermikeln.

— Will der Expachter mie der ihm nach §. 30. zukommenden Entschädigung scch nichr
achtere. begnügen, so stehr es ihm srei, den Pacht Ju kündigen.

Dieses dem Pacheer eingeräumte Reche soll dann wegsallen, wenn das abgelöste Rechr
im Verhäleniß zur Wlrebschaft so unbedeutend ist, dah nach dem Urehelle der Ablssungs=
behörde keine merkliche Veränderung in den Wirthschastsverhältnissen enessepr.

e n der Regel donn anzunehmen, wenn der Betrag der dem Erpachter fur
dle abzulösende Gerechtsame nach F. 39. zu lelstende Entschadigung ln einem Jabr eln
Zehntheil des von löm für dos ganze erpachtete Gut zu zahlenden elnjährigen Pachtgeldes
noch nicht erreicht.

 . 41.
venpaunsb Int vos belastete Gut verpachter, so kann der ablösende Verpachrer verlangen, daß

oerpslichteien der Pachter dle Ablösungsrenre oder dle Zinsen des Ablösungscapltals zu vleren vom Hun-
Ghültern. derr insowelc übernehme, als er die abgelosten Dienstbarkeiten zu dulden verpflichtet

war.



Besteht ln einem solchen Fall dle W welche der Berecheigee bekommr,
ta Land, so muß der Eerpachrer auf die Benutzung des zur Entschädigung bestlmmten

Thelis bes ibhm verpochteken Grundstücks verzichten, ohne — eine Mladerung des
von thm zu entricheenden Yachrgeldes in Anspruch nehmen zu

Will der Erpachter des belosleten Grundstücke sich E 2 unterworsen, so fin-det 3 in Bezug auf ihn die Worschrift des.40.Anwendun
42

Zu Leitung und Besorgung der auf Triftablosung bezuglichen Geschaste wird fur alle
Theile Unseres Fürstenthums elne gemelnschafellche Beßörde elngeseczt, welche den Namen

ösungscommisston“
fuhren, und deren Direction elnem zum Richterame besähigten Rechesgelehrten überteragen
werden

Bel allen Verbandlungen, wo es auf Erörterung landwirthschestlicher Verhälenisse,
umd iusbesondere auf dle Ermltlelung des Werthes der obzulösenden Hut= und Teistge-
— enfomme, 1K eln, eln. für alle Mal zu verpflichtender, Sachverständiger zuzu-Klehen

Unserer Regierung bleibt es übrigens vorbehalten, nach Befinden für elnzelne Fälle
auch besondere Commissarlen zu ernennen.

43.
BeldleserBehördesinddiePropvocalfonen. auf Ablösung von Hur= und Trlftgerech-

lgkeloen onzubringen, dabel die Namen der sämmtlichen Provocanten und Provocaten
—wenn ucht vlellelcht eine Gemeinde Provocatin ist — serner der Umfang der abzuls-
senden Rechtee und Lasten, der Grund, auf weschem sie beruhen, die Arr und Weilse,
wie sie bioher in Ausübung gewesen, die etwalgen dem Belasteren zukommenden Gegen-
leistungen, sowie alle diesenlgen Umstände anzuzelgen, deren Kenneniß zu Feststellung
und Beurkheilung des aufzuhebenden Rechtsverhältnisses ersorderlich (K.

Ibtefumng#bere62*

Andringm der
Provotation.

 44.

Dle Ablosungsbehorde hat hierauf von der zuständigen Justiz= und Lehnsbehörde She der
ein vollständlges Verzelchnit der Personen, welche ols Besitzer der berechilgten sowohl, als lellnn S.
der verpftichteten Grundflücke nach den Vorschrifren des gegenwärrigen Gesetzes als legl. gung *8 pror-(eelmlet zu betrachten sind, mie Angabe der Urkunden, warauf deren Legitimarlon zur Sa-
che beruhr, zu erfordern.

84
Die Behörden des Landes sind wunnlic. der Abssungsconmisston auf Verlangen —75

alle in threr Verwahrung befindlichen urkundllchen Nachrichten, Rechnungen, abgethane
und gangbareActen,welche auf de Gegenstäude der Alsengpatenalabge. Bezug ha-
ben, mitzutheilen.

.46.
Findet die Ablssungsbehörde dle Provocotlon nach den Vorschristen des gegenwärei,

gen Gesetzes statthofe und ausreichend begründet, so 4%.#6sedl- urter abschrist·

en 3uWerhenl,(beilung.

badung.



licher Mitihellung der Provocatlon und der erwa belgefügten Berechnungen an den Pro-
vocaten und unter Angabe des Zweckes der Verhandlungen, mit Androhung angemessener
Geldstrase zu elmem nach Befinden an Ort und Stelle zu halcenden Termine vor. Sie
bat dabei dem Provocanten aufzuerlegen, daß er langstens ache Tage vor dem Termine
alle eiwoigen Notlzen, Berechnungen und Nachweisungen, auf welche er sich zu begkehen
gedenke, schristlich anzelge, und, so weit es möglich, zu den Acten gebe.

4% In dem Termine hat die Behörde nach den von den Parchelen übergebenen oder
sonst herbelgeschofsten Materialien die in Frage stebenden Rechte und Verbindlschkeiten
mit den Bethelligcen durchzugeben, und überhaupt das Verhälenit nach allen hier in Be-
trache kommenden Selten bin so zu erörtern, doh die Ausstellung eines erschöpfenden
Sachbestondes, mit Sonderung der verschledenen Gegenstände, und ein hierauf zu grün-
dender, den Yartbelen zu machender Vergleichsvorschlag möglich wird. Sle kann zu
dlesem Behufe jede Are von Auskunft und dle ihr nörhlg scheinenden Beweismittel verlan-
gen, auch den Termin, wenn an dem sestgesehten Tage zu einem sichern, übersichellchen
Resultate nicht zu gelangen ist,, prorogiren.

E l Ergeben sich bei blesen Verhondlungen streitige Punkte, dergelkole, dah der Be-
rechelgte dle abzulssende Huc, und Trlftgerechtigkeie in elnem gröhern Umfang in Anspruch
nimmr, als der Verpfllchtete dleselbe zugeslecht, so har dle Abläsungsbehörde sich besten
Flelhes zu bemühen, zwischen den Partheien ein gütliches Abkommen über dle Serelt.
srage zu vermitteln; gelinge dieses niche, so it solgendergeslalt zu verfahren:

#a. Dle abzulösende Gerechtsame ist sowohl in dem von dem Berechelgten bean-
spruchten, als in dem von dem Verpflichteten gugestandenen mindern Umsan.
ge abzuschähen und auf dlese Welse der Geldwereb derStreitfrage festzustel.
en.

. Kann der Berechtigte nachwelsen, daß er sich im Besih der abzulosenden
Hut· und Triftgerechtigkeit in dem von lhm behaupteten Umfange befinde, so
wied dleser Umfang bel der Auselnandersehung zu Grunde gelegt, dem Wer-
pflichreten aber dle Ausführung selner Behauptung im Wege der Regatorlen-
klage vorbehalten.
Wermag der Berechtigte elnen Bestblkand ulcht nachzuweisen, so wird bei
der Auselnandersehung nur der Umfang der Hut= und Teistgerechelgkelt zu
Grunde gelege, welchen der Verpflichrere wirklich zugestanden hat, dem Be-
rechulgren aber dle Geltendmachung seiner Besugniß in dem von lbm behaup-
teten Umfange mirtelst anzustellender Confessorlenklage nachgelassen.

4 In den unter D. und c. erwähneen Fällen ist die Klage, bel deren Werlust,
stere binnen dre! Monaten von Ausserilgung des Recesses angerechnet, bei
der zuständigen Justizbehörde elnzurelchen, und im Recesse dlelerbalb das
Nöthlge zu bemerken.

#
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e. Wenn in den obigen Fallen der Verpflichtete obsiegt, so ist ber Berechtigte
zu Ruckzahlung der immittelst bezogenen Ablosungsrenten, bezuglich bezahlter
Capitalien zu verurtheilen; siegt hingegen der Berechtigte ob, so wird der
Verpflichtete zu Nachzahlung der etwa unberichtigt gebliebenen Renten oder
Capitalzahlung angehalten.

Im Uebrigen bleibt aber die Ablosung, wie sie durch den Receß festge-
stellt ist, jedenfalls bei Kraft.

s. 49.
Neben der Feststellung der gegenseitigen Rechtsverhaltnisse der bei der Auseinander- Ermittelung d

setzung unmitkelbar betheiligten Parthelen, ist namentlich genau zu erörrern, ob dabel 2/ag eera.
rücksichelich der berechelgken oder belasteren Grundstücke, Personen, welche das Elgenthum
daran gerichelich in Anspruch genommen haben, Realgléubiger, Lehns- oder Fldescom-
mißluceressenten, Wiederkaufsberecheigte, als dritte Personen becheillge sind, und zu dle-
sem Behufe die Parthelen zu Worlegung der, die Grundstücke betreffenden Erwerbs-
urkunden, sowle der uber das Rechesverhälenl½ß und das Interesse der genanncen drirten
Personen vorhandenen Documente zu veranlassen.

50.
Erglebe sich bei dieser Uncersuchung, daß entsernkere Inceressencen vorbanden sind, erlahr, m

von denen sich spärer Einwendungen erwarten lassen, durch welche bereits geschlossene gung Dritterer-
Verhandlungen rückgängig werden könnten, so hat die Behörde diese Personen zu Wahr.
nehmung ihrer Rechte und zu Abgabe ihrer Erklärungen unter der Verwarnung vorzula-
den, daß im Fall des Nichterscheinens angenommen werden solle, als haben sie die von
Am(cswegen in Bezug auf ihr Interesse gerroffenen Maßregeln genehmige und anerkanne.

Trlltt jedoch eine solche Besorgniß niche ein, so ist den Verhandlungen mit den ent-
ferukeren Interessenten so lange Anstand zu geben, bis sie entweder von selbst oder in
Folge späterer Anordnung sich melden.

"½ 51.
Eschelnt eine oder die andere Partbel im Termine ulcht, so ist niches destoweniger Verlabren beii

nach den Anträgen des Provocanken das Geschäft zu beginnen und die Ermittelung des parthei.
Gegenstandes nach Maßgabe der vorllegenden Materlalien vorzunehmen.

d. 52. .

Eswlkvsovannelnandekwelkek,einewenigstensvlerwöchenklicheFkisthaftenden-IIIZFIZT
TermiufestgesetzkundderausgebllebeneTheilunterabschkifkllcheerkkhellungverVer-
bandlungen des ersten Termins mit der Bedrohung vorgeladen, daß im Fall des wieder-
bolcen Außenblelbens die von dem erschlenenen Gegeneßelle bewirkten Angaben für zuge-
standen angenommen werden sollen, welches Prájudiz im Falle des Nichterschelnens ohne
Welceres, namentlich ohne vorgängige Ungehorsamsbeschuldlgung und oßne besonderes
richrerliches Decrer, Krafe gegenwärrigen Gesetzes von selbst eintrict.

Ausbleiben ein-

Sind Mehrere, aber niche Alle von einer Parthel erschlenen, und haben die Er. Aeriltde
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schlenenen mit der andern Parthel vorlaufig uber gewisse Grundsate, wonach bie Ausein.
andersetzung geschehen soll, sichverelnigt, so wird das bei der anderwelten Vorladung
der Nichter schienenen anzudrohende Präjudlz aus den Beltrite zu den Zugeständnissen und
Erklirungen der Erschienenen, Inlowelt dlese mlt den Ausgebliebenen in glelchem Ver-
bältnisse stehen, gerlchcer.

*5
Ermmlttekung des Wegen Vransghlagung des Werthes F. abzusosenden Hur- und Tripgerechrigkele
un ist vorerst von der Behörde elne Wereinlgung unter den Bethelligten zu hrichen.

Kommn eine solche ulche zu Stande, so trikt elne sörmliche Abschätzung eln, welche, In.
(ofern nicht ein Antrag von Selten der elnen oder der ondern Parthelauf Zuglebung
mehrerer Sachverständlger gegelle wird, durch den sür das Abläsangageschäft lm Auge-
meinen verpfllchteren Sachverständigen allein ersolge. Jeder unmlktelbar Bethelligte
bot das Recht, die Zuziehung voch anderer Sackverständlgen zu verlangen, und die Ab-
schätunggeschlett olsdann in der im Civliprozeß Herkömmlichen Welse, so doßaußerj#-
sem von Amtswegen sbgeorbneten Sochverstöndigen noch zwel andere, von denen jede
der Partheien einen vorschläge, nach vorgänglger Vereidlgung zugezogen werden. Der
Antrag Plerauf ist aber ist aber spätestens, bei Vermeldung der von selbst elneretenden
Ausschllehung, ltn dem zu den Verglelchsverhandlungen über den auzunehmenden Wertb
aonberaumten Termin, oder, wenn eln solcher nichr besonders angesetzt worden 18, inner-
balb der von Amtswegen anzusetzenden Fel# anzubringen.

. 55.
Grundioge vit- u vbl em Behufeistsolgendes zu ermitteln:r Ernttntang. 3 * deh tleri elerleonder welsepflichelgen Grandslöcke,

k der Weidewerth derselben,
e. die Thellnehmungsrechte an der Hutung- und Triscbefugnlß.

Nach dem Etrgebniß dieser Ermittelungen ist der Werth festzustellen, welchen die
abzulosende Besugniß fur den Berechtigten hat.

S. 56.
Wenn elne Vermessung vorhanden ist, wird selbstverstandlich dlese bel Ermitte

lung desIu dergeban zu Grunde gelegtie Vermessung vorhanden #K, wird der Flächengehale nach der Angabe der
Gerunsenertn bezüglich der Gerichtpersonen, und allenfalls minelst einer ungefähren
Abschätzung des Auehenden Landwirehschostsversländlgen nach dem Hier landühlichenMaah, den Scheffelzu100achtelligenuthen, festgeslellt.Findet in diesem8 spaterhineineVWormessuneu, und stellen sich dabel Diffe-
renzen gegen das Ergebnlß jener Abschatzung beraus, sokonnen solche auf Antrag der Be-
theulgten dann nachtragllch berlchtigt werden, wenn der Unterschied bel dem einzelnen
Verpflichteten sich wenigstens auf sechs Sllergroschen Rente oder sunf Thaler Capltal
berechner. Geringere Differenzen haben kelne Aenderung in der Ablösung zur Folge.

Ermlittluug des
ölächengtholts.



. 57.
Bel Ermittelung des Weldewerthes sind als Regel solgende Werthsclassen anzuneh. Cemterelung ben

wen:
Weldewerthes.

I. Elasse.. Glasse. I. Elasse.
a. Wiese —0.1518.— pf. —ib·12sg.—pf.—ih. 9s8. —pf.
b. Feld —. 5 —. —. 4. — —

C. Laubyolz . -. 6. 3.———.2-6
. anlhen · 2 — e 6. 1.„
C. Lehde *. 15 — —. 42 —. —. 0 —

Zu Wereinfachung der Auselnandersehung hat die Ablösungsbehöcde ummer Mkkwir-
kung des ökonomlschen Sachverständigen zuvörderst die Vermictelung elner güclichen Ver-
elnigung zwischen den Parthelen über Annahme eines durchschnletllchen Weldewerthes für
jede Gattung der kelstpslichilgen Grundstücke, mie Benutzung der obigen Classificatlon, zu
versuchen und die Yareheien namentlich auf den mie der specleslen Einschäbung der einzel.
nen Grundstücke verbundenen bedeukenden Zeit= und Kostenaufwand aufmerksam zu ma-

Blelbe dlese Gütepstegung ohne Ersolg, so ist den Parrhelen zu eröffnen, daß nun-
mehr die Einschätzung der verpflichteren Grundflücke in die einzelnen Wertharcfassen durch
das sachverständige Mieglled dee Commission ersolgen werde; dabel sind die Partheken
guglelch zu befragen, ob sie von dem önen nach F. 84. zustehenden Rechle der elgenen
Benennung zweler welkeren zuzuzlehenden Sachverständigen Gebrauch machen wol-
len.

Verlangt eine oder dle andere Parthel die speclelle Abschätzung des Weldewerehes
durch die drei Sachverständlgen ohne Berücksichelgung der oblgen Classen, so ist zwar
blesem Antrag auch stacrzugeben, es sind jedoch die Parthelen vorher nochmals auf die
badurch enestehende unverhälcnißmählge Erböbung des Kostenaufwandes aufmerksam zu
machen.

 358.
Do nach bekanncen Nechtcgmolis. dem teisipflichelgen Grundbesiher in der Re. Cemitretung der

gel und wenn der Telstberechugte nich durch elnen besondern Rechterltel ein Verbletungs. vo
reche erworben hat, die Mltbehücung zuskeht, so ill der Berechelgte niche besuge, den
vollen Weldewerth der ristpfllchelgen Grundsläcke, sondern nue densenigen Theil desselben
als Eneschädigung in Anspruch zu nehmen, welcher im Verhälmiß des von lhm aufzu-
treibenden Viehes zu dem des Trlstpflichtlgen und der erwaigen sonstigen Milobehutungs-
berechtigeen auf ihn kommr.

den die tristpsllchilgen Grundslücke von den Bethelllgeen mit verschledenen Vieh-
gatlungen betrleben, so iit dos Werhälmiß zwisschen den verschsedenen Wlehgattungen durch
dos landwiechschaftsverständige Mitglled der Commisston nach Beschofsenßele der Welde
tder Maaße festzustellen, daß dabel die Schaofwelde als Elnhese angenommen
wirb.



Ist die Hutungs-undTelstgerechtigkeit auf gewisse Zelten beschrankt, so ist auf die-
sen Umstand bel——der Thellnehmungerechte gebührendRucksicht zu nehmen,9wenn3. B. der Berechtigte die trifepflichtigen Grundstücke nur einen Tag umde
andern bercelben darf ,, nur dle Hälfte der auslurreibenden Vlehzahl in Ansah kommr.

9.
W , Ill der Umfang der eristpflichilgen Grunogche so grob, daß die Welde auf densel-

6 e durch dos aufzuereibende Wleh des Berechelgten nicht vollständig benuht werdengenn —wie dleß namenellch bel der Hutung auf größern in sorstmäßiger Cultur stehen-
den Woldungen der Fall ist — so sinden dle in den 9.55.50. 57. und 58. ausgeslell-
ten Regeln kelne Aunwendung, sondern es ist der —gKrabzulösenden Hutungs- und
Telstgerechtigkeit in der Art abzuschähen, daß dabel der Werth ermittele wird, welchen
dleselbe sur jedes einzelne Stück des ouszurreibenden Vieheo bat. Dabel ist besenders
auf die Beschaffenheit der Weide, auf die Zelt des Aufteiebs, auf den mit dem Aus-
Plebe verbundenen Düngerverlust, sowie auf den Auswand “ den Hicten Rucksicht zu
nehmen.

 60.Nuseinanderset Sind die Verhandlungen soweic guchee. dab dle wirkliche Auselnonderseungbe-
ungspion= wirkt werden kann, so hat die Behörde auf den Grund der bisherigen Erörterungen,

Vereinigungen und Cnescheidungen, einen Auselnandersetungsplan zu entwersen, den
Becbelllgten zur Erkläcung mitzuchellen, die dagegen gemachten Erinnerungen, wenn
sie begründer erschelnen, zuberücksichisgen, unbegründete durch Decrec zu verwerfen, und
blerüber allenthalben genaueNiederschriften —

Nect. Sind alle Anstände gegen den 1 S.o cepian durch Werglelch oder durch
Decret beselulge, sind insbesondere auch dagegen Antcäge und Elnwendungen enrfernter
Interessenten entweder nichr ongebracht, oder sind dle angebrachten erledigt worden, so
ist ein formlicher Receß auszuarbelten, den Betheiligten zum Anerkenntniß vorzulegen

und * relaigten Anerkennenisse von lhnen zu vollziehen.Welgerrsich alsdann gleichwohl die eine Parthel der Vollzlehung des Recesses, so
K der Inhale desselben von der Ablölungscommission in Form elnesErkenniusssen *
beingen und den Partheien zu publiclren.

Die dadurch enestehenden enen bat diejeuige Porthei, welche die Receßvollgle-bung verwelgert har, alleln zu cragen.

4 Dle Ablösungsbehörde muß serner # in Erwägung glehen, ob noch eine ossent-
ic llche Aufforderung solcher bei dem Geschäft krheihtn dritter Personen, welche noch nicht

bel den Verhandlungen gehört worden sind,Findet dleselbe elne solche darninn 6 nöcbtg, so ist dleselbe durch dle Hypo-
thekenbehörde des berechtigten Gutes zu erlassen.



Es bedarf zur Ausschlleßung der niche erschlenenen Interessenten kelner Ungehor-
samsbeschuldigung, sie wird vlelmehr mittelst gerlchellchen Decrees von Ameswegen ver-
fugt.

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand findet gegen diese Praclusion nicht Statt.
63

Der vollzogene Ablosungs- Receß wird, insofern das berechtigte Gut ein bei der Kra nun Wirk-
Lehnscurle zu Lehn gehendes Rittergur ist, an die Landesreglerung zur Bestäclgung ein- lesrrt E—
gesendet, in allen andern Fallen aber unmittelbar von Selten der Ablösungsbebörde be= dung der Actin.
satigt. Der Receß erlangt hierdurch die Eigenschaft und Kraft elner gerlchellchen Ur-
kunde, auf deren Grund wegen Ausführung derselben die Erecuelon nachgesuche und ver-
fugt werden kann.

Ein Exemplar dieses Recesses bleibt bei den Acten der Behorde; fur die Partheien
werden so viele Exemplare ausgefertigt, als dieselben wunschen; und den betreffenden Hy-
pothekenbehorden werden die nothigen Notlzen aus zugsweise zugefertigt, um die erforder-
lichen Vormerkungen in den Lehns- und Hypothekenbuchern machen zu konnen.

Nach ganzlicher Erledigung jedes Ablosungsgeschafts hat die Commission die Acten an
Unsere Regierung zur verwahrlichen Beilegung einzusenden.

. 64.

Gegen das Verfahren, die Verfugungen und Entscheidungen der Ablosungsbehorde Obere Instanz.
sindet Berufung auf den Ausspruch der Landesregierung mit Ausschluß jedes weiteren
Rechtsmittels Statt. Diese ist binnen praclusiver Frist von vierzehn Tagen von dem Au-
genblick der Behandigung oder Eroffnung der beschwerenden Verfugung an, bei der Ab-
losungsbehorde anzubringen, worauf diese die Acten mittelst Berichts zur Landesregierung
einsendet.

Actenversendung findet in keinem Falle Statt, doch bleibt der Landesreglerung vorbe-
halten, nach ihrem Ermessen allenfalls ein Gutachten einzuholen.

65
Die Londesregierung prüft die Beschwerde, und kann nach Befinden zur nochma- „Ve dti

ligen Vernehmung der Partheien eine Depucatlon aus ihrer Mlcte anordnen. it Oberdehord-
Ihre Entscheidung erfolgt durch Rescript an die Ablosungsbehorde, und es finder

gegen diesen Ausspruch ein weiterer Recurs nicht Statt.
 66.

Die Ablösung von Hutungs- und Trifeberechelgungen im Wege freier Verelnigung Freie Verglelche.
Kmin keiner Weise beschränke, vielmehr den Bechelligten vorzugsweise zu empsehlen.

Sie sind dabel an die Worschriften des gegenwärtigen Gesetzes über die Bedingun-
gen und Mittel der Ablösung nicht gebunden, und es hängt blos von ihnen ab, inwle-
welt sie dieselben als Leltfaden benußen oder welche Grundsätze sie sonst befolgen wollen.

Nur in Beziehung auf die Rechee dricter Personen sind auch bel freien Verglei-
chen die Vorschriften dieses Gesetzes von den Betheiligeen zu beobachten.

3



Worschtisten - §·67·
·««·»,··g,k. Eva-uniedochdecAuselnandeksehungs«undRegulikungsiBertkqgschriftlichab-
altGmkIIW-gefqsit,vordicBehöcdedesPecpfllchketenkeeognoscsctundvondleseknachEköktekung

derLegitimationqndleLandesregierungsukPküfangelngesendetwerde-«
»J«Sl"mf»«sj, Diese Präfung sol sich ober nur erstrecken:
lch 9 n 1. auf die Bestimmtheit, Vollstandigkeit und Unzweideutigkeit der Fassung;

2. auf die Leglelmatlon der contrahirenden Partheien;
3. auf das Interesse der betheiligten morallschen Personen, namentlich der Furstl.

Kammer und Landescossen, gelstlicher und welilscher Stiftungen seder Art,
deren Vermögensverwaltung mitkelbar oder unmletelbar unter irgend elner
Staatsbehorde steht;

4. auf das Interesse der nicht zugezogenen Realglaublger, Lehns. und Eldel-
commißnachfolger, Nutznleßer, Wiederkaufs- oder anderer Realberechtigten,
sowle jedes Drlicen, dessen Bethelligung bel der Sache der Behörde bel der
anzustellenden Erörkerung bekannt wird;

5. darauf, daß niches Gesehwlorlges bedungen werde.
Ueber die sonstigen Bedingungen und Mlltkel der Ablösung stehe ber Behörde ein

Ucthell nicht zu.Fluder sie aber in den unter 1. ble 5. aufgesührten Beziehungen An-
loß zu Erlunerungen, so muß sie dahln wirken, dah dlese zunächst von den Parthelen er-
ledige werden. "

Könnensiesichnichtvekeinigen,sohqtdieBehökdeüberdieAktundWelse,wle
dle gemachten Erinnerungen zu erledigen sind, die Entscheidung zu Fuifell.Auf dle von Unferer Kammer abgeschlossenen Ablösungsverglesche finden die Be,
stimmungen der 99 07. und 68. keine Anwendung.

 69.
Krasi und Wirt Dle über Werglelche in Ablösungsfachen abgefaßen Urkunden hoben dleselbe Krost
Jurerke Ve und Wiresamkelr, wie dle von der Ablsungsbehörde abgesoßten Recesse (§. 63.).

Kosien der #- Die Kosten, welche durch dle Trlfrablssungen eneskehen, sind zur einen Hälfte von
 dem Berechtlgten, zur anderen von dem Belasteren zu teagen.

Dieduf dle Leteeren sollende Hälste wird nach Verhälenlß ihrer zur Absindung des
Berechligeen festgestellten Belträge, und die auf mehrere Berechelgte sallende Hälfte nach
Vechäleniß ihrer Anthelle on der Absindung verthelle und eingezogen.

Dle Kosten der bel Telfroblösungen vorkommenden Vermessungen und Bonitkrun.
gen werden von den Interessenten nach dem Verhälenlt ihrer Thellnehmungsrechee und
Nubungsanabelle ausgebrache.

r*rsN.
Kosten in Betre Wegen Regullrung der bel den Auselnandersetungen vorkommenden Incidenepunk-
krA te, namentsich wegen Beräcksichelgung und Slcherstellung der concurrirenden Rechee ent-



fernter Interessenten, findet eine Theilnahme solcher dritter Personen an den Kosten niche
Statt.

. 72.
Die vorgedachten Bestimmungen (5. 70. und 71.) verstehen sich nur von denjeni. Nahere Bestim-

gen Kosten, welche zur ordnungsmäßigen Einleltung der Sache und Auseinanderseung
der Inceressenken schlechterdings erforderlich sind.

Dagegen sind rücksichelich der Kosten aller Welterungen, welche von der einen oder
der andern Selte erregk werden, die allgemelnen, wegen der Proceßkosten geltenden,
Grundsätze zur Anwendung zu bringen.

Die Ablösungsbehörde hac vor der Bestäclgung des Recesses über derareige Kosten
zu encschelden, gegen welche Entscheldungen der Recurs an Unsere Regierung mit Aus-
schluß aller welteren Rechrsmitkel nachgelassen bleibr.

Kosten, welche durch einen unzulässigen Ablösungsantrag verursache worden, hat
derjenige alleln zu tragen, der einen solchen Antrog gestelle und Hlerdurch die desfallsigen
Eröcterungen und Verfügungen veranlaßt hat.

7. 73.

Die Kosten, welche durch Einwendung der nach §. 64. nachgelassenen Berufung
entstehen, treffen bel einem bestäclgenden Beschlusse den Appellancen, bei elnem abän-
dernden beide Theile.

. 74.
Den bei dem Ablösungsgeschäft verwendecen Beamten und Sachverständigen ist bel

Localerpeditionen Wohnung, Heltung und Geleuchte von den Becheiligten unenegeltllch
zu gewähren.

Oläen und Transporkvergücung werden wie im gewöhnlichen Proceßverfahren, die
Gebühren des juristischen Commissars nach Analogle der Gerlchesgebühren, die Hono-
rare für die schriftlichen Ausarbeicungen der Sachverständigen nach Analogle der Sach-
waltergebühren berechnet.

IJ zwelfelhaften Fällen oder bei vorkommenden Beschwerden stebe die Enescheidung
über die Kosten und deren Ermäßigung der Landesregierung zu, gegen deren Ausspruch
kein Rechesmittel statefindee.

mungen über die
Verbindlichkeit
zur Kostengel-

tung.

Kosten wegen
eingewendeter
Rechtomittel.

Bestimmungen
über Ansetzung
der Kosten 2c.

8. 75.
Fäür Abwarcung von Terminen, sie geschebe persönlich oder durch Bevollmächtigte, kann Kosten auf Sei-

von den Interessenten eine Vergücung der Reise-oder Zeßrungskosten und der Versäum-
niß niche verlange werden. Auch trägjeder Thell die seinem Rechtsbeistond zu gahlenden
Kosten, wovon jedoch in den 90. 72. und 73. gedachten Fällen eine Ausnahme eintritt.

Urkundlich Haben Wir dleses Gesetz elgenhändig vollzogen und Unser größeres Re-
glerungsinsiegel beldrucken lassen.

Gegeben Grelz, den 30. Mal 1852.
L. S.) Heinrich XX.

Otto.

ten der Par-

theien
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F. 6.
(Ausgegeben den 25flen Junl 1852.)

9 Regicrungsbekanntmachung,
die Befugnisse des Stadtmusikus zu Greiz betreffend.

Aus Anlaß elner, von dem hlesigen Stademusikus Franz Theodor Regner anher
eingerelchten, Worstellung wegen mehrfoch vorgekommener Beelnträcheigung der löm in-

strucelonsmäßig zustehenden Rechee, wird seinem Ansuchen gemäß hierdurch Folgendes
zur allgemeinen Nachachtung bekannt gemacht.

Laut der, dem Stademustkus Franz Theodor Regner hier unterm 20. Junil 1851
ertheilten Insteucelon stehen demselben folgende Rechte zu.

1. Die Bewohner der Residengllodr Grelz, sowie dle unmittelbaren Unterthanen
der Herrschaften Obergrel), Unkergreiz und Oölau sind verbunden, sich seiner, und
kelneswege sremder Stadtmusiker und Pfuscher — wohin auch elnheimische, gehörls aun-
gebildete Musiker in ihrer Verelalgung zu einem nicht berechtigten Mustkcorps gezähle
werden müssen—zu allen und jeden Hochzeitsmusiken (die drei Dorsschoften Fraureuth,
Gorcesgrün und Pohllb# inebesondere aber auch zu ihren Kirmessen) zu bedienen.

2. Zu allen andern Tanglustborkeiten dürsen die Betheiligeen ouf dem Lande dle
Mufiker nach Willkähr nehmen. Im Fall sie dabel ondere, als den Seademusikus und
selne Leute, wählen, so erhält derselbe von jedem Tanzcage fünf Stlbergroschen,
welche bel Bezahlung der Tanzdiepensarionsabgabe mir enrrichter und vom Landescossier
(on berechnet werden.

Bel erwalger Firatlon der Tonzdispensorionsgelder kommr dle oblge Abgabe an
denStademusikus niche in Wegsall, sondern ist an denlelben dessen ungeachtetzuentrscheen.

4. Der Srademustkus hor die Musik in der Herrschaft Burgk Untergreiger Antheiss,
namentlich in den Ortschaften: Möschlib, Crispendorf, Plothen, Pahnstangen, Neun-

dorf, Mönchgrün, Grochwitz, Remptendorf und Rauschengesees, um den Beschwerden
der dor#igen Uncerchanen über elnen ibnen resp. zu well entlegenen Musikpachrer vorzu-
beugen und abzußelsen, an mehrere in selbigen Dorsschaften gesessene Dorsmustkonten
öoder auch an dle dasigen Dorswirehe selbst dergeskalt zu verpachten, daß die Unterthanen
ncht zu weit nach dem Pachter zu geben haben.

5. Dle nach Obsgem dem Musikzwange des Stademußkus Unlerworsenen haben
vor srelen Kunden bel concurrtrender Bestellung von Mußtk billig den Vorzug. Dage-



gen sind aber die Musikzwangspflichtigen auch schuldlg, ihre Bestellungen mit Bemerkung
der begehrten Musikerpersonenzahl wenlgstens vlerzehn Tage vorher zu machen. Ist dle-
ses nun von ibrer Selte beobachtet, und der Stademustkus wollee elnem srelen Kunden,
dem er seine Dienste niche bereits srüher zugesagt bätre, glelchwohl aufwarten, dem ge-
zwungenen aber kelne Musik geben, so soll derlelbe, der Ungeböhrnih halber, winkühr=
IIch bestroft werden.

Wied von mehreren Musikzwangspflichtigen für elnen und denselben Tag Mustk be-
stelle, so enescheider lediglich dle srühere Beslellung.

6. Reisende Mußtker, welche, ohne sich des Stadtmunßikus oder selner Leute zu be-
dlenen, in Gesellschase von drel oder mehr Personen Musiken aufföhren, sind dem Sradt=
musikus zebn bls funfzehn Silbergroschen für seden Tag shres hiesigen Aufene.
boltes, an welchem sie Mustk machen, abzugeben schuldig.

Zum Neujahr ist lm nachgelassen, einen Umgang in Hlesiger Stade zu halcen.
Greiz, den 24. Mal 1852.

Fürstl. Reuß. Plauische Negierung das.
Otto.

C. Jopf.

10. Negierungs. Bekanntmachung,
die Einschärfung des Höchstlandesherrlichen Mandats vom 14. August

1823 wegen Beschränkung des übermäßlgen Hundehaltens betreffend,
vom 27. Mat 1852.

Da lauc anher gemachter Anzelge das Hundehalten namentkich aus dem Lande miß.
brauchlich sehr überhand genommen und die Vorschristen und Bestimmungen des Höchst-
landesherrilchen Mandals vom 14. August 1823 außer Ache gelassen worden sind, o#
wird, um diesem Unwesen und den daraus, bel der so baufig vorkommenden Hundswuth
für die allgemeine Wohlfahre erwachsenden Gefahren zu begegnen, das gedachte, in

Amts. und Verordnungeblacts, Jahrgang 1823,verössentllchte,Mondar
zur allgemelnen Nachachtung in der nachstehenden Weise mie dem Bemerken hlerdurch
eingescherst, daß die in Gemäßhele des F. 3. desselben auf zwölf Groschen Couran fes-
gesebte jahrllcheAbgabe mittelst Publioaudi vom 30. Marz 1825 auf elnen Thaler erhoht
worden ist und die 65. 4. und 5. demgemaße Abanderung an den betreffenden Stellen
erlelden.



Wir Heinrich der Neunzehente von Gottes Gnaden, älterer Linie
souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
thun biermie kund und zu wissen:

Unsers in Gote ruhenden Herrn Großvaters, Fürsten Heinrich des XI. Gnaden,
baben bereits am 23. September 1701 eine Verordnung zu Beschränkung des übermäßt-

n.Handehaltene erlassen. Es ist aber dieses bellsame Gesetz vorlängst unbeachtee ge-
n.

Nachdem jedoch indessen in mehreren auch benachbarten Staaten ahnliche Verfugun-
gen erfolget, Unsere getreuen Landstande selbige gewunschet und auf Erneuerung der dies-
seitigen wiederholet angetragen, so haben Wir Uns bewogen gefunden, die obgedachteVer-
ordnung in nachstehender Maaße wieder herzustellen.

rl 1.
Jedem Unserer Unterthanen auf dem Lande, der eigenehümllch, pache= oder auf

andere Welse ein Haus besitzt — mie Elnschluß der abgelegenen einzelnen Häufer in
den städtischen Fluren, bleibt es erlaubet, einen Haushund, den Inhabern welt-
läufriger Gehöfe auch allenfalls, nach obrigkeitlichem Ermessen, zwei zur Sicherheit ab-
gabenfrel zu halten.

· 2.

Gleiche Besugniß genießen
a. Unsere Furstliche Jagerei, die Jagdberechtigten im Lande und deren Revier-

jager.
b. die Amts- und Gerichtsfrohne, Fleischermeister, Schafer, Scharfrichter,

Fuhrleute und Gastwirthe, auch Stadt-, Dorf- und Feldwachter, ingleichen
Manufactur-, Bleich-Anstalten rucksichtlich der zu Ausubung ihres Berufes
und resp. Gerechtigkeit erforderlichen, der Zahl nach jedoch auf das Beburf-
niß beschrankten Hunde.

.3.
Alle andere Personen, welche nicht zu den 96. 1. und 2. benonnten gehören, ohne

Unterschled des Scandes und der Würde, sie seien wirliche Unterthanen oder Fremde,
dle sich auf länger als halbjährige Zeic in Unsern Landen aufhalten, auch den Mllitalr=
stand miteingeschlossen, sowie die Ih. 1. und 2. aufgesührten Individuen rücksichtlich lbrer
nicht befreieten Hunde, entrichten jährlich von jedem

Zwölf Groschen Preußisch Courane
zur gemelnnützigen Polizel-Anstalt des Landstraßenbaues.

Exemtions-Gesuche werden an Unsere Regierung verwlesen und ist der Weg der
Supplication bei Uns unzulässig.

Nuch Uns selbst und die Glieder Unseres Fürstlichen Hauses sind Wir dem löbllchen
Zwecke zu entzlehen nicht gemelnt.
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. 4.
Diese Abgabe wird Halbsährig Vorausbezahlungswelse mit 6 Gr. vom künselgen

ersten October dieses Jahres an, an die von Unserer Reglerung durch das Ames- und
Verordnungsblatt bekannt zu machenden Einnehmer entelchtet. Es werden dahero dlese-
ulgen, welche diesen Auswand zu mochen uscht wlllens sind, hlermie erinnere, löre Hunde
in Zeicen und vor dem ersten October d. J. abzuschaffen.

5.
Jeder Besier eines oder mehrerer Hunde, es selen nun dlese abgabenpflichilg oder

nach 9G#. 1. und 2. fret, ill verbunden, dem Elnnehmer des Districres spätestens bis
zum 15. October d. J. die Anzeige davon zu mochen, eln Blechgeichen für jeden Hund,
gegen Elnen Groschen Gebühr des Elnnehmers, zu lösen, dabel dle halbjährige Abgabe
vom pffichilgen Hunde mit 6 Gr. zu entrichten und damle in glescher Maahe so lange
balbjährlg sortzufahren, bis er den Abgang des Hundes dem Elnnehmer anzelgee und
das Blechzeschen zurückglebe.

Junge Hunde, dle resp. om 1. October und 1. April Sechs Wochen alr sind, müs-
sen glelchsalls angezeiger, das Blechzelchen gelöser und dle Abgabe enerschtet werden. Bel
Anschaffung elnes neuen Hundes an dle Seelle des abgeschofften, bedars es aber kelner
Anzeige und das berelcs gelösete Blechzeichen gile welker für den neuen Hund

Da kein Blechzeschen ausser dem Wohnorke gelten kann, so muß bel Ueberzügen
von elnem Orc in den andern, das bisherige zurückgegeben und eln neues gelöser werden.
Dlese Blechzeichen mässen den Hunden umgebhänger, können in dle Halsbänder eingenäher
werden, und sind, wenn der Hund abgeschaffet wird oder obhanden komme und keln an-
derer an deslen Seelle ceitt — dem Einnehmer wleder auszuhänoigen.

Gehec eln Blechzeichen verloren, so muß es gemeldet und eln anderes mit einer
neuen Nummer gelöset werden.

g. 6.
Wer dle Anzeige §. 5. unkerläitse, verfället in Zwei Reichsthaler Serase, balb dem

Denuncianten und balb der Landstraßenbau-Casse, und muß überdlef dle Abgabe auf
dle verschwiegene Zeit nachgohlen.

Wäre jemand die Scrase zu bezahlen unvermögend, so wird ihm der Hund weg-
genommen und kodegeschlagen.

G. 7.
Wenn jemand mir der geordneten Abgabe nach Monarefrist, miehln zu Anfang

Novembere und resp. Monateé Mal noch in Rückskand wäre, und selbige sosort auf Eerln-
nern des Einnehmers ulche unverzäglich berlchilgen würde, so wird ihm der Hund durch
den Noachrichter weggenommen und derselbe löm ulcht eher wleder verabsolgee, als bis dle
Begahlung der Abgabe beschelniger und Fuktergeld, nebst Sechs Groschen Fanggebühr,
berschelger ist; erfolgee aber dle Auslöfung niche blunen 14 Tagen, so wird der Hund
lobtgeschlagen.



. B.
Wer in den Stäbten seinen Hund, mie oder ohne Halsband und Blechzeichen, her-

umlaufen läsler, hoc es sich selbst zuzuschrelben, wenn derselbe im Sommer bel großer
Hitze, oder im Winter bel beftiger Kälte oder sonst vermehrker Gesahr der Hundswuth
— auf vorgängige Verwarnung im Ames- und Werordnungsblate—durchden Nach-
richter kodtgeschlagen wird. .

Unterwindet-gefährlichenZeitumstände-IladenStädte-sobnehclsbqndundBlechs
zelchen herumlausende Hunde werden vom Nachrichter eingefangen, und gegen 12
Fanggebubr und 2 Or. taglichen Futtergeldes, fremden Durchtrelsenden aber blos gegen
das Futtergeld, wleder verabsolget.

Der Besißer elnes Hundes, an welchem Spuren der Wuth bemerkbar, ist selbigen
alsbald ködten zu lassen verbunden. Die Versäumung dieser vollkommenen Pflche wird
mit Geld-- oder Gesaengnißstrase verbüet und bat überdles dle Verbindlichkeic zum Ersatz
des veranlaßten Schadens gur rechtlichen Folge.

Zur Tödtung elnes wieklich tollen Hundes, er gehöre wem ee wolle, wird jeder,
der dazu Geschick und Werkzeug hat, aufgefordert und nach Umständen elne Belohnung
der verdienstlichen Handlung gugesichert.

unde, die von einem collen erwelelich gebissen worden, müssen soglelch getodtet
werden und darf In dlesem Falle keln Verschub und Heilungsversuch, —es sey auch un-
ter welchen Vorsichten es nur immer wolle — gestatket werden.

Wird der Biß von elnem kollen Hunde nur vermuehet und der Besitzer will ihn
usche sosort ködten sassen, so muß er ihn dem Nachrichter zur Behandlung übergeben, wel-
cher, — dah derlelbe nicht entkommen, und nicht eher, als bie alle Gefahr und Beforg-
niß vorüber, miehin niche vor neun Wochen wieder verabsolge werde —elgends verant-
worelsch (#. Alles und jedes andere Wegschoffen von tollen gebissen zu seln verdächelgen
Hunde ist bel 5 Thlr. Serafe verboten.

. 11.
Ec geßrer zu den wlchtigsten Pflichten der Orts- olizei, über die Beobacheung

der Vorschristen ##. 8. 9. und 10. mic größler Sorgsalt zu wachen. Uebrigens hat es
bel demjenlgen, was rücksichelich der ausserbalb der Städte in Wäldern, im Felde r.

micusenden Hunde in der Verordnung vom 30. August 1817 96. 10. und 14. ent.
balten, allenthalben seln Verblelben.

rkundlich haben Wir dleses Mandat eigenhändlg vollzogen und mie Unserm größe-
ren Reglerungs= usiegel bedrucken lassen, besehlen auch hlermic, daß es in Unsern Lan-
den pobslelret und an gewöhnlichem Orten angeschlagen werde.

So geschehen Grel), den 14. August 1823.
(L. S.) Heinrich XIX.

Fürst Reuß. . E. . u. Grän.
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Ole Gensd'armerle wird zugleich undee Hlnwelsung auf §. 22. ihrer Instructlon
nachdrücklsch angewiesen, auch Jedermann im Interesse der öffenellchen Wohlfabre Hier
durch austesordert, die Elnhalkung der Bestimmungen des vorstehenden Mandats streng
zu überwachen und jede zurKenntnlß gelangende Zuwiderhandlung bel der berreffenden
Behörde soforr zur Anzeige zu beingen.

Grels, den 27. Mal 1852. 4

Fürstl. Neuß-Plauische Rcglerung das.lo.
v. Gelden= Eriependorl.

11. Landesherrliche Verordnung,
die Vereinfachung des Geschäftsstyls bei den Behörden und bei Eingaben

an dieselben betreffend.

Ginie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Mlauen, Herr zu
Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc. 2c. 2c.

finden für angemessen, dah der Geschaste= und Curialstyl bel den sämmellchen Staats-
und anderen Behörden des Landes cheils elne mehrere Gleichförmigkeit erhalte, thells ent.
fprechend elngeschränkt und vereinfacht werde und verordnen daher, wie folge:

Mur gesetzliche Versägungen, sowle solche Verordnungen und Urkunden, welche
Wit Selb— unterzeichnen, sollen kunftighin unter Un sermNamen ausgesertigt, und
nur solche Eingaben, welche unmittelbar an Uns gelangen sollen, an Uns gerschter wer-

2.

Die Ausfertlgungen der Behorden ergehen unter deren Namen in der diesem ange.
messenen Form.

Der Siyl in den auszuseetlgenden Urkunden und Urteln wird demgemaß einge
richtet.

o Derglelchen Aussercigungen werden von dem sedesmaligen Vorstande, oder in des-

sen Verblnderung, von dem dasn berechilgten und verpflschreten Srellvertreter desselben
unterzeichne#, von demjenlgen Unterbeamten, welcher die Reinschrift mit dem Concepte
collakfonlrt bar, contrasignlrt und mi dem sührlichen Amtssiegel versehen.

Dle an dle Behörden gelongenden Communcate, Berichte, Vorstellungen, Ge.
soche und andere Eingaben werden sederzelt on die Behörden selbst gerichrer.



4.
Sowoßl In Rescriplen, als in Berlcheen und in Eingaben von Privatpersonen an

dle Behörden fälle dle bisher gebräuchliche Ausprache weg.
Ole Bebörde wird sters in der dricten Person angeredet und ihr wird, wenn se

elne obere Landesbehörde ist, von Selten der als untere Instanzen in Justig= und Ver-
waltungssachen anzusehenden Behörden, sowie Prlvarpersonen ohne Unterschled, in der
Zusammensehung mit „Fürstlich“ das Prädlcat „Hoch“ belgelegk, J. B. „an Fürstlsche
bohe Landesreglerung“. Einer Submissionsformel bedorf es zur Bezelchnung des beste-
henden böheren Verhälenlsses der Oberbehörden nicht.

Bel den Elngoben an Mlctel= oder Unterbehörden sallen alle bisher üblich gewesenen
belobenden Prädlcale als: „Wohl- und Hochlsblich“ „Hochverordnet“ und dergleschen,
Iinsbesondere auch der Gebrauch des unbestimmten Arelkels „Eln“ „Eine“ künfelghln
weg.

5.
Bel elnem Schrlftenwechtel zwischen Uncertehieh#m I#k in der UAnrede lediglich der

Bezeichnung „Fürstlich“ oder bel nicht Füestlichen Serllen, der bioßen Octsbegeschnung
sich zu bedienen; dasselbe haben auch die Privaten in ihren Schristen an die Behörden #u
besolgen.

6.
Shere Behörden legen unceren Seaatsbehörden, mit Ausnahme der Pfarrämter,

*Wn beren es bei dem zeltherlgen Gebrauch verblelbr, nur das Belwort „Fürst-
lich“ bei.

7.
Reseripte und andere Verfügungen der Oberbehorden an die Unterbehorden werden

brelt geschrleben; am Schluße ilnks unten ist deer Name der Behorde, an welche dlesel-
ben gerichtet sind, und der Betreff der Sache kurzlich zu bemerken. Dabeisind auch die
etwalgen Bellagen anzugeben.

8.
Berichte, Worstellungen, Gesuche und andere EingabenandieOberbehörden,so-

wohl von den Unterbehörden, als von Prlvappersonen, sind auf der ersten Seler gebrochen
und auf den solgenden brelcgeschrleben elngurelchen.

Dabel ist Ktecs auf der ersten Selte oben Unke zu bemerken, aon welche Behörde die
Elngabe gerlcheet ist, von wem sie kommrt und was sie betrisse. Auch sind dle scwalgen
Bellagen dabel anzugeben.

usebe Form Ist bei allen Elngaben von Prlvalpersonen an Unterbehörden zu ge-
auchen.

Oblge Bestimmungen Und vom 1. Jull dieses Jahres an allenthalben zu beobach-
ten.



Dabel versehen Wir Uns, daß auch bei dlesem verelnfachten Geschaftsstyl Ehr-erbletung gegen Vorgesehtte, Achtung gegen Gleiche, E
rend bebachtet werden wird.

So geschehen, Gre#, den 16. Juni 1852.
(L. 8.) Heinrich XI.tto.

4 12. Verordnung,
die würdige Behandlung des hiesigen Gottesackers betreffend.

Nachdem wlederholle Beschwerden daröber vernommen worden, mit welche .
sichwlosigkklkdek hiesigeGottesqckekvonunbesugteaBkssschem behandele „ il,
e, jungen Leuten allerlel Muthwllle dorin geübe werde, und die Gräber, nament.e dataufb fii dlich *rdß achse *8 a ib ! si Mit 1 89 9
worsen selen, so wird, um dle gewelhete Ruheslatte derEnrschlasenen Inführo vorf
das edlere Gesühl cies verlehenden, En#welhung sicher zu stellen, W hrnsache

1. Der Zutrlet zum Gottesacker ist hinfübro im Allgemelnen nur in Begleitung und
unser Aussicht des Todtengräbers gestattet. Dleser hat die Thüre desselben sederzelt, auch
wenn darin gearbelker wird, verschlossen zu halten, solche Personen aber, welche in ernster
Absiche denGorkesacker zubesuchen wunschen, auf ihr Bitten in denselben einzusühren.

2. Bei jedem Lelchenbegängniß ist die Gegenwart eines Polizeidleners zu veransas.
sen und hat dleser dabel strenge Aussicht über die Behandlung des gewelheten Ortes zu sub-
ren, auch darauf zu sehen, daß alle in den Gottesacker Elngetretenen denselben mit dem
Lelchengeieite auch wieder verlassen.

3. Denjenigen, welche den Gotkesacker öster zum Besuch der Gräber lhrer Angeßs-
elgen zu betceken wünschen, von welchen daher eine schonende Behandlung des Ortes vor-
ausgesetzt werden dorf, soll dle Erloubniß dazu auf Ansuchen ertheilt und ein Schlässel
gegen Entrichtung der Anserilgungskosten vom Klrchenvorsleher eingehändigt werden.

Sämmtllche Inhaber solcher Schlüssel sind zu verzelchnen und dem Todtengräber
bekannt zu machen. 64. Der Todcengräber und bez. dle Pollzeidlener sind bei elgener Verantw
pflichtet, jede wahrgenommene Ungebührniß in derBehondlen desGenzben „el
ekwanige bel Ihrer Aussichtssührung ihnen gezelgte Widersehzlschkeir sosore behufs ber Be-
strafung zur Anzelge zu bringen, und es werden dergleichen Ungebührnlsse allen Ernstes
geahndee werden.

Grei, den 11. Junl 1852.

Fürstl.Neuß.Plauisches Consistorium das.tto.
v. Geldern= Crispendors.



Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß älterer Linie.

e-.

/W. 7.
(Ausgegeben den gien Juli 1852.)

13. Landesherrliches Patent,
die Bekanntmachung des zwischen den Staaten des deutschen Zoll, und
Handelsvereins einerseits und den Niederlanden andererseits unterm
31. December 1851 abgeschlossenen Handels= und Schifffahrtsvertrages

betreffend, vom 15. Juni 1852.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, alterer
Linie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. . .
sügen hiermit zu wislen:

Der unterm 31. December 1851 zulschen Preußen für Sich und ln Verrretung
der übrigen Miglleder des deurschen Zoll, und Handelsverelns elnerselts und den Rleder-
landen andererselts abgeschlossene Handels= und Schifffohrksvertrag wird, nachdem Wir
demselben Unsere Rarisicotion erkheilt haben, auch die Auswechselung der von Uns
vollzogenen Rotlficatlonsurkunde gegen dle Königlich Niederlöndische ersolge (t — bier-
durch zur Nochachtung in nachstebender deutschen Auesertigung bekannt gemache.

Grels, den 15. Juni 1852.

(L. S.) Heinrich K.
Otto.

Seine Majestät der König von Preußen, sowohl sär Slch und in Vercre.
tung der Ihrem Zoll und Steuer, Sylleme ongeschlossenen souveroinen Lönder und Lan-
bestheile, nämlsch des Großherzogthumes Luxemburg, der Großherzoglich Mecklenburg,
schen Enklaven Rossow, Neheband und Schönberg, des Großherzoglich Oldenburgschen
Fürslenrhumes Birkenseld, der Herzogehümer Anholt- Cöthen, Anhalt-Dessau und An-
balr-Bernburg, der Fürstenehümer Waldeck und Pyrmonk, des Fürstenehumes b#ppe
und des Landgräsiich Hessischen Ober-Anus Meisenheim, ols auch im Namen der öbri-.
gen Mieglleder des deueschen Zoll- und Handels= Vereines, nämlich der Krone Boyern,
der Krone Sochsen und der Krone Würccemberg, des Grohherzogthumes Boden, des

« 1



Ehussirsenchunen Hessen, des Großher) Mt Hessen, zuglelch das Landgräslichessische Amt Homburg vertretend; der den Thüringlschen Joll- und Handels-Werelnblldenden Staaken, — nomenilIch: des Wn Sachsen, der Herzogehü-
mer Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen- Coburg und Gocha, der

Fiestenshunen Schwarzburg, Rudolstade und Schwarzburg= Sondershausen, Reuß-Grelz,Reuß= Schlelz und Reuß-Lobenstein und Eberedorf, — desHerzogehumes
Braunschwelg, des Herzogehumes Nossau und der freien Stcode Fronksurc elnerselcs,
und

Seine Majestät der König der Niederlande andererseits,
von dem Wunsche beseelt, den Handelsbezlehungen zwischen den Staaten des Zolverene-
und den Niederlanden eine großere Ausdehnung ju geben, sind überelngekommen,
terhandlungen zu eroffnen, und haben zu dem Ende zu Bevoslmachtigten ernannt, nim.

Seine Masestát der Könlg von Preußen:

den Grasen von Könlgsmarck, Allerböchstibren wirklichen E
Erbbofmelster, Kammerherrn, Nitterdes kon Adler-OrbeosKlasse mit dem Stern und des Preußlschen St. Johannlter-Ordens, Groß.
kreuz des Ordene der Elchenkrone, rc. c., Allerhöchskbren augerordencllschen
Gesondten und bevollmächulgeenMialcter bel Selner Majestäc dem Könige
der Nlederlande,

Selne Me der Könlg ver —
 Hermann van Sonsbeeck, Aleter des Mlederländischenn 2 „b Geoßkreuz des eee Rordslern-Ordens, Groß.

kreuz des Sordinischen St. Mourllius= und Lazorus= Ordens,Graßkeeu,
des Grlechlschen Erlser-Ordens: Allerhöchstihren Minister der auswäre#l-
gen Angelegenhel##en;

den Herrn Peter Phlllop von Bosse, Kommandeur des Nileder.
ländischen Lzwen-HOrdens,, Rleter des Russischen Sr. Annen-Ordens zwei-
ker Klasse, Großkreuz des Sordinischen St. Mauritlus- und Lazarus-Or-
dens, Allerböchstibren Finanz-Minister, und

den Herrn Carl Ferdinond Pahud, Rilter des Niederländlschen
Löwen-Ordens, Allerhschstihren Minlsler der Kolonlen,

welche, nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht und solche in guter undgehöriger Form
besunden haben, über nachstehende Arrikel (reingefammen sind.rt 1.

Dlie Schiffe des Zollverelnes, welche mit Ballast oder beladen in die Hafen der
lederlande elnlausen oder ous dlesen auslausen, und umgekehrt die Rlederländischen
Schiffe, welche mir Ballast oder beladen In dle Häfen des Zollverelnes elnlaufen oder
aus dlesen auslausen, welches auch der Ort lhrer Herkunft oder threr Bestimmung sep,
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lollen kelnen andern oder höhern Tonnen-, Baken-, Floggen-, Hasen-, Anker-, Loot.
sen-, Schlepp-, Feuer-, Schleusen-, Konal-, Quorantalne., Berge-Geldern, Rle-
derlagegebübren, Ingleichen kelnen anderen oder höheren Abgaben oder Gebühren irgend
einer Arc oder Benennung uncerworsen werden, sie mögen im Namen oder zum Vortbelle
der Regierung, der öffenillchen Beamten, der Kommunen oder irgend einer Anstalt er-
boben werden, ols denjenigen, welche den Rational. Schiffen bel deren Einlaufen in die
gedachten Häfen, ibrem Aufenthalte doselbst, oder bei ibrem Ausgange gegenwärtig auf-
erlege sind, oder künftig etwa auserlegt werden möchten.

Areikel 2.
Alle Erzeugnisse und andere Handelsgegenstände, deren Einfubr oder Ausfuhr ouf

Natlonal,Schissen in den Staoten der hohen vertragenden Thelle geseczsch Srat finden
darf, sollen daselblt auch auf den dem andern Theile zugebörenden Schissen ein, oder
ausgesührt werden dürfen.

Die Woren, welche auf Schlssen des elnen oder des ondern Theils in die Häsen
des Zollverelnes oder der Niederlande elngeführe werden, sollen dorr zum Werbrauche,
zum Durchgange, oder zur Wiederaussuhr bestlmme, oder endlich nach dem Besleben
des Elgenebümers oder selner Machehaber, In Entrepot gebracht werden können, ganz
uncer denseiben Bedlugungen und ohne höheren Magazin. Gebühren, Bewachungs= oder
sonstigen Koslendieser Art underworsen zu werden, als denjenigen, welchen dle aus Natlo-
nal-Schlffen angebrachten Waaren unterllegen.

etikel 3
Waaren jeder Arrc, ohne Uncerschied des Ursprungs, die, aus welchem Lande es

auch seyn möge, auf Schiffen des Zollverelnes in die Häsen der Niederlande oder auf
Nlederländischen Schlffen in dle Häsen des Zollverelnes elngesührr, eben so Waoren je-
der Arc, ohne Unterschled des Ursprungs, dle. nach welchem Bestlmmungsorceesauch
(eyn möge, aus den Häsen der Rlederlande auf Schiffen des Zollvereines oder aus den
Häfen des Zollvereines auf Niederländischen Schissen ausgesöhre werden, sollen in den
belderseitigen Häsen weder andere noch höhere Eingangs, oder Ausgangs= Abgaben jet
oder in Zukunft entrichten, als wenn die Elnsuhr oderdie Aussuhr aus Notlonal= Schiffen
erfolgte.

Artikel 4.
Dle Besrelungen, Prämien, Zollvergücungen oder andere Begünstigungen oder

Vorehelle dleser Art, welche in den Staaten elnes der beiden hohen vertragenden Theile
den Nakional-Schiffen oder deren Lodungen, sey es für den Eingang, sey es sür den Aus-
gang oder den Durchgang, bewilligt sind, oder künselg bewilligt werden könnten, sollen
in glescher Welse sowohl den Schiffen dee andern Thellé, ols auch deren Ladungen be-
willlge werden, ohne Rücksich darauf, woher dle Schisse oder deren Ladungen kommen,
öder wohln die Schlife oder deren Lodungen bestmmt sind.

1.



Dle vorstehenden Besiulmmungen finden kelne Anwendung auf die Besrelung vom
Tonnengelde und auf ondere besondere Begüallligungen derselben Arc, welche die in jedem

Staate zur National-Flscherel * Schisse genleßen.eeel 5.
In Allem, was das Ausstellen der Schiffe, ihr Ein= oder Ausladen in ben Häsen,

Rheden, Plätzen und Bassins beteiffe, und überhaupt in Hinsicht aller Fäemllchkeiten und
sonstigen Bestimmungen, welchen die Handekoschiffe, lbre Mannschaft und ibre Ladung
unterworsen werden können, ist man übereingekommen, daßh den Naklonal.Schissen keln
Prlollegium und keine Begünstigung zugestanden werden soll, welche ncht in gleicher
Weise den Schiffen des andern Thelles zukäme, indem der Wille der belden hohen ver-
tragenden Thelle dahln gehr, daß auch in dleser Beziehung lhre Schiffe auf dem Fuße
esner völligen Gleschstellung behondelt werden sollen.

Arti
Die Schlffe des Zollvereines, welche nach einem der Hasen der Nlederlande kommen

und dle Niederländlschen Schlffe, welche nach einem der Häsen des Zollverelnes kommen,
und welche daselbst nur elnen Thell lhrer Ladung löschen wollen, können, vorausgesetze,
daß sie sich nach den Gesehen und Reglements der beldersellgen Staaten richten, den nach
elnem andern Hasen desselben oder elnes andern Landes bestimmten Thell der Ladung an
Bord behalten und ihn wleder aussühren, ohne für dlesen Thell der Lodung irgend elne
Ubgabe, außer den Kosten der Bewachna zu bezahlenri el 7.

Dle Schlffe des elnen der hohen vertragenden Thelle, welche in elnen der Hasen des
andern Theiles lm Nothsolle elnlausen, sollen daselbst weder für das Schlff, noch sür des.
sen Ladung andere Abgaben bezahlen, als dlesenlgen, welchen die National. Schllffe in
glelchem Falle unterworsen sind, vorausgesetzt, daß dle Norhwendlgkeit des Elnlaufens
geseblich seslgeskellr ist, doß serner dlese Schlsse keinen Handelsverkehr treiben und daß sie
sich in dem Hafen nicht länger aufhalken, als die Umstände, welche das Einlaufen norß-
wendlg gemache haoben, erhelschen. Die zum Zwecke der Ausbesserung der Schiffe erfor.
derlichen Löschungen und Wlederelnladungen sollen niche als Handelsverkehr betrachter
werden.

Artlkel 8.
Im Falle der Strandung oder des Schlsfbruchs elnes Schlffes bes einen der hohen

vertragenden Theile in den Staten des andern, soll dem Kopitaln und der Mannschaft,
sowohs für ihre Personen, als auch für das Schiff und dessen Ladung alle Hülfe und Bel-
stand gelelster werden.

Die Maßregeln wegen der Bergung sollen nach Maahgabe der Landesgesetze Statt
finden, und es sollen kelne höheren Bergungskosten entrichtet werden, als dlesenigen, wel.
chen dle Narlonalen im glelchen Falle unkerworfen seyn würden.

Dle geborgenen Waaren sollen kelner Abgabe unterworfen seyn, es sey denn, daß
ste in den Verbrauch übergehen.
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Artitel 9.
Da es die Absicht der hohen vetragenden Thelle #t, zwischen den Schlffen lhrer

beiderseltigen Staaten aus Rucksicht auf deren Natlonalltat kelnen Unterschled in Betreff
des Ankauses der auf dlesen Schiffen eingefuhrten Erzeugnisse oder anderen Gegenstan-
den des Handels zuzulassen, so soll in dieser Bezlehung weder direkt noch indirekt, weder
durch den elnen oder den andern der Hohen vertragenden Thelle, noch durch elne in deren
Romen oder unter deren Autortcäc handelnde Gesellschafr, Korporatlon oder Agencen,
den Einsahren auf einhelmischen Schiffen irgend eln Vorrecht oder Vorzug elngerume
werden.

Arttkel 10.
Dle vorhergehenden Bestimmungen (Artlkel 1—9) sollen glelchmäßlgaufdie

Schlfffahrt zur See, ouf die Flußschlsssabrt und auf die Schifffabrt auf allen schiffbaren
Woslerstraßen, welche den Hohen vertragenden Thellen angehören, sep es nakörlichen oder
künfllichen Flöllen, Serzmen, Kanälen, Wasserwegen, oder von welcher andern Arc
oder Benennung es sey, ohne iegend elne Ausnahme, und glelchvlel in welcher Richtung,
Anwendung finden.

ODie Gleichstellung der gegenseielgen Floggen mit der Rotlonal-Glogge für dle Schif-
fohrt auf allen vorstehend erwöhnten Wosserstraßen findet ausdrücklich auf das Reche,
dlese Wasserstraßen zu besahren und auf dle von den Schifen, sey es für dlese Fahre
selbst, sey es für dle in den Häfen an den erwähnten WaslerstrahenzuentrchtendenGe.
bühren oder Abgaben, Anwendung, und zwar ohne Rücksiche ouf die Beschoffenheit der
Schlsse, mögen es See. oder Fluß-Schisse seyn, mögen die ersteren (Seeschiffe) als von
elnem patenelreen Schlffer gesührte Rheinschiffe betrochtet werden oder nlchr, endlich ohne
Rücksicht darauf, woher die Schiffe oder ihre Ladungen kommen, oder wohln die Schlffe
oder ihre Ladungen bestimmt seyn mögen.

Arcikel 11.
Die Unterrhanen elnes jeden der hohen vermagenden Thelle werden sich in Bezle-

hung auf die Ausöbung der Küstenschiffsohre den Geseen unkerwersen, wesche in dieser
Hinsscht in jedem der Staalen der beiden hohen vectragenden Theile jeßzt bestehen, oder
In Zukunft erlassen werden möchten.

Artikel 12.
Dle Natlonalltäc der Schlffe soll beiderseilig nach den jedem Lande elgenehümlichen

Gesetzen und Reglements auf Grund der durch die zusländlgen Behörden den Kapltainen,
Schists-Patronen und Schlssern usgeriln Paplece und Patente anerkannt werden.ltkett .

DiebeldetseltlgenKonsalnsollenbesugtseyn,dieMotkosea,welchevoaSchlsseu
ihtekNoklotIlndemLmdedetqndeknkmkoichenseynsollten,seslnehmenzulqssenandsie
ennvedekanthdodektnihreHelmqtbsukückzusendesr.Zudlesemeecketoetdeasie
sichscheiftllchcllUsslsllötsdigenBehördenwendenunddutchMitthtllutIsdesSchlsss
RegisteksonetMusic-tolle-lautschkiskodekingehölebeglcubigtekxbschklfhode-



durch andere amtliche Documente den Beweis suhren, daß dle reklamirten Individuen
zu der betreffenden Mannschaft gehort haben. Auf den in solcher Weise begrundeten An-
trag soll dle Aussleferung ihnen nicht versagt werden konnen. Es soll ihnen ollee Beistand
bel der Aufsuchung und Verhaftung der gedachten Deserteurs gelelstet werden, welche auf
den Antrag und die Kosten der Konsuln in den Landesgefangnissen so lauge fest zuhalten
sind, bis diese Agenten elne Gelegenhelt zu ihrer Fortsendung gefunden haben. Wenn
elne solche Gelegenhele sich jedoch Innerhalb elner Feist von zwel Monaten, von dem Toge
der Verhaftung an gerechnec, nicht darbleren sollte, so würden dle Deserteurs in Frelheit
gesetzt werden und wegen derselben Urfache nicht wieder verhastet werden können.

Wenn der Delerteur ein Wergehen begangen har, so kann derselbe erst, nachdem
dle zuständige Gerlchesbehörde ibr Urthell gesälle hat und solches in Aussührung gebrache
 , zur Versügung des Konsuls gestellt werden.

Man ist übereingekommen, daß die Seeleute, welche Unterthanen des Landes find,
wo dle Desercion Srakt finder, von den vorstehenden Bestimmungen ausgenommen seyn
sollen.

Arclkel 14.
I. Die Ladungen der Nilederländischen Schisfe sollen gönzliche Frelhele von den

durch dle Supplementale= Arcikel XVI und XVII gur Mainzer Konvention vom 31.

Mäc 4831 seprsegeen Zöllen genleßen:#a) bei der Aussuhr aus Preußen, stromaufwärte oder stromabwärté, aller in.
ländischen oder auch solcher Gegenstände, die, nach Enerlchtung der Ein-
gangszölte, sich Im sreien Verkehre befinden, stromouswärte jedoch mir Aus-
nahme der Gegenstände von notorlsch außerdeurschem Ursprunge;

b) bei dem Transporte aller Gegenstände aus elnem nach elnem andern Preußl-
schen Rbeinhafen;

 ) bel der Einfuhr aussändischer Gegenstönde, ouf der Preuhlschen Rheinstrecke
zum Werbrauche, glelchviel ob der Zoll gleich bel der Einfuhr anderGrenze,
oder erst am Orce der Ausladung entelchter wird, sie mögen direke ous dem
Auslande, oder aus elnem der Staaken des Zollverelnes uner Steuer-Kon-
trole kommen;
bel dem Transporte der Im sreien Verkehre befindlichen Gegenstände ulchr
überseeischen Ursprunges, welche eneweder in einem oberholb Koblen) bele.
genen Preuhischen Orte, oder in einem der Häsen des Rbelnes oder seiner
Rebenströme, welche in den Könlgreschen Bayern und Würtkemberg, in den
Grohherzogthümern Baden, Hessen und Luremburg, in dem Herzogthume
Rassau, oder in dem Geblete der sreien Seadt Franksurt liegen, eingeladen,
und zur Elnsobe in elnen Preußischen Rhelnhasen oder zur Durchsuhr auf
dem Rhelne nach den Niederlanden beslimme find;

o) bel der Woorendurchsuhr durch das Geblet des Zollvereines, bel welcher nur
eln Thell des Preußischen Rhelnes benußze wird, wenn dlese Waaren zu Lon-

.
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de auf dem rechten Rheinufer eingeführt und auf dem Rheine ausgeführt,
oder auf dem Rhelne elngeführt werden und auf Londwegen des rechten Rbein-
ufers ausgehen.

II. In allen anderen Fällen sollen die Ladungen der Nlederländischen Schlffe den
durch den Supplementalr-Artikel XVI zur Mainzer Konvencion vom 31. März 1831
festgesetzten Zoll nur nach dem beigefügeen ermäßigten Tarif entrichten.

III. Man ist jedoch übereingekommen, daß diesenigen Waaren, welche jetzt elnem
Vlereel oder elnem Zwanzigstel des durch den Supplementair-Areikel XVI zur Mainzer
Konventlon vom 31. März 1831 festgesetzten Zolles unkerworfen, oder welche völlig zoll.
Krel sind, diese Vorthelle auf Niederländischen Schiffen genleßen sollen; und es ist aus-
drücklich verabredet, daß das Viercel und das Zwangigstel auch auf dle Ladungen der
iederländischen Schiffe Hinsichrlich derjenlgen Waaren zur Anwendung kommen soll, wel-
che der dem Wiertel unterliegenden Klasse binzugefüge worden sind, nämlich: Kreuzbeeren,
Querclron, Sasslor, Aloe, Galläpfel, Sumach, Farbeholz in Blöcken, Weinsteln
und Salpeker, und welche der dem Zwanzigstel unterliegenden Klasse Hinzugesügt sind,
nämlich: Häringe. Man ist außerdem übereingekommen, daß die Ermäßigung, welche
füe Schwesel, Weberkarden, Krapp und Garancine bisher nur bel der Thalfahre zuge-
lassen ist, ebenfalls bei der Bergfahre zur Anwendung kommen soll.

IV. Die Niederländischen Schiffer sollen bei der Binnenfahre zwischen Koblenz
und Emmerich, ohne Ueberschreltung der elnen oder der andern dieser Zollstellen, der Frei-
beie von der Rekogulcions-Gebühr genießen, welche in dem der Mainzer Konvencson
vom 31. März 1831 angehängten Tarif B bestimmt ist.

Artlkel 15.
Den Niederländischen Schiffern, welche dlrekt von Emmerlch nach Koblenz oder

umgekehre durchfahren wollen, soll es freistehen, den ganzen Betrag der Abgaben voraus
zu bezahlen, nämlich in Koblenz, wenn sie den Rhein binabsahren, und in Emmerich,
wenn sie den Rhein Hinauffahren

Artikel 16.
Die Schiffe des Jollverelnes, sowie ihre Ladungen sollen in den Nlederlanden gänz-

liche Freiheit genießen:
1) von den durch die Supplementalr- ArtikelXVIundXVIIzurMainzerKon-

vention vom 31. März 1831 festgesetten Zöllen;
2) von der, durch den derselben Konvention beigefügeen Tarif B bestimmten

Rekognitions-Gebühr;
3) von der nach dem Areikel IV und der Anlage &amp; der vorerwähnten Mainzer

Konvention angeordneten festbestimmten Abgabe ((roit fixe) fürdie Durch-
sabrt durch das Geblet der Niederlande von Krimpen und Gorkum bis in
das offene Meer und umgekehre;

4) von der festbestimmten Abgabe (droit lxe) für die Durchfahrt zwischen
Belgien und dem Rheine auf den in dem Areikel 2 des Anewerpener Regle-

Tarif



menk vom 20. Mal 1843 bezelchneten segenannten intermedlären Gewas.
sern, nämflch: auf allenschlffbaren Wasserwegen, welche dle Wester-Schel-
de ml# dem Rhelne in Verbindung setzen, die Sloe, dle Oster, Schelde und
dle Maas elnbegriffen;

5) von der Schlfffahrtsabgabe auf der Maos und Dsel, endlich:
6) von jeder andern Abgabe oder Gebühr, dle jehr bestehe oder in Zukunft an-

geordnek werden möchte, sey es auf den Gewässern, für welche dle unter
Nr. 1 ble 5 des gegenwärtigen Arklkels erwähncen Abgaben Anwendung
finden, se es auf sonst irgend welchen in dem Gebiete der Rlederlande bele-
genen schissbaren Wasserwegen, sowie dle einen und die anderen m Absab 1
des Artikels 10 bezeichner sind.

Die Schiffe des Zollvereines sowie ihre Ladungen sollen, woher sie auch kommen
oder beestommen, oder wohln sie auch bestlmme seyn mögen, und glelchviel, in welcher
Alchtung die Fahrr erfolge, der vollen vorstehend seslgesetzten Besreiung in allen Fallen
genleßen, und nomentlich:

a) wenn die Waaren In direktem Transie durch die Nlederlande gehen, mögen
sie vom Rhelne kommen, um in See oder nach Belglen zu gehen, oder m-
gen sse von der See oder aus Belgien kommen, um nach dem Rhelne oder
Iirgend elner andern Richtung zu gehen;

b) wenn die Woaren von dem Rhelne, von der See oder aus Belgien kom-
men, um In den Rlederlanden ausgeladen oder Uübergeladen zu werden, wel-
ches auch sonst ihre weitere Bestimmung seyn möge;

o) wenn die Waaren In den Rlederlonden geladen sind und, sey es nach einem
andern in den Rlederlonden belegenen Orte, sep es nach dem Rheine, sey
es nach der offenen See, sey es nach Belglen, gehen.

Areikel 17.
Die Nlederlöndische Regierung verpflichter sich, die bessebenden Sähe der Schleu-

sen, und Brücken-Gelder, welche von den Schlffen, die den sogenanmen Zederik= Ka-
nal zwischen Gorkum und Wlonen possiren, erhoben werden, sogleich um funfzlg Prozent
berabzusetzen.

Die Niederländische Reglerung verpflichtet sich außerdem,, sovlel als mögsich, die
Brücken., Schleusen-, Hasen. Gelder und alle andere Gebühren und Abgoben, welche
von den Schissen, dle dle Kanäle und Serme von Vreewy noch Amslerdam und um-
gekehrt posslren, erhoben werden, herabzuseczen, sobald sie sich zu diesem Behuse mi den
Orcsbehörden, welche diese Abgaben erheben,, verstöndlge haben wird.

Artlike
Die jetzt auf dem Niederlandischen Rhelne, der Waal und dem Leck zwischen Lo.

bich, Dorbrecht und Rolterdam oder auch Amsterdam bestehenden Lootsen-Gebäühren
sollen um funfsii Prozene herabgeseht werden. Es soll auf dem eben erwähnten Rhelul.
schen Flußgebiete kein Bolen, und ken Baken-Geld erhoben werden.



Artlikel 19.
Dle Schlffe des Zollverelnes, ohne irgend welchen Unterschled, sollen das Reche

baben, auf jedem ihnen beliebigen Wege durch das Niederländlsche Geblet vom Rheine
n dle offene See oder umgekehrk zu fohren. Ungeachter der Abschaffung des droit sixe
sollen sie bel ihrer Durchsahrt alle Vortheile und olle Erlelchterungen, sowohl gollamellche
wle andere, genleßen, wesche durch die Malnzer Konvention vom 31. März 1831 den
zu der Rheinschifffohrt gehörenden Schlffen und deren Ladungen gesichert sind, die von
dem Rheine in die offene See oder umgekehrt auf den im Artikel 3 der gedachten Kon-
ventlon bezelchneren Wegen durchfaßren.

Ebenso sollen die Schiffe und Holzstöße des Zollverelnes, ohne irgend welchen Un·
kerschled, dos Recht haben, auf jedem ihnen beliebigen Wege durch das Niederländssche
Gebiet vom Rheine nach Belgien oder umgekehrt zu sohren. Ungeachtet der Abschaffung
bes droit lixe sollen sie bel ihrer Durchsahrt olle Vorthelle und alle Erlelchterungen, so-
wohl gollamtliche wle andere, genleßen, welche in dem Anmwerpener Reglemenc vom
20. Mal 1843 über die Schlfffohrt auf den intermedlren Gewässern zwischen der Schel-
de und dem Rheine festgeseht sind.

Artikel 20.
Dlejenlgen Schlffe, welche lediglich mie Scteinkohlen beloden sind, sollen nach wie

vor, unter den gegenwärtig beslehenden Bedliungungen, die Erleichterungen geniehen,
krase deren sie befugt sind, ibre Ladungen bel dem erslen Zollamee bel dem Eingange in
Lobleh nach der Aichskala zu deklarlren, mit der sie laur der Mainzer Konventson vom
31. Marz 1831 versehen sind.

Artikel 21.
Die belderseitlgen Flußschlffer sollen fur alle Fahrten, welche sie 4wischen dem Ge-

biete des Zollverelnes und dem der Niederlande, mit oder ohne Ladung, machen, von
der Patent- (Gewerbe-) Steuer, sowle von jeder andern persönlichen wegen ibres Ge-
werbes zu entrichtenden Abgabe srel seyn.

Wos die Blanenschiffsahre berrifft, so ist mon übereingekommen, daß dle Fluß-
schlsfer des Zollvereines ln den Nliederlanden jährlich nur elne Abgabe von 20 Cents für
dle Tonne von elnem Kubik, Meice (nebst 23 Zusaß-Hrozencen), und die niederländischen
Flußschiffer in jedem der Zollvereins·StaatennichtmehralsdiejetztindlesenStaaten
bestehende Patent·(Gewerbe·)Steuerentrichten sollen.

Der Transport von Waaren, welche die Flußschiffer aus dem Gebiete des Zollverel-
nes nach den Niederlanden oder umgekehrt nach einem oder nach verschiedenen in dem Laufe
lbrer Fobre gelegenen Orten beingen, soll eben so, wie der Transport von Waoren,
welche die Flußschisser ouf der Räcksobrt von einem oder von verschledenen, in dem Laufe
(rer Fahrt gelegenen Oreen des andern Landes ausführen, nicht als Binnenschifffabrt
angesehen werden.

Die vorstehenden Bestimmungen sollen auch ausf dle Dampsschisse Anwendung
finden.

2
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Es verstehe sich übrigens von selbst, daß die vorstebenden Bestlmmungen ohne Aus-
nohme auf alle im Absaßb 1 des Arclkels 10 bezelchneten Wasserwege zur Anwendung

kommen. 
rt ikel 22.

Um so vlel wle moglich Alles zu beseltlgen, was dem Handel und der Schlfffahrt
auf dem Rhelne und den anderen schiffbaren Wegen hinderlich seyn knnte, wollen die ho-
hen vertragenden Theile es sich angelegen seyn lassen, so welt als thunlich, die in ihren
Zelteseben und Reglements vorgeschriebenen Formalitaten in dieser Hinsicht zu verein-fachen.

Die hoben vertragenden Thelle verpfllchten sich oußerdem gegenseirig, dle Schiffe des
andern Londes und deren Ladungen an denjenigen Besreiungen und Ermäßigungen hinssche
h der Schlsffahresabgaben, sowie an jedem andern Vortheile Theil nehmen zu lassen,

welchen sie in der Folge den Naklonal. Schlssen oder deren Ladungen bewilligen möchten.
Arelkel 23.

Um so bald als möglich die Hlndernisse zuentsernen, welche der Zustandder Strome,
insbesondere zwischken Cöln und Dordrecht und Rorterdam, der Schisffahre in den Weg
legk, verpflichten beide Regierungen sich gegenseielg, und zwor jede Reglerung In Berreff
bevjenlgen Theiles des Rhelnes, welcher thr Gebler durchströme, den Lauf desselben be.
richeigen und das Fahrwasser vertlesen zu lassen, um, in so welr es durch könstliche Arbel-
ben geschehen kaonn, zu allen Jahreszelten elne für beladene Fohrzeuge hinreichende Fahr.
blese zu sichern. Artit

eilke 24.
Eo soll vöallige und unbeschränkte Frelhele des Verkehre zwischen den Uncerrhanen

der belden hohen vertragenden Thelle bestehen, in dem Sinne, dah inen dieselben Er.
lelchterungen, dieselbe Sicherhele und derselbe Schuß, welchen die Natlonalen genletzen,
belderseité zugesicherr werden. Dem gemäß werden die beiderseitigen Unterthanen in Be-
Kehung auf lhren Handel oder ihr Gewerbe in den Häfen, Städten oder sonstigen Or,
oen der beiden boben vertragenden Theile, mögen sie sich dore nlederlossen, sey es, daß
sie nur vorübergehend dort wohnen oder sich ausholten, weder andere noch höhere Abga-
ben, Toxen oder Auflagen entelchten, als dlejenigen, welche von den Nationalen zu ent.
eichten sind, und die Privilegien, Besreiungen und andere Begünstigungen, wesche in
Bezlehung auf Handel oder Gewerbe die Unterthanen des elnen der belden hohen vertra.
genden Thelle genleßen, sollen auch den Unkerbanen des andern zukommen.

In Becreff der Fabrlkanken und Handeltrelbenden des einen der beiden hohen ver-
tragenden Theile, sowle ihrer Handelsrelsenden, welche in dem andeen Staate Elnkäufe
für den Bedarf ihres Geschäftes machen und dort Bestellungen aussuchen, sey es, dah sie
mic Mustern oder ohne solche reisen, sedoch ohne doh ste Woaaren selbst mie sich führen, I##
man über solgende Bestimmungen übereingekommen:

Die Unterehanen eines der Zollverelns. Staaken, welche, sey es für eigene Rech,
aung, sep es für Rechnung eines Hauses lm Zollvereine, in den Nlederlanden reisen, sol.
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len süc Betceibung ihres Geschäste kelne ondere Abgaben, als elne Patent·(Gewerbe.)
Seeuer von böchstens 12 Gulden (nebst 28 Zusoh. Prozemten) jährlich emtrichten. Des.
sen in Erwiderung sollen dle Rlederländischen Unterthanen, welche, sep es für eigene
Rechnung, sey es für Rechnung eines Niederländischen Hauses, im Zollverelne reisen,
sür Bekreibung lbres Geschästes kelne ondere Abgaben, als elne Palent= (Gewerbe.)
Steuer von hochstens Thalern jahrlich in jedem Zollvereins -Staate entrichten.

Es versteht sich jedoch, daß in allen Fallen, wo in dem einen oder dem andern der
Zollvereins·StaatendiegegenwartigsutdieRiederländischenUnterthanen bestehende
gesetzliche Parenr, (Gewerbe.) Steuer niedriger als 8 Thaler (K., dlese Steuer nicht er-
böhe werden darf.

Aretrel 25.
Der Durchgong der von den Riederlanden kommenden oder dorthin gehenden

Waaren, welche durch die nachslehenden Gebietstheile des Zollvereines transitiren, soll
— elner Abgabe von elnem Holben Silbergroschen vomZoll. Zentner encworsen
ehn:

a) für alle Waanen, welche zu Lande über die Grenze zwlschen dem Zollverelne
und den Rlederlanden eingehen und von Cöln oder von elnem unverhalb
Cöln gelegenen Rheinhasen aus dem Zoflvereine, sey es zu Berg, sey es zu
Thale, ausgehen;

b) sür alle Waaoren, welche auf dem Rhelne über Emmerlch oder Neuburg
eingehen und von Cöln oder einem unterholb Cöln gelegenen Rhelnhasen
zu Lande über die Grenze zwischen dem Zollverelne und den Rlederlonden
ausgehen;

-00) sür alle Waaren, welche, mie Berührung des Zollverelns= Gebletes, von
den Rlederlanden nach Belgien, von Belgken nach den Niederlanden, und
von den Nlederlanden noch den Niederlanden geßen.

Mon st ouherdem überelngekommen, dah der Durchgong der aus den NRlederlan-
den kommenden oder dortbin gehenden Waoren, welche durch dos Geblet des Zollverel-
nes gehen, keinen lästigeren Bedingungen unterliegen und keine andere oder höhere
Durchgangsobgaben bezohlen soll, als der Durchgeng der aus Belglen kommenden oder
dorkhin gebenden Waaren, welche durch das Gebiet des Zollvereines gehen. Es ist je.
doch wohlverstonden, daß diese Abrede nur auf eben dieselben Arten des Transportes
Anwendung finden und somlt ouf den Durchgang mitelst der zwischen dem Zollverelne
und den Niederlanden zu errlchtenden Eisenbahn zur Anwendung kommen foll, sobald
biese Eisenbahn vollendet seyn wird.

Es verstehr sich übrigens, daß in allen vorerwähneen Fällen von den auf dem
Nheine verschifften Waaren, ausser der Durchgangsabgobe, der Rheinzoll erhoben wer-
den wird, in so welt dle Erhebung dleses Zolles nach den Bestimmungen des zegenwär.
tigen Verkrages noch State finden darf.

2*
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Artikel 26.
Dle Bestelung von jeder Durchgangsabgabe durch die Nieberlande ist allen von

den Zollvereins·Staatenkommenden oder dorthin gehenden Waaren oder Handelsgegen-
ständen, ohne Unterschied des Ursprunges, welches ouch der Orr ihrer Herkunft oder (h=
rer Bestimmung seyn möge, zugeslchert.

Diese Bestimmung fundet auf alle Arten von Wegen oder Transport= Mitkeln An-
wendung, die süc die Durchsuhr durch die Niederlande benuht werden.

rtikel 27.
Die Niederlandische Regierung verpflichtet sich, in Rotterdam am Ufer der Maas

ein für Schiffe zugängliches sreies Entcepot zu errlchlen oder errichten zu lossen, Inner-
halb dessen dle aus dem Zollvereine kommenden oder dorthln gehenden Waaren jeder Art,
Mmögen sie durch die Niederlande gehen over demnächst für den innern Verbrauch besilmme
seyn, elngeladen, ausgeladen, umgeladen, einstwellen nledergelege, gelagert oder manl-
pulire werden können, ohne verwogen oder speziell revidirt zu werden und ohne anderen,
als den zur Vorbeugung des Unrerschlelse durchaus ersorderlichen Formalitäten zu unter-
llegen.

Dieses sreie Encrepot soll so nahe wie möglich bel der Statlon der Eisenbahn von
Rotterdam nach Urrecht errichter und mit dleser Scatson durch Schlenen verbunden wer-
den; mit der Errlchcung desselben soll dergestole vorgeschrirten werden, dah es spärestens
Jur Versügung des Handelestandes gestelle wlrd, sobald dle erwöhmte Eisenbabn dem
Verkehr übergeben wird.

Es sollen weder andere noch höhere Magozin-, Bohlwerks, oder Krohn-Agaben,
ale dle in dem Actikel 60 der Malnzer Konvenrion vom 31. März 1831 festgesebten, er-
boben werden.

Artikel 28.
Die Produkte des Niederländlschen Fischsanges und die Erzeugnisse jeder Art der

Niedetländischen Kokonien, welche in den Zollverein eingesührt werden, gleichviel, ob die
Elnsuhr direkt aus dlesen Kolonien oder über Häsen und Handeleplähe der Rlederlande,
zur See, auf Flüssen, Kanälen oder anderen Binnengewässern oder zu Lande Scate fin-
det, sollen weder anderen, noch höheren Abgaben uncerworfen werden, als denjenigen,
mt welcken dle glelchartigen Erzeugnisse irgend elner andern meistbegünstlgten Naklon be-
lege sind oder in Zukunft belege werden möchten. Jede Ermößigung der Eingangsabga-
ben des Zollvereines für dlese Gegenstände, glelchviel, ob dleselbe eine allgemesneist, oder
zu Gunsten irgend elner andern Nation eintrite, soll sofort von Recheswegen und ohne Ge-
genleistung auf die glelcharilgen Erzeugnlsse der Riederländlschen Kolonien Anwendung
finden.

rtikel 29.
Die Etrzeugnisse jeder Art des Bodens und des Gewerbefleißes der Staaten des

Zollvereines, welche in die Mlederlande elngesührt werden, gleichviel, ob dle Elnsuhr
zur See, auf Flüssen, Konälen oder anderen Blunengewässern, oder zu Lande State
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findet, sollen weder anderen, noch hoheren Abgaben unterworfen werden, als denjenigen,
milt welchen die gleichartigen Erzeugnisse irgend einer andern melstbegunstigten Nation be-
legt sind oder in Zukunst belegt werden mochten. Jede Ermaßigung der Eingangsabgaben
der Niederlande fue diese Gegenstande, gleichviel ob dieselbe elne allgemeine ist oder zu
Gunsten irgend elner andern Natlon elntritt, sosl sofort, von Rechts wegen und ohne
Gegenlelstung auf dle gleicharelgen Erzeugnisle des Bodens und des Gewerbefleißes der
Jollvereins.Seaaten Anwendung finden.

Arcbel 30.
Die Unterehanen derZollverelns= Scaacen sollen in den Nlederländischen Kolonien

alle Begünstigungen genlehen, welche den Unkerthanen irgend elnes andern melstbegün-
stioten europälschen Staakes bewillige sud oder bewilllge werden mächten.

Artikel 31.
Die Schlffe des Zollverelnes, sowle deren Ladungen sollen, in den Nlederländischen

Kolonken auf demselben Fuße, wie dle Natlonal= Schiffe und deren Ladungen behandelt
werden, ohne Räcksicht darauf, wober dle Schlffe oder deren Ladungen kommen oder wo-
bin dle Schiffe oder deren Ladungen besilmmt sind:

1) in Becreff der auf dem Schiffskörper bel dem Eingange, während des Auf.
enchalces, oder bel dem Ausgange hastenden Abgaben, namentlich aller der-
jenlgen, welche im Urclkel 4 des gegenwärtigen Vertrages ausgesührt sind;

2) In Betreff des Rechtes zur Elnfuhr und Aussuhr von Erzeugnissen und Han-
bels-Gegenständen, nach Maßgabe des Artikels 2 des gegenwärelgen Vertra-
ges;

3) In Betreff der Abgaben irgend wescher Arc, dle für Erzeugnisse und Handels-
Gegenstände bel der Elnsuhr oder Aussubr gegenwäreig beslehen oder in Zu-
kunst angeordnet werden möchtcen, nach Maßgabe des Artlkels 3 des gegen-
wärtigen Vertrages. Ebenso sollen die in den Arelkeln 4—9enthalcenen
Bestlmmungen auf den Handel und dle Schifffabre mit den Nlederländischen
Kolonlen oder umgekehrt Anwendung finden.

Dle Küstenschifffahre in den Kolonlen blelbe den Nlederländischen Schissen vorbe-
halten.

Artikel 32.
Die Erzeugnisse jeder Urt des Bodens und des Gewerbeflelßes der Zollvereins=

Sctaooten, wesche, gielchvlel woher, in dle Nlederländischen Kolonsen eingesührt werden,
ollen weder ondere noch Oöhere Abgaben entrichten, als diejenlgen, welche die glei

gen Erzeugnisse irgend elner andern meistbegünstigten Natlon jetze oder in Zukunft zu ent-
richten haben. Jede in dleser Beziehung oder in Betreff der Aussuhr von Kolonlal-oder
anderen Exzeugnissen, dem Handel im Allgemelnen oder irgend elner andern Nalon Ins-
besondere zugestondene Begünstigung soll sosort, von Rechts wegen und ohne Gegenlel-
slung, dem Zollverelne zufallen.
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Von dieser Regel findet nur elne Ausnahme in Bereff dersenigen Vergunstlgungen
Statt, welche den Äsiatischen Natlonen fur die Einsuhr der Erzeugnisse idres Bodens
und löres Gewerbeflelßes oder für ihre Ausfohren bewilligt sind oder in Zukunft bewillligt
werden möchten.

Aufierdem verpfllchter sich dle Nlederländlsche Reglerung:
#a) in ihren weslindischen Kolonlen alle Erzeugnisse des Bodens und des Gewerbe.

fleißee des Zollvereines den Erzeugnissen des Bodens und des Gewerbefleltes
der Rlederlande glelchzustellen, wenn sie auf Niederländischen oder Zollver,
eins= Schiffen oder unter kgend einer andern, der nalionalen glelchgeslelleen
Flagge in die Kolonien eingesühre werden;

b) in Berreff der Oflindischen Kolonlen sollen dle nachstehend verzelchneten Er-
zeugnisse des Bodens und des Gewerbefleißes des Zollvereines, wenn sie durch
die Niederlande kronsiiren und in elnem Hasen der Niederlande auf elnem
Niederländlschen oder Zollvereins= Schisse, oder unker irgend einer andern,
der nationalen glelchgestellten Flagge verloden und geroden Weges von elnem
Nlederländischen Hasen in einen Hasen der Niederländisch- Oftinoischen Ko-
lonien eingesührt werden, In dlesen Kolonien yur diejenigen Abgaben enrrlch-
ren, welche noch Maßgabe dee jehlgen Tariso für dle direkte Elnfuhr dleser
Gegenstände aus den Nlederlanden bestehen, nämllch:

Holz und Holzwaaren, mit Ausnahme von Fässern. ad valorem 6 pEr.
Lichte, Spermaccti-Kompostelonen 2c. dos Kilog. 12 Cents;
Eßwaaren, mit Ausnahme der im Tarlse besonders aufge-

suhrten .·.... 12
Droguerlen und Apotheker-Waagren 6
Mineral-Wosser in Krüqen oder in Flaschen, dle 100 Krä

ge oder Flaschen 6 Gulden;
Seldenwaaren mit Einschluß der Sammete 6
Maocerlalien zum Schiffsbou und zur Schifssausrüslung, mie

Ausnahme von Tauwerk und Segeltuich 6
Kurze Waaren, milt Elnschluß folscher Juwelen, Waorenund

. Wartnnen 6
uloer und Feuergewehrer 6
Galanterle-Waaren .....- 12

6S—Ö‘-—A-.)
Taback, sowohl in Blärcern als auch verarbeicet, das Kllogr.

8 Cents;
alle in dem Ostindischen Einsubr-Tarife niche aufgezählten

Gegenstände, welche Erzeugnisse Europ#', Amerlta's,
oder des Vorgebleges der guten Hoffnung sind 6
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Jede Ermaßlgung, welche in Betreff dieser Gegenstande zu Gunsten der aus den
Niederlanden kommenden Waaren ferner ersolge, soll sofort, von Rechts wegen undoh·
ne Gegenleistung den glelchartigen Erzeugnissen des Bodens unddes Gewerbefleißes des
Zollverelnes unter denselben Bedingungen, wie solche vorstehend unter b angegeben sind,
zu gute kommen.

Artllel 33.
Wen elner der Hohen vercragenden Theile in der Folge elnem andern Staate in

Bezlehung aus Handel oder auf Zölle andere oder größere, als dle in dem gegenwärelgen
Vertrage vereinborten Begünsligungen gewähren sollte, so werden dleselben Begänlkl.
gungen auch dem andern Thelle zu gute kommen, welcher dieselben unencgeltlich genleßten
soll, wenn dle Bewilllgung unentgelellsch geschehen ist, oder gegen Gewährung elner Ge-
genleistung, wenn für die Bewilligung Etwas bedungen ist, in welchem Falle die Gegen-
leistung zum Gegenstande eines besondern Uebereinkommens zolschen den bohen vertra-
genden Thellen gemache werden soll.

reikel 34.
Es soll jerem Deutschen Staate, welcher sich mit dem Zolloralue verbinden wird,

srelstehen, dem gegenwärtigen Verkrage beizutreten.
Arcikel 35.

Der gegenwärilge Vertrag soll in Wieksamkeit bleiben ble zum 1. Januar 1834,
und wenn sechs Monate vor dem Ablaufe dleses Zeltraumes kelner der hohen vertragenden
Thelle dem Andern selne Ablchr, dle Wirkung des Vercrages aushören zu lassen, mic-
telst einer offlziellen Erklärung kund gerhan haben sollte: so wird der Verteog vom 1. Ja-
nuar 1854 an noch 12 Monate in Krast bleiben, nachdem der eine der hohen vertragen-
den Thelle dem Andern seine Absiche, ihn nicht mehr ausreche halten zu wollen, erklärr
baben wird.

Artikel 36.
Der gegenwärelge Vertrag soll sosleich zur Rarlfikatlon aller betcessenden Regierun-

gen gebracht und die Roacifikarionen sollen im Hoog innerhalb drel Monaten vom Tage der
Unterzeichnung ab oder, wenn es seyn kann, srüher ausgewechsele werden. Derselbe soll
sogleich nach der Auswechselung der Ratisikarionen versffentlicht und unmitcelbar darauf
in Wollzug gesebe werden.

Zu Urkunde dessen haben dle Bevollmächelgeen denselben unterzelchnet und das
Slegel lhrer Woppen beigedrücke.

So geschehen im Haag am 31. Dezember 1351.

(Cez.) Koenigsmarck. von Sonsbeeck. van Bosse. Pahnd.
(L.S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.)
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Tarif
uber die Erhebung des Rheinzolles fur die Strecke von der Lauter bis Emmerich

fur alle Gegenstande, welche unter der Flagge eines deutschen Rhelnuser-Staates
oder unter Niederlandischer Flagge transportirt werden.

" Fur die Rheinstrecke Bei der Fahrtz ———
* abwarts sErhebungs- aufwarts Erhebunge-

- d
Even bis an der sab. an der sab.
7 Zolislelle zu Jollstelle zu
± *

Cent. Mill. Gent. Mi#.

A. Von allen Gütern, welche der ganzen Gebühr unterllegen.

der Lauter [Neuburg Reuburg — 23 Neuburg — 35
2 Neuburg Mannheim Neuburg 11. 6 Mannheim 17 68

Mnabtm Mainz Monnheim 19 670.ainz 1750Moinz, Caub Mainz 1%0 — aub 10%5sCaub- Coblenz Caub — Goabten 8 12

Coblenz Eare Coblenz 2 23 Undernach 3 35Andernach Andernach 179 . 2
&amp;d Linz 02 n o l 606Cöln 4 Gôin 5 62 S#at 85

10Dösseldor". Düsseldorf ***iee Mbont 651Iubrort hee " Ruhrort 3 62 6 30
1 I zur Niederländ.telWesel 6 7 Bele 8

reuß. Grenzebe
Schenkenschanz n#

B. Von den Gücern 4½ ganzen Gebuhr, welche den Rhein verlassen
in dle Lahn uiges

1|Caub 9et Lahn Caub 64 –L oblenz — Ceblem) 1os
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14. Fernerer Nachtrag
zu den, dem hiesigen Lein= und Zeugweberhandwerk unterm 26. Mai
1826 Landeöherrlich verliehenen Innungsartikeln, vom 20. Juni 1852.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, alterer
Linie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 4c.
beurkunden hiermie:

In den, dem Lein= und Zeugweberhandwerk hier unterm 26. Mal 1826 verllebe-
nen Innungsarelkeln ist Arc. III. S. 2. und 4. ausbrücklich verordnet:

daß der Lehrmelster verbunden sein soll, dem Lehrling den Unterhalt gehörlg
zu reichen, und selbigen im Handwerk getreulich zu uncerrichten, der Lehrling
aber, die ganze Lehrzelt über sich beständig und sorewährend beil dem Lehrmel-
ster befinden muß, und sich niche abwechselnd bel seinem Warer oder andern
Personen, wenn sie auch von der nämllchen Profession wären, aufhalten
darf.

Glelchwohl hatte sich bel der Innung der Mißbrauch elngeschlichen, daß den Lehr.
lingen beim Aufdingen anstate des, demselben artlkelmäßig zu gewährenden Unrerhal's,
der halbe Gesellenlohn ausbedungen, und die Worschrift wegen des Aufenthalts bel dem
Messter niche welter beachret wurde.

Da mun aber diese Elnrichtung der Vorschrife der Innungsartikel geradezu wider-
spriche, und für das Handwerk überhaupt mit sehr nachtbelligen Folgen beglelter ist, in-
dem dadurch bel den Lehrlingen die Neigung zur vorzeitigen Selbstständigkeie und selbst
Zügellosigkele begünstige, die Gewöhnung derselben zu der für ihr künftiges Fortkommen
unumgänglich nöchigen strengen Ordnung und Ausdauer bei der Arbele verhindert, da-
durch aber der Credit des Gewerbes uncergraben, und gleichzeielg der Andrang zu dem
ohnebin überfüllten und durch die ungünstigen Conjuncturen für Gewerbe und Handel ge-
drückten Handwerk zum Nachthell des letztern unverhältnißmäßig vermehrt wird, die In-
nung auch, dieß Alles wohl erkennend, auf Abstellung dieses Mißbrauchs angerragen hat:
so verordnen Wir biermie, wie folge:

1.
Die Eingangs erwähneen Vorschrifteen Arc. III. des Innungsbriefes §. 2. und 3.

sind künftig genau zu beobacheen; demgemäß ist jeder Lehrmeister verbunden, dem Lepr-
ling während der Lehre den Unterhale gebörig zu verabrelchen.

3



Kein Lehrmeister darf, Statt dessen, in dem Lehrvertrage dem Lehrllng den halben
Geseslenlohn oder irgend elne ähnliche Vergücung ausbedingen; eln Lehrmelster, welcher
dagegen handelt, wird zum ersten Male um zehn Thaler, zum zwelten Male um zwanzig
Thaser oder mit verhälenißmäßlgem Gefängniß gestraft und verlkere belm drleten Wleder-
bolungsfalle das Melsterrecht.

2.
Jeder, unter der, J. 1. verbotenen, Bedlingung abgeschlossene Lehrvertrag ist un-

güli#g; dle Innung darf bel zwanzig Thaler, i#m Wlederposungsfall zu erhöhender Stcafe
einen, auf dlese Welse angenommenen Lehrling ulcht aufdingen.

Hüärte ein Lehrmelster elnen Lehrllng unrer der oblgen verbokenen Bedingung ange.
nommen, solches aber belm Aufdingen verschwiegen und es wird solches später enedeckt,
so wird der Melster nichr alleln in die ongedrohre Serase genommen, sondern es Ist auch
dle Lehre ungültlg und dle Innung dorf bel zwanzig Thaler Strase elnen solchen Lehrling.
ulcht zum Gesellen machen. Lehterer hot vielmehr, wenn er beim Handwerk blelben
will,, selne Lehre von vorne zu beginnen und artikelmäßlg auszuhalten.

Obglelch dle blsher mihbraduchlich Stact gehabte Elnricheung, nach welcher manche
Lehrlinge statt des ortlkelmäßlgen Uncerbalts den halben Gesellenlohn erhlelten, dem In-
nungsbrlef zuwlder wor, so wollen Wir doch in Anbecracht der Umsttände geschehen lassen,
daß derglelchen Lehrverceräge, dafern dle Lehrlinge schon vor dem Wt“t fffugst-
duartal aufgedingt waren, ousrecht erhalken werden.

Zu Uckund dessen haben Wir gegenwäriigen Nacherag des Lein= und Zeugweber-
handwerks uncer Vordruckung Unfers größeren Reglerungesiegels ausferulgen lassen und
solchen elgenhändig vollzogen.

Gegeben Greiz, den 20. Juni 1862.

(IL. S.) Heinrich XIX.
Dtto.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

IW. 8.
(Ausgegeben den 20ften Jull 1852.)

15. Regierungsbekanntmachung
vom 5. Juli 1852, den revidirten Postvereinsvertrag vom 5. Dezember

1851 betreffend.

Rachstehender, auf der ersten deurschen Postconserenz revldlice, Postvereinsvertrag
wled, nachdem derlelbe raciftelre worden, mit den nachsolgenden Bemerkungen Hlerdurch
zur öffentlichen Kenntniß gebracht:

1) Dle Besllmmungen des revidlrten Postverelnsvertrags kommen gegemwäriig zur
Anwendung bel Brlesposigegenständen, Zeltungen und Fahrpostsendungen im Verkehr
mie nachgenonnten Staasgebleten und Staaksgebletsthellen, als

a. dem Großherzoglich Sachsen-Weimor=Elsenachschen Amrt Allftäde,

r.##PeSe

2*

vbrvee
 *9

den Hergogthümern Anhalt- Beruburg, Anhalt-Cöthen und Anhale-Dessau,
dem Großherzogehum Baden,
dem Könlgrelch Bayern,
dem Herzogehum Brounschwelg,
dem Königrelch Hannover,
den Fürllenthümern Hohengollern-Hechingen und Sigmaringen,
dem Fürstenihum Lichtensteln,
dem Grohherogkhum Luremburg,
den Grohhersogthümern Mecklenburg. Schwerln und Mecklenburg= Strells,
der Oestreichischen Gesammemonarchie,

. dem Großherzogthum Oldenburg (miie Ausnohme des Förstenthumes 24.
beck- Eueln),

der Preußischen Gesammtmonarchie,
. dem Konlgrelch Sachsen,

dem Heczogehum Sachsen-Altenburg,
den Uncerberrschasten der Fürstenthömer Schwarzburg= Rudolstadr und

chwarzburg= Sondershausen,
dem Fürstenhume Wabdeck
dem Konlgreiche Wurtemberg,

und
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t. den freien Stadten Bremen, Lubeck und Hamburg (ausschlleßlich des Zel-
tungsverkehrs mit dem Furstl. Thurn- und Taxlsschen Postgeblet.)

2) Das Herzogthum Holsteln (sowle das zum Holstelnsschen Postgebier gehörige
Oldenburalsche Fürstenthum Lübeck= Eurln) ist dem revidirten Postvereinsvertrag nichr
belgetreten und es sollen för den Verkehr mit demlelben vorläufig noch die Bestimmungen
des ursprünglichen Poslverelnsvertrages zur Anwendung gebracht werden.

3) Die Correspondenz nach Orten des oslvereinsgebletes kann nach Maahgabe
der Hlerüber erlassenen Bekannemachung mit Marken frankirt werden. Dle Correspon-
deng nach Ländern, welche dem Postverelne niche ongehören, kann vor Versffentlichung
der ersorderlichen Tarlse nicht mit Marken frankler werden und es finder in dleser Bezie-
bung dle in dec erwähnten Bekonn#machung enthaltene desfallsige Bestimmung, wonach
dlese Correspondenz baar am Schaleer srankirt werden muß, vorläufig noch Anwendung.

Anmerkung. Do dle Toxen nach verschledenen sfremden Ländern, z. B. nach Eng-
land, der Schwelz 2c. voraussichellch in der nächsten Zeit nicht unwesentliche Modlscatlo-
nen erleiden werden, so wird auch um deswlllen dle Frankatur dieser Correspondenz durch
Marken zu verschieben seln.

4) Dle Besllmmungen hiasichelich der Nachnahmen und baaren Elnzahlungen (Arc.
63. und 64.) können vorlusig auf den Verkehr mirOestrelch nicht angewendet werden.

Nevidirter Postverelns. Vertrag vom S. Dezember 1852.
Aufder ersten Deutschen Postkonferenz haben dle Bestimmungen bes zwischen Oester-

relch und Preußen zur Gründung des Deuisch-Oesterreichischen Postverelns unter dem
6. Aprll 1850 abgeschlossenen Vercrages eine Mevlston und Vervollständlgung erfahren,
und die Bevollmächeigten zu der gedachten Konserenz sind, mir Vorbehale der Raeifika.
tlon, über nachstehende Fassung des revidlrien Vertrages überelngekommen.

Allgemeine Bestimmungen.
Artikel 1.

Umsang und Der Deutsch-Oesterrelchlsche Postverein bezweckt die Feststellung gleichmaßlger Be·
aw 4½ Ber· stimmungen für die Tarlrung und postalische Behandlung der Brlef= und Fahrposlsen-

dungen, welche sich zwischen verschledenen zum Vereln geßörlgen Postgebieten oder zwi-
schen dem Wereinsgebiet und dem Auslonde bewegen.

Oesterreich und Preußen gebörendem Postvereine mie ihrem gesamm'ten Staats=
geblet an. Auher diesen wird derselbe nur Deutsches Gebler umfassen.

Ole Bestimmungen über dle Internen Brlef, und Fahrpostsendungen bieiben den
einzelnen Verwoltungen überlassen.

Artikel 2.
Jusammengeset“= Der gesammte Verwaltungsbeziek einer jeden Postadministrorion wird, auch wenn
tt Postgtdlete. sie mehrere Landesposten im Verelnsgebiete zugleich verwaltet, in dem Verhälimisse zu

den übrigen Verelns-Postadminkstraclonen nur als Ein Postgebier angesehen.
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Artitel 3.

Durch den gegenwärtigen Verkrag sollen dle gegenselrigen Rechls-- und Bessever.#—
bälenisse der becheillgten Postverwolkungen in Absiche aus dle Ausübung von Postregals- E 3rechten In kelner Weise berührf oder in Frage gestellt werden. n

Der Beleelee der Deueschen Postverwaltungen zu dem Poslverelne kann nur für den
Umfang der von denselben nach dem dermollgen Besitstande repräsentirten Rechee und
Verhältnise ersolgen. — Sollte in Zukunft dieser Bestöstand elne Aenderung erlelden,
so werden die Bestimmungen des Vertroges auf die in den veränderten Besißstand treten-
den Verwaltungen nur so weit ausgedebne werden, als darüber zwlschen den betheiligten
Verwalkungen besondere Elnigung —n

Art
Jede zum Verelne gehorlge W I# berecheigt, für ihre Korrespondenz —

sedergele dle Routen zu benutzen, welche die schnellste Besbederung dorblecen. Dabel 1#1 gong des Post.

seder Verwaltung frelgestellr, die interna-lonale Vere Kortelpondenz über auderes vert.Vereinögebiet elnzesn oder in verschlossenen Pocketen zuver
Ueber dle Anwendung der vorstehenden Bestimmunz“ auf dle Korrespondenz der

Hansestädte werden sich die betheillgten Poslverwaltungen, soweit solches noch nlche gesche-
ben, auf Grund der bestehenden Rechsperetoie besonders einigen.

Dle Werelnsposlverwalcungen machen sich gegenseliig verbindlich, süe mogllchst
schleunlge Beförderung der lbnen zugefuhrten Korrespondenz Sorge zu tragen, undin
dem Falle, wenn von elner Verwaleußg die Elurlcheung elnes Pollcurses zur Besörde-
rung der eigenen Korrespondenzen im Bezleke elner anderen Verwaltung für sich in An-
spruch genommen wied, dem ihr diesfalls zukommenden Eesuchen gegen Ersatleistung der
Kosten, sowelt eine solche begründert erschesnt, und gegen Zahlung der in den nachfolgen.
den Art. 15. und 16. festgesetzten bh zu entsprechen.ikel

Die Regierungen verpflichten sich gegenseiiig „ soweit es von lhnen abhängt, dasür
Sorge zu kragen, daß den Postverwoltungen die ungehinderte Benuhung der Elsenbab=
nen und ähnlicher Kommmumekationsmiel beroll sür die Besörderung der Korrespondenz
gesichere und überhaupt dem wechselseitigen Postverkehre die Vorthelle gröhemöglicher Be-
schleunkgung gewährt werden.

Artikel 7.

Dle Enefernungen in dem Wechselverkehr zwischen den elnzelnen Postverelnsgebieten cse
werden ausschlleßlich nach grographischen Meilen (zu 15 auf einen Acquatorsgrad) be- -bess.
stimmt.

Artikels
ur alle GewichtsbeslimmungenindemWechselverkehrederPostvereinsstaaenVertinszewicht.

gilt als Gewichtseinheit dos Zollpsund (500 sranzösische Grammen).

1



Artikel 9.
Monmwhbtuns· Die Zutarixung und Abrechnung erfolgt in der Landesmunze der jenlgen Postbehorde,

welche das Porto elnzleht. Dle Staaten, in welchen eine andere Wahrung besteht, als
dle des 14 Thaler-, des 20 Gulden= und des 241 Guldenfaßes, werden bis auf Weite-
res In Beglehung auf dle Zutoricung und Abrechnung den Länderu des 14 Thalerfußes
gleichgestell#, und wlcd dabel durchgängig der Thaler in 30 Sllbergroschen elngertelle.
Ueber die Are der Saldlrung erlet zwischen den betheiligten Verwaltungen besondere Ver-
ständigung ein.

Artikel 10.
Abrechnung. Dlejenige Postverwaltung, an welche die Postsendungen unmittelbar, d. h. ohne

Berührung elner drleten Verelnsposlanstalt übergeben und von welcher sie in eben der
Welse empfangen werden, übernimme auf Verlangen dle Abrechnung und Ausglelchung
mit den welter liegenden Deurschen Postverwaltungen.

Jeder sär transielrende Sendungen zuzurechnende Porkobetrog Ist nach Maaß gabe
des Arc. 9. in der Wäßrung des Landes, In welchem das Porko zu erheben ist, und falls
innerhalb elnes Postgeblets verschledene Münzwährungen bestehen, ln der verabredeten
Wöbrung anzusehen, und bel der Abrechnung dle Vergütung nach dem wirklichen Werthe
des Portobetrages zu lelsten.

Briefpo st.
I. Briefverkehr.

Artikel 11.
 . Interna- Die sämmrllchen, nach Artikel 1. zu dem Deutsch-Oesterreichlschen Postvereln ge.

siioncheVer= hörlgen Stagkögeblete sollen belögllch der Brlespost sie dle inrernatlonale Ver.
svondenz, eins korrespondenz und Zeltungsspeditlon Ein ungerbelltes Postgebier dar-

stellen.
tutustalu, In Folge dessen foll dlese Korrespondenz w., ohne Rücksicht auf dle Territorlalgren.

gzen, einzig mit den verabredeten zesmlnlchsh Porkotaxen belegt werden.rtikel 12.

n der Unter Wereinskorrespondenz ist sowohl die Korrespondenz der Verel#nsstaaten unter
rwn, sich (innere Verelnskorrespondeng) ols auch die Wechselkorrespondenz elnes Vereinsstaa-

spon tes mit dem Auslande (ausiere Vereinskorrespondenz) zu verstehen, wobel es gleichvlel
ist, ob dieselbe Einen Vereinsbezlrk oder deren mehrere beruhrt.

Artikel 13.
des Das Porto, welches nach den Verelnstaxen sich ergiebt, hat jede Postverwaltung
o für alle Brlese zu bezlehen, welche von lbren Poskanstollen abgesandt werden, es mögen

dlese Briese srankirt sein oder nicht.
Diebei der Absendung als portosreie Dlenstkorrespondenz behandelten Sendungen

werden ouch am Bestlmmungsorte als solche behandelt.
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Arelkel 14.

Die Erhebung eines besonderen Tusi von den Korrespondencen höre auf fürsämmillche nur innerhalb des Verelnsceeblees sich bewegende Korrespondenz.
rtike

inwegsaten
des Transt

15.
Zur Regullrung des Delnn der Transitgebuhren der elnzelnenPoslverwaltungen Aransitaebdt.

treten folgende Bestlmmung
a) dle Transi h , aeoht bel der in geschlossenen Packeten als elnzeln

kransirlrendenKorrespondenz mmie 1 Silberpfennig pro Melle bis zu einem

Maxlmo von 7 irantzene* dem enesprechenden Betrag in der Landesmün=##e pro Lotb netto beme
b) Retourbriefe und vnrlchilg bunradire Brlese, Kreuzbandsendungen und Waa-

renproben, sowie die vom Porko besrelten Sendungen werden dabel nicht In

nl gcher. 8 se c r# ve.stalt, welche Transit zu lelsten hat, ist auch zum Bezuge der,ch e törer unheede in e Entsernung sich ergebenden
4, *ines Porto für dle Besörderung einer „orreeneDBtnsn— Transtegebühr sür dieselben Briese au

o) Das Transttporto vergücet dlesenige Habenern aun el•he das Porto be-
zleht.

Arelkel 16.
Ole nach den Bestlmmungen des Actels 15. ausgemitcesten Transiegebühren sind

zur Vergücung in Vormerkung zu nehmen, und spätelens nach Ablauf elnes Johres in
elner abgerundeten Pauschalsumme für die Dauer des gleichen Verhälenisses zu fürlren.

Jeder Verwaltung Keehr srel, wenn sie solches für zweckmählg Häle, auf anderweite
Ermitkelung der von lhr gu zahlenden oder zu bezlehenden Pauschalbeträge nach vorlleben-
den Grundsähen onzutcagen.

Inelnem solchen Falle ersolgt dle Zohlung wöhrend des zur anderweltigen Eemtee-
lung ersorderllchen Zeltraums nach dem bis dahln verabredeten Betrage; die nach der
neuen Ermlttelung sich herausstellende Disserenz wlrd jedoch nacheréglich ousgeglichen, und
zwar begianend von dem Zeitpunkte, mit welchem die eine neue Bemessung begründende
Nenderung der Verhältnisse elngetreten ist.

Arelkel 17.
Ole gemelnschafelichen Portotaxen sür die internorsonale Vereins-Korre,

spondenz sollen nach der Enefe= nung in gerader Linie bemessen werden und für den ein-
fachen Brlef (vergl. Artlkel 18.) betragen:

bel elner„ Eneftrnung
—————— gros )K. ions ·Munze oder
s- - - ZRetchomährunF je nach deruber 38 « I - - bondeswährung.

Bergiltuneeund de

Vntinsbrits·
portotaren
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Fü#e den Brlefwechsel zwischen denjensgen Orten, für wesche gegenwärilg eine ge-
ringere Toxe bestehr, konn diese geringere Taxe noch dem Elnverständussse der dabel be-
thelllgten Postverwaltungen auch serner in Anwendung kommen.

eeikel 18.
rwicht ves rio, Als eln fache Brlese werden solche behandelt, welche weniger als Eln Lot4kier des Zollpfundes) wiegen. b get a 56%

Tarprogression. Fur jedes Loch und fur jeden Thell elnes Lothes Mehrgewicht ist das Porto für el-
nen elnfachen Bries zu erheben.

rtlkel 19.
# Brlesschasten ohne Werthsangabe unterklegen je nach den im Postbezirkelbrer Auf.

gabe für den Inneren Verkehr gelcenden Vorschriften, auch bel lhrer welceren Beförder,
ung im ganzen Vereinsgeblece der Behandlung als Brief, oder als Fahrpostsendungen.

Derarelge aus dem Vereinsauslande mit der Belespost eingehende Sendungen wer-
den ohne Unteeschled des Gewiches mit der Brlespost weiter befsrdert, und sowohl bin-
sichtllch der Tarleung, als auch in Betceff des Portobezuges ols Brlespollfendungen
behandekt.

Arcikel 20.
Franklrung. Fü die Wechselkorrespondenz lanerhalb der Verelnsstaaken soll in der Regel dle

Worausbezahlung des Porco statt finden, und dle Echebung sobald als thunlich durch
Frankomarken gescheben.

Dle Fronkirung durch Marken ist auch für die Korrespondenz mie dem Auslande
ulassig.

— thellwelse Fronklrung findet weder für die Korrespondenz innerhalb des Ver-
einsgebleces, noch sür Brlese nach dem Auslande state, bel welchen elne gänzliche Fran,
blrung geskarter isk.

Areikel 21.
Unfranki# Unscankirte Brlese sollen zwar abgesendet werden, jedoch einen Zuschlog von Einem
r Sllbergroschen oder drel Kreuzern Pro Loth zur Portotoxe erhalten.

Für Briese mir Frankomarken von geringerem Betroge als das rarlfmäßige Dorto
ist nebst dem Ergänzungsporto der glelche Zuschlag vom Empsänger elnzuzleben.

Eine Verwelgerung der Nachzahlung gile für elne Verwelgerung der Annahme des
Brleses.

Arelke! 22.
Armztandsen Für Kreuzbandsendungen, wenn folche ausser der Adresse, dem Datum und der Na-

dungen. mensunterschrist nichts Geeschrlebenes enthalten, wird ohne Unterschled der Emtsernung
nur der gleichmäßige Saßb von Einem Kreuzer (vler Sllberpfennigen) pro Loth im Falle
der Vorousbezahlung, sonst aber dos gewöhnliche Briesporto erboben.

Einschaltungen irgend welcher Arc, sie mögen auch nur in Zlffern beslehen, oder
mittelst eines Stempels u. dgl. bewirkt werden, haben die Austarlrung der Kceuzband-
lendungen mit dem gewöhnllchen Brlesporto zur Folge. Hiervon ausgenommen sind Kor-
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rekturbogen. Diese konnen gegen Erlegung des Kreuzbandporto versendet werden, falls
dieselben keine anderen Aenderungen und Zusätze enthalken, als dle gur Korrekeur gehs-

rigen FKeruzbandfendungen werden jedergelt als zur Brlespost gehorlg behandelt und taxlrt,
und dutfen nur bls zum Gewichte von sechszehn . angenommen werden.

Artlel?
Für Waarenproben und Muster 42 e auf elne Art verwahrt ausgegeben

werben, daß ble Beschrankung des Inhaltsauf dlese Gegenstande leicht ersichtlich isi, wird
fur je zwel Loth das einfache Brlefporto nach der Entfernung erhoben.

Dlesen Sendungen darf, wenn vorstehende Ermaßlgung zur Anwendung kommen
soll, nur eln einfacher Brief angehangt werden, welcher bei der Austaxlrung mit der
Waarenprobe oder dem Muster zusammenzuwlegen ist. Ist der Brlef schwerer, so wird
dle Sendung als gewohnllche Brlespostsendung taxlrt.

Uebrigens werden derlei Sendungen zuebiebisunain,Geuschevonsechszehn Lothals Briespostsendungen nach der vorskehenden behandelt.Wo es die Zollvorschristen sordern, dn atersa 444 Gewicht auf das bezügliche
Marlmum.

Aerlke .

RekommandlkteBklefcwerdet-nurscankikkabgesendetDasürssloondemuuf
gebereußecdemsemähnllcheaPort-InnreerbtsonvtkeRekommanvqtlonsqebühkvi
fechs Kreuzern (zwel Sllbergroschen) ohne Rucksicht auf die Entsernung und das Gewicht
vorqus zu begahlen

Wenn der Absender dle Belbeingung elner Empfangsbescheinlgung von dem Udres.
sacen (Retour-Recepisse) ausdrücklich verlangt, so stehe der absendenden Postanalr frei,
dasür eine weltere Gebühr bls zur Höhe von secho Kreuzern oder zwel Silbergroschen zu
erbeben.
bet Dle Rekommandatlon von Kreuzband- und Mustersendungen ist gestatiet. Für der-

gleichen rekommandlrte Sendungen wird nebst dem dasür festgesetten Porto (Arc. 22.und
23.) die Rekommandationsgebühr wle für Brlese erhoben, und es finden auf dleselben
auch im Uebeigen alle für rekommandlrte Briefe erlassenen Vorschristen Anwendung.

Areibe1 25
Die Postanstalr, In deren Bereich ein rekommondirker Bries ousgegeben worden I4,

soll, wenn derselbe verloren gehr, gehalten seln, dem Reklamanten, sobald der Verlu
constatlet ist, eine Entschadigung von Einer Matt Silber zubelablen. vorbehaltlich des

* andlejenigePoslverwalcung, in deren Gebiete der Verlust erwelslich Koregefon.n hat. Das Rellamationsrecht soll nach Ablauf von sechs Monaten, vom Tage der
rin. an, erloschen seln.

Diese Besiummung kommt in Anwendung für alle zwischen zwei Werelnebezüken
geweckselten rekommandirken Briese, ohne Rücksicht auf die hinsichtlich der Ersatleistung

Waarenproten
und Moster.

Rekommandirte
Briest.

Erfaleistung.



Bestell durch '

Portosrelheilen.

6. dn.Bezirken der Ausgabe oder der———.etwabestehenden, abwelchenden Wor-
Ein Ersatzanspruch fur nicht rekommandirte Brlese findet gegenuber den

Postverwaltungen nicht statt. Artlkel 26.rtitel 2
Brlese aus den Verelnsstaaten, auf welche der Versender das schristsiche Verlangen

geset hat, dahsiedurcheinen Expressen zu bestellen sind, müssen von allen Poskanstaften
des WVerelnsgebietes soglelch nach der Ankunst den Adressoten besonders zugestelle werden.

cgleichen Expreßbrlese müssen jederzelt rekommandire sein
Für jeden, am Orte der Abgabepostanslale zu bestellendenErprehbref ist, wenn dic

Bestellung am Tage erfolgt, elne Bestellgebühr von drel Silbergroschen oder neun Kreu-
zern, und wenn die Bestellung zur Nachtzeit erfolge, von sechs Sülbergroschen oder acht-
sehn reuzern zu enteichten.

Für die oußerhalb des rces der Abgabepostanstale zu bestellenden Exprehbrlese sind
außer dem dafür dem Boten zu gahlenden Lohn, ohne Unterschled, ob die Bestellung am
Tage oder zur Nachtzelr ersolge, drel Sllbergroschen oder neun Keeuzer für dle Beschaff-
ung des Boten zu erbeben.

Das Botenlohn für die erpresse Beslellung konn, nach Gutbeknden des Absenders,
wraubtaht,r oder dessen Zahlung dem Abdressocen öberlassen we

Dle Gebühr und dos Botensohn bezleht dle AbgabepostanftFur verhten Besörderung oder Beslellung eines sh lelstee die Poslbe-
börde kelne Eneschädlgung.

Die Korcespondeng semmuchen irele der Regentensamlllen der
Postvereinsstaaten wird in dem ganzen Vereinsgebiete portofrel beförderr.

Artikel 28.
Ferner werden im Gesommtvereinsgebiete gegenseitig porkoscei befördert die Korre.

spondenzen in relnen Staatsangeleg enhe lten (Offizlalsachen) von Staats= und
anderen offentlichen Behorden des einen Poslgeblets mit solchen Behorden elnes anderen,
wenn sie in der Welse, wle es in dem Postbezirke der Aufgabe fur dle Berechtlgung zur
Portofreiheit vorgeschrleben ist, als Osfizlaisache bezelchnet und mit dem Dlenstsiegel ver·
schlossen sind, auch auf der Adresse die absendende Behorde angegeben ist.

Dem omtllchen Schriftenwechsel in Deutschen Bundesangelegenbeicen stebr inner-
halb des Gebiekes des Deutsch, Oesterrelchischen Poslverelns die Porkosrelheit bis zum Ge-
wichte von Einem Pfunde sür jedes Packer zu, Insofern dle Sendungen zwischen öffenall-
chen Behörden storcfinden, mic amtlichem Siegel verschlossen, und mie der durch die Un-
terschrist eines Beamten beglaubigten Bezeichnung versehen sind: „Deuesche Bundeson-
gelegenheit.“

Die dlenstlichen FenasbenoknP/% nebrded und Postanstaleen
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unter sich und an Prlvappersonen, serner dle amellchen Lausschrelben der Postanstalten un-
(#er sich werden gegenselilg porcofrel gelassen. Lausschrelben von Prlvatpersonen müssen
nach dem Brlespost#arlf frankirt werden. Erglebe sich, daß die Reklamacton durch das
Wersehen eines Postbeamten herbelgesühre worden ist, so muß der Schuldige auf Begeß-
ren das Porko erstafcen.

Artikel a0.
Brilefe an die im altlven Dlenste stehenden Soldaten vom Felbwebel (Wachtmeister)

abwarts, werden im Wechselverkehre der Vereinsstaaten portosrel befordert. Die von den
Soldaten abgesandten Briefe unterllegen der gewohnlichen Portozahlung.

rtilel 31.
Um In Bezug auf Porcofrelhelt die wünschenswerihe Glelchförmigkeltzuerlangen,

soll sür den Inneren Verkehr in Zukunfse als allgemelner Grundsaß gelcen, daß außter den
S'n der Allerhöchsten und Höchsten Personen nur diejenlgen der Behörden la rel-

Stdotedienlsangelcheabeiten Auspruch ouf Hortofrelhele haben.
kofrelhelrsbewilligungen sür andere S'pune sollen möglichst vermieden wer-den. De sür Privalpersonen, Verelne u. s. w. stöherbewilligren Porcofreihelton sollen

ausgehoben, oder doch so welt als möglich beschränkt werden.
etitel 32.

Briefe, welche irrig instradirt worden, siad ohne Werzug an den wahren Be-in —T
stlmmungsort zu besördern, actalt nurdasjenige Porto zu erheben ist, welches fich bel 2richelger Instradlrung ergeben hatt

Artikel 33.
Brlesposltsendungen, deren Annahme von dem Adressaten verwelgert Unbesteubare

wicd, sind ohne Verzug an das Ausgabepostame zurückzusenden; dleselben dürfen sedoch, S
wenn sie zurückgenommen werden sollen, ulche eröffner, und mössen vielmehr noch mit
dem von dem Aufgeber ausgedrückten Slegel verschlossen sein. Elne Ausnohme von letz-
kerer Bestimmung teite nur eln bezüglich der Brlese, melchevon einer Person glelchlau-
cenden Namens krrehümlich gesffnee wurden, und bezüglich der Brlese, welche Loosezu
verbotenen Splelen entholten, dle von den Adressaten nach den für sie gelcendenLandes-
gesetzen niche benutzt werden dürfen.

gendungen, deren Adressat nicht ausgemlttelt, oder deren Bostellung
sonst nicht bewielt werden kann, sollen, wenn sie als offenbar unbestellbar erkannt find,
ohne Verzug, die ubrig unbestellbar gebliebenen aber langstens nach Ablauf zweler Mo·
nate, vom Tage des Einlangens an, nach dem Aufgabeort zuruckgesandt werden.

Die mis Poste restanto bezeichneten Sendungen, welche ulche abgehol
worden, sind, wenn nicht von Seiten des Auszebers oder des Adressaten eine andere

Versügung darüber in Anspruch genommen wlrd, nachTblufdreler Monate, vom Tagedes Elnlangens on, nach dem Ausgabeorte zurückzusenden
In allen vorgedachten Fällen ist der Grund der Zurücksendung auf dem Brlese zu

bezeichnen.
2
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Artikel 34.
Bel den in Arelkel 33. bezelchneren unanbringlichen Briespostsendungen ( für

dle Rücksendung kein Porto anzusetzen, und werden dleselben, wenn sie bei der A
gobe fronkice worden sind, ohne Anrechnung eines Porko dem Aufgabeposkame zurückge-
sandt. Waren dieselben unfranklere aufgegeben, so wird von dem Postamee des Bestim-
mungsorte dos süc die Hinsendung angeseht gewesene Porto in demfelben Betrage und in
derlelben Währung zurückgerechner, wie dasselbe angesebt gewesen l#t, wogegen dle Yost-
anskolr, an welche dleselben zurückgelongen, berechelgt /lI, dos ganze Porko für dle Hin-
lendung zu Gunsten der elgenen Postkasse einbeben zu lassen.

Artikel 35
Brlese, welche den Adressocen on elnen anderen als den urspünglich aufder Abresle

bezeschneten Best g chgesen det werden sollen (reklamlrte Brlese), werden wie
solche behandele und torirc, die an dem Orke, von wo die Nachsendung erfolgt, noch dem
neuenBesllmmungsorteausgegeben werden, wobel sedoch nurdie Tore für frankirte Brlese
ohne Zuschlog in Anwendung zu kommen hat. Dos früher dosür angesebee verelnslän-
olsche oder sonstige Horko wird als Auslage in Anrechnung gebracht. Eine Ausnahme
blervon teltt jedoch alsdann eln, wenn die Nachsendung vom ersten Bestimmungsorte
unmetelbor nach dem Ausgabeorce ersolgt, in welchem Falle die glelche Behand-
lung wle bei den unanbringlichen Brlesen (Artlkel 34.) elnzutceren hat.

FürreklamlrteBrlese, deren Zuslellung an die Abressaten nicht bewirke werden kann,
und dle doher an die Ausgabeorte zurückzuleiren sind, dürsen der Postanlkalk, von welcher
dleselben elngelangt sind, nur dlejenlgen Gebühren in Ancechnung gebracht werden, welche
von dleser del der Auslleferung on dle rücksendende Postanstalt ausgerechnet worden sind.

Nochzusendende rekommandlete Brlese werden auch bel der Nachsendung als rekom.
mandlre behandelt. Eine nochmallge Erhebung der Rekommandatlonsgebühr findet dabei
nicht statt.

Bel Nachsendung von Kreuzbanden und Waarenptoben wird in glelcher Welse,
wie bel Brlefen verfahren, und die für jene Gegenstände festgesebte ermähigte Tore an-
gewendet.

Artikel 36.
Außer den in den vorstehenden Artikeln ausdrucklich stlpullrten Taxen durfen fue die

iesn. Besärderung der aternatlonalen Vereknskorrespondeng kelnerlel weltere Gebühren erhoben

DKorrreston=

werden, und es U#ll ausnahmswelse nur bezüglich der Beltellgebühr denjenlgen Post-
administratlonen, bel welchen eine solche noch bestehr, überlossen, dieselbe vorläufig sort.
zuerheben. Diese Gebühr soll jedoch über ihren dermallgen Betrog keinenfalls erhöht
werden, und es werden vlelmehr die betreffenden Verwaltungen dorauf Bedache nehmen,
sie nach Thunllchkeit ganz aufzuheben oder doch Ju ermäßlgen.

Der Ersatz baaer Auslagen für aherordemlche Besorgungen ist nicht ausgeschlossen.etike
Die Vereinskorrespondenz mit dem Auslande unterllegt derselben Behandlung, wie



dle internatlonale Verelnsforrespondenz. Dabei tritt dasjenige Postamt an der denzmiefrem-
wohin die Korrespondenz nach den Werelnestaoten unmitkelber gelange, in das Verßält, den Länvern-
niß elnes Ausgabeamtes, und dasjenige, wo sie ausgutceren har, in das elnes Abgabe-
amtes.

Die Vorthelle dleses —— können an blnterllegende Poslverwaltungen gegen
Entschädlgung abgecretenweiDiesenigen Deurschen Oienwwostoerwollungen, durch deren Gebiete schon jebt ge-

schlossene Packete ruckwaris liegender Staaten teansitiren, rschen sich, dlesen Durch-zug auch künstig während der Dauer des Verelasvertcage zu ge
Elne geringere Entschädigung, als das Verelnsporto, —* vebt im Weze beson-

derer Verelnbarung sestgesehe werden
Dle Artikel 21. erwähntenHortozufchl#s= füt usch# frankirte Brlese bleiben bel der

Korrespondenz mit dem Auslande außer Anwendun
Deuesche Poslbezirke, welche dem Deutsch- ——. Poslverein nche ange-

bören, werden zum Auolande gerechnet, und es finden aus den Pollverkehr mit denselben
alle Bestimmungen Anwendung, welche sür den Postverkehr mit den auherdeutschen Staa-
ten gelten.

etikel3Fur solche Korrespondenz wilhe elnem Sn und elnem fremden Staate, wel.
che durch das Gebier elner Vereins= Grenzposlverwalcung zur Zele in verschlossenen Packe-
ken tronsielrt, soll eswährend der Dauer der gegenwärtig wischen der Verelnspostver-
waltung, welche den Trojekrin Anspruch nimmt, und dem betteffenden fremden Staate

beltehendenVerträge , vorbehaltlich onderweiterbesonderer Verständlgung, bel der Zoß-
lung der gegenwäreig sür den Transic über das Gebser der Grenzpostverwaltung ausbedun-
genen Transieportosähze verbleiben.

eilel 30.

Die zWanfeleende fremdländlsche Korrelpondenz mit onderen seemden Scaaken wirdbeim Durchgange durch in Micte liegende Verelnsstaaten wile die Verelnskorrespondenz
behandelt. Die ernagewethättuff. zwischen den stemden Scaaten und denjenigen Ver-
einsverwascungen, wesche mit ihnen in dicectem Werkehr stehen, sollen dabel der frelen
WVereinbarung der betheiligeen Poslverwalkungen überlossen blelben. Insowell aus Grund
der mit sremden Staaten bestehenden Posloerträge von diesen an Tronsitporco für dle in

Mitte liegenden Vereinsverwaltungen ein hoberer Betrag vergutet wird, als zufolge des
gegenwärtigen Vertrages den letzteren von der Grenzposiverwaltung dasie zu zahlen blelbr,
sollen dlesenlgen Poslverwaltungen, welche solchen Transtt gewähren, für den Werlust,
den sie durch Ermähigung des Transtporko erlelden, von der Grenzpostanstolr in dem
Maaße entschädige werden, als diese durch dle Ermähigung des Transitporto einen Vor-
(bell errelcht.

Artikel 40.
So weil als thunlich soll die Antöfung der Postverträge milt fremden Staaten auch

2 r—“



vor Ablauf derselben erzlelt, und dle neue Fassung nach den Bestimmungen des Vereins
bewirke werden. Bel dem Abschluß neuer Vercräge ilt Folgendes maaßgebend:

a) Dle Vertrage sind nach dem Grundsahze vollständiger Rersprocilät abzuschlles-
en.

bh) Die den Vercrag abschließende Vereinspostverwaleung teitt, sowelt sie den
Postverkebr anderer Vereinsverwascungen, welche mit dem sremden Staate
in kelnem dlrecten Karlenwechsel Nehen, vermitkelc, bel dem Vertragsabschlus-
se als Bevollmächtigter deb Vereins auf.

o) In der Regel haben dle Bestimmungen des Vereinsvercrages über den Tarif
und Portobezug, sowelt re sich um den Deutschen Porko-Antheil bandelsc, auf
dle gesammt Wereinskorrespondenz Anwendung zu fnden. Eescheine es in
elnzelnen Fällen besonderer Verbältaisse wegen nolhwendig oder dem Interesse
des Deutschen Postverkehrs enesprechend, von jenen Beslimmungen abzuwel.
chen, so konn dles nur mit Zustimmung vondrei Vierthellen sämmrlicher Ver-
einepostverwaltungen geschehen. Die in der Minorltäc gebliebenen Vereins-
verwaltungen behalten den Anspruch auf den Bezug des ihnen nach dem Ver-
elnsvertrage gebührenden Porto. Dagegen findet die zu bedingende Porto-
Ermäbigung auf die Korrespondenz derlelben niche Anwendung; eben so we-
uug haben sie Anspruch auf Theilnahme an den durch die Porlo-Ermäßigung
sonst zu erwickenden WVorthellen.

4) Außer dem unter c. gedachten Falle darf weder sür den Bezlek der den Ver-
trag schlleßenden, noch für den einer andern Verelnspostverwaltung elne ande-
ve, ale vie für den gesammeen Vereln gülelge Verabredung geeroffen werden,
und es dutfen weder dle elgenen Portosätze der koncrahlrenden Verwaltung,
noch die fremden hoher oder niedriger normirt, noch auch andere, den ubrigen
Vereinsverwaltungen nicht zukommende Begunstigungen bedungen werden.

e) Die Verabredungen uber das Porto zwischen solchen Grenzorten, welche nicht
mehr als etwa suns Mellen von einander entfernt liegen, serner uber Postver-
bindungen, Kartenschlüsse und alle reinen Monlpulatlonsfragen blelben dem
Ermessen der den Verkrag schließenden Postoerwalrung insosern überlassen, als
alle diese Verabredungen sich lediglich auf ihren eigenen Hoslbeglek bezlehen.

f) Den Werrrägen ist in kelnem Falle elne längere Dauer aks dem Vereinsver,
krage zu geben. Wenn Werträge mit sremden Staaten vor Ablauf des Ver-
elnsverwages ihr Ende erreichen, so dürsen die neuen Verträge nur kündbar
von Jahr zu Jahr abgeschlossen werden, folls zwischen onderen Verelnsver-
waltungen und demselben sremden Staate Yostoerkräge bestehen, deren Ab-
läufstermin späcer elnrrit.

86) Wenn mehrere Vereinsverwallungen mic elnem und demselben fremden Lan-
de im unmlttelbaren Postverkehre [lehen oder in solchen eintreen wollen, so
har jede dleser Verwaltungen, welche mit dem scemden Staade elnen Verccag
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abzuschlleßen beobsicheigt, davon den mle demselben fremden Staate in Ver-
tragsverhalinissen stehenden Vereinsstaaten zum Behufe wechselseltiger Ver-
standlgungvorlaufig Mitthellung zu machen. Jebe der hler in Rede stehen-
den Verelnsverwaltungen hat zwar lhten Vertrag selbstslandig abzuschließen,
bel den vorlaufigen Verabredungen ist aber in allen Beziehungen, welche die
Gesammthelt des Vereins betreffen, genau an die obigen Bestimmungen sich
zu balcen, und bel dem Elnerltte des unter o. erwähnten Falles die vorlusige
Verelnbarung mit den übrigen Verwaltungen im Postverelne zu erwlrken.

h) Alle neuen Wertäge sind noch vor deren Ausführung sämmellchen Vereins-
Postverwaltungen zur Kenneniß mitzuehellen, soweit deren Interesse dabel
bechellige (K.

II. Behandlung der Zeitungen.
Actikel 41.

Die Postämter der Verelnsstaacen besorgen die Amoahme der Pränumeraclon auf
dle im Werelnsgebiet sowohl, als die im Ausland erschelnenden Zeltungen und Journale,
sowie deren Versendung und Bestellung an dit Pränumeranten.2.

Dle Postverwaltungen sind verbunden, die in elnem onderen Verelnsstoate erschei-
nenden Zelscungen und Journale, wenn darauf bel ihnen abonnire wird, bel derjenigen
Postverwaltung zu bestellen, in deren Gebier der Verlagsort gelegen ist. Hlerbel blelör
der Verelnbarung der bethelllgten Postadministeationen überlassen, die einzelnen Post.
ä#mter zu bezelchnen, bel welchen die Bestellung erfolgen kann.

Zelckungsprels= und Debitsveränderungen seder Art werden die Postanstalten mög-
Achst bald und in kurzen, regelmählgen Terminen einander mittbeilen.

crtikel 43.

Dle Wersendung hat dlrect nach Bestimmung des bestellenden Postamté zu erfolgen.
Areikel 44.

Dle Bestellung konn in der Regel ulchr auf einen kürgeren Zeitraum als eln Vlertel-
sohr ersolgen; ausnahmsweise kann jedoch in besonderen Fällen auch auf elne kürzere Zelr
abonnire werden. Uebrigens sind Hierbei die Verlagsbedlugungen zundchst maahgebend.

Um auf den Empfang aller vom Beginne des Pränumeraclonsterminsanerschelnen.
den Bltrer rechnen zu können, haben die Bestellungen so zeleig zu ersolgen, daß das
Postamt des Absendungsortes dieselben vor dem gedachten Termlne erhält.

Artikel 45.
Wirb bel dem Empsang elnes Zeicungspackets ein Abgong a# den bephellten Bläu-

tern wahrgenommen, so ist das fehlende von dem absendenden Postamte, und zwar ko-
stenseel, wenn der Abgang mit umgehender Post angezeigt wird, im andern Falle aber
gegen Ersotz der vom Verleger in Anspruch genommenen Vergücung nachzufenden.

Allgemtint Bi
flimmung.

Berelnslädische
titungin, wii

im Ber#ngebie:
r bulsrbert wer.

den.
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Artikel 46

Färdle Internaklonale Spedlelon der im Verelnsgebiete erschelnenden Zeikungen und
Journale wird elne gemelnschaftliche Gebühr ln der nachbemerkten Welse erhoben und
wlschen dem bestellenden und dem absendenden Postame balbscheidig gerheilt.

EinZuschlagsür dos Tronstelren durch elndrittes Verelnsposhgebler finder nicht mehr
star. Sollte aber dle aus einem Vereinsgeblete in eln anderes Mereinsgebiet bestimmte
Sendung durch ein sremdes, zum Vereine nicht gehöriges Postgebier cranstelren, so ##
dle an das fremde Polkome zu entrlchtende Transitgebühr als Auslage neben der vereins-
ländischen Spedltionsgebühr in 44/ un zu bringen.

rtitel a7.

Die Gebühr für die Internaklonale Speditionverelnsländsscher Zeltungen und Jour.
nale wird ohne NRücksicht auf die Entlernung, in welche die Versendung ersolge, dahin
bestimme:" 4) für polleische Zestungen, d. h. für solche, welche für dle Mittheilung

polltischer Neuigkelten bestlmmt sind, beträgt dle gemelnschafeliche Spedirlons-
gebühr Funfs#g Prozene von dem Prelse, zu welchem dle versendende Post-
anflolt die Zeitung von dem Verleger empfänge (Rettoprele), jedoch soll

"#) bei Zeikungen, welche wöchentlich sechs, oder siebenmal erscheinen, dle
Speditionsgeböhr wenlastens drel Gulden Konv.-Geld oder zwel
Thaler Preuß. und höchstens neun Gulden Konv.-Geld oder sechs
Tbaler Preuh.,

b) bei Zeitungen aber, welche weniger als sechsmal in der Woche erschel.
nen, wenisgstens zwei Gulden Konv.-Geld oder Eln Tboler zehn
Stergroschen Preuß. und Höchstens sechs Gulden Konv.-Geld oder
vuler Thaler Preuk. betragen;

2) für nichtpolitlsche Zeitungen und Journale beträgt die Spedltlonsgebühr
durchweg und ohne Beschränfung ouf ein Minimum oder Mo#imum Fünf-
und wanglg Prozent des Nercopreises, zu welchem das absendende Postamt
dle Zeieschrist von dem Werleger bezlehr.

Artikel 48.
Eine Ermöäwigung der in dem vorslehenden Arlkel bezelchneten Spedltlonsgebüß

ren, wenn im einjelnen Falle besondere Gwünde dosür sprechen, I#st dem Uebereinkommen
der betheillgten Postverwaltungen überlossen.

Areikel 40.
Dle in Art. 46. stipulirte gemeluschostliche Spedlkionsgebühr begreist nicht auch die

Ablleferung der Zeleschristen in die Wohnungen der Besteller in sich, vielmehr stehr
dem Abgabepo#tamte srel, für dlese Ablieserung elne angemessene Beslellgebühr zu erhe.
ben, jedoch in kelnem höheren als dem bereite beslehenden Berrage.

ikel 50.
Oas beslellende Hostame hat an dasjenige Postamt, von welchem es elne Zeltung



oder ein Journal bezieht, den dasselbe —. Becrag nach Eingang und Hichtig.
stellung der Rechnung unverzügllch 6berichtriiWenn eine Zeltschrlst vorM#n *. 5586 far welche pranumerirt wurde, zu er-
scheinen aufhört oder verboten wlrd, so Ist dem Abonnenten für die Zelr, in welcher die
bleserung ulchr ersolge , neben der entesprechenden Rate der Speditionsgebühr der voraus-
bezohlte Prels, so weit er von dem Verleger zum Ersatz gebrache werden kann, zurück.
zuerstatten.

Arelkel 52.
Verlangt ein Abonnent die Nachsendung elner Zeltschrlft an einen andern, als

den Ort, fur welchen er die Bestellung gemacht hat, so hat diese Nachsendung (nach der
Wahl des Abonnenten) von dem Poslamte des Bestellungs· oder des Verlogsorts zu er.

satzen 4n8aböben die beeresfenden Postanstalten sich hlerüber dle ersprderche amelicheMit-theilung zumachen. Für die Nachsendung der Zelkung nach elnem in elnem andern Ver-
Jrotei belegenen Orte enerlcheer der Besteller bis zum Schug bes Abonnementster-
mins zu Gunsten derfenigen 3 bel welcher dle Bestellung durch ihn zuerst er-solge ist, sowle derjenlgen, welchedle Zeilung bel der Nachsendung zu distelbulren hat,
elne zwsschen belde ———e zu eheslende Gebühr von dreißig Kreuzern Konv.-Münze
oder zehn Silbergroschen.

Die zwischen den Jaktunge Redakelonen zu versendenden Tauschblärcer sind wieKreuzbandsendungen zu behandel

Dle Behandlung der ausländlschen und der noch dem Auslande bestimmeen verelns- Kutlondische und

ländlschen Zeltungen richter sch nach vorslehenden Bestlmmungen in der Welse, dah das kechs 4 u%R
bekreffende Grenzbüreau, bel weschem die Zeltungsbestellung ersolgt, als Verlags, und iFpolbisch 36,resp. Abgabsort angesehen wird. Als Netkopreis wird hlerbel der Ehhkaussprels angese. 1799
ben.

Fahr postt.
Areleel 44.

Bel der gegenselulgen Ueberlleserung der Fahrpostsendungen wird das Horco nach Sder
den Entsernungen zwischen den postallschen Grenzen und den Abgangs- resp. Bestlmmungs, ermma
orlen berechnet.

Artikel 55.

Zwischen je zwel benachbarten Postgebleten wird für dle Auslleserung der Sendun, rr
gen elne dem Bedürfulß zasrechend= Anloßl von Auswechselungspunkten sellgesetzt.6.

Für die Toxlrung der Fahrpostsendungen werden Grenzpunkee verabreder, ble zu
welchen und von welchen ab gegenselelg dle Berechnung und der Bezug des Porto erfolge.



Porto sx Arxan-·
sit Sendungtn.
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Artikel 57.
Werden dle Transportlinlen elner Postverwalkung durch zwlschenllegendes Geblet

elner anderen Postverwaltung unkerbrochen, so findet elne Zusammenrechnung derelnzeln
ju ermlttelnden Distanzen eines jeden ibb statt.

r tikel 58.
Zur Berechnung bes Porto fur Transitsendungen ist bel mehreren Transitllnlen die

Meilenzahl auf Durchschnltisentfernungen zuruck zufuhren.
rtitel 59.

Für sede Fahrpostsendung wird eln Gewschtporto berechner, eln Werthporco jedoch
nur dann erhoben, wenn auf der Sendung eln Werch deklartrt (K.

relkel 60.

Als Minlmum des Gewich'porto wird für jede Taxirungsslrecke bis
Meilen 3 Kreuzer oder 1 Silbergroschen

über 10 bis 20 6 . 2„
und über 20 9 3 -

angenommen.
Für alle Sendungen, für welche sich durch Anwendung des Tarlss nach dem Ge-

wichte ein höheres Porto erglebr, soll erhoben werden:
für jedes Pfund auf je fünf Mellen ## Kreuzer Konv.-Münze oder zwel Silberpfenol=
ge, oder der enesprechende Bercag In der Landesmünze.

Ueberschleßende Lorhe über die Plunde werden gleich Einem Pfunde gerechnek.
Für Werthlendungen soll erhoben werden:

bie zur Entfernung von 50 Meilen
für jede Hundert Gulden zwel Kreuzer, und für jede Hundert Thaler Ein Sllbergre=

schen, -
über 50 Mellen

für jede Hundere Gulden vler Kreuzer undsür jede Hundere Thaler zwei Silbergroschen,
mit der Maaßgabe, doß für geringere Summen als Hundert der Betrag für das volle
Hundert erboben werden foll. ·

UebekdiedekAusquikuagunvakechnungbeidersahkpostzuGrundezulegende
WährungverständigensichdleNachbqkstaaten.

Artikel 61.
Die Werthdeklaratlon hat in jedem einzelnen Verelnsbezlrke nach der in demselben

bestehenden Silberwahrung zu ecsolgen, und die Toaxe ist demgemaß entweder nach dem
in Gusden oder nach dem in Thalern angegebenen Werthe zu bemessen. Bestehr elne
Geldsendung aus sremden, das ilt, im Postbezirke der Ausgabe nichr allgemein als Lan-
deswährung gelbenden Geldsorten, so har der Ausgeber, und aushülsswelse der anneh.
mende Postbeamee dle Reduktion vorzunehmen.

Bei Werthlendungen vom Auslande ersolgt dle Redukelon in die sandesübliche Sil.
berwährung durch de Eingongs= Grenzpostanstalc.
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ee#sel 62.
Dem Absender blelbr es brelzegel., die Grenzen der i.Bkoh- durch die

Erklärung des Werthes nach elgenemErmessen zu besimmen. In Beschädlgungs= und
Verlusksällen wird dle Eneschädigung nach Maaßgabedes beklarirten Werehes gelelster,
mie allelniger Ausnohme des durch Krleg oder unobwendbare Folgen von Naturereigns
len herbeigesührten Schadens. Der absendenden Postanlkalt gegenüber Haben die onderen

oslverwaltungen nur die in der Landeswäßrung angegebene, oder darauf reducicte Sum.
me zu vertreten. Auch bei Sendungen, sür wesche ein bestlmmter Wereh nicht angege-
ben ist, wird Gewähr gelelsler; dleselbe erstrecke sich jedoch nur bis zum Belause von zehn
Silbergroschen oder dreißlg Krauzern sür jedes Pfund der Sendung oder den Theil eines
Pundes, und kann bel vorkommenden bloßen Beschädigungen innerhalb dieser Grenze
nur ble zum Belause des würkilch erlintenen Schadens in Anspruch genommen werden.

Die Beibringung elner Empfangebescheinlgung von dem AUdressaten ill bel Fahr.

wesi unzulässig.
Den Partelen t llege dle Ersatpfliche der Postverwaltung ob, welcher das

Poslan der Aufgabe untersteht.
DerErsah kann grurnüher *Postanstalt aer Ianerhalb eines holben Johres, vom

Tage der Aussate Lan gerechnec, beansprucht werErsatzleistenden ed blelbt es 4 eintrekenden Falles den Re-
greß an Sanee Verwalkung zu nehmen, In deren Bezlrke der Verlust oder dle Beschä-
olgung entstanden ist. E glle biersür ble zur Führung des Gegenbewelsesdlejenige Yost-
auh: welche die Sendung von der vorhergehenden Postanskaleunbeanstanderübernom-„, und weder die Ablleserung an den Adressocen, noch auchin den betreffenden
Sölen die beanstandete Ueberlieserung an die nachfolgende Verelnspostanstalc nachzuwel-
sen vermog.

ODe vorstehenden Bestimmungen finden Anwendung auf alle zwischen zwel Verelns-
poslbezirken gewechselten Fahrposlsendungen, ohne Unterschled, ob der Verlust im Post-bezirke der Ausgabe, oder im Bezirke einer anderen Postanstalt E hat, und
ohne Rucksicht darauf, ob in denbetreffenden Bezlrken fur dle innerhalb derselben gewech-
selten Sendungen abweichende Vorschristen beslehen.

Artikel 63.
Bel jeder Verelnspostanstalt können auf jede ondere Verelnspostanstalt Beträge bis

zur Höhe von 50 Thalern oder 75 Fl. (871 Fl. Rh. W.) nachgenommen werden.
Denjenigen Sendungen, auf welchen elne Nachnahme haster,sindRäckscheinebei-

zugeben. Dle Auszohlung des Betrages am Orte der Ausgabe dorf nichteher erfolgen,
als bis der Rückschein mit der Bemerkung, dab die Elnlösung erfolge sel, zurückgekom
men i

Langer als vierzehn Tage durfen Nachnahmesendungen nicht unelngelost ausbewahrt
werden. Nach Ablauf dieses Termins sind die nicht eingeloslsen Sendungen nach dem
Aufgabeorte zutuck zu besordern.

3

Garantit

Nachnabme
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Fur Nachnahmesendungen wird, ausier dem gewohnlichen Porto, zu Gunsten der
vorschußlelstenden Postanstalt elne Gebuhr von Einem Silbergroschen ober drel Kreuzern
als Minlmum, soust aber von der nachgenommenen Summe süs jeden Thaler oder Thell
eines Thalers # Sllbergroschen und für jeden Gulden oder Thell eines Guldens Eln Kreu.
zer erhoben. Eine Vorausbesahlung des Porto und der Gebühr U#t niche nothwendig.

Bel Reroursendungen wird die Gebühr für dle Rücksendung uscht noch einwal ange.
sehr. Die Nochnahmebetccge und dle Gebühren dafür werden bel der Expedlcion wle
Amrechnungen von srembem Porto behandelt. Sendungen, aufsdenen=Nachnahme haf-
tet, sind ausschlleßlich mit der Fohrpost zu besördern, mit Ausnahme der Fälle, wo#
Verelnspostanstalten ohne Fahppostexpedirion bestehen. Wenn die Sendungen in einem

Brlefe bestehen, werden dieselben mirtder,Minimeltereder Fohrpot belegt.eerlrel 64.

Bei jeder Verelnspostanstale können Bekräge bie zur Höhe von 10 Thalern oder
15 Fl. (171 Fl. Rh. W.) zur Wiederauszahlung an einen beslimmeen, innerhalb des
Wereinsgebietes wobnenden Empfänger elngezohlt werden. Jeder Elnzahlung muß ein
Briesf oder eine Adresse belgegeben seln, welche den Empfänger genau bezeichnek.

Dle Ausgahlung ersolge sosort nach dem Eingange des Brleses oder der Adresse bei
der Postanstalr des Beslimmungsortes. Slehen sedoch dle erforderlichen Geldmiceel dle-
ser Postanstalt augenblicklich nicht zue Versugung, so kann die Auszahlung erst verlangt
werden, nachdem die Beschaffung der Mittel ersolgt ist.

Dos Porko und die Gebuht konnen bei dergleichen Sendungen vorausbezahlt, odec
deren Zohlung kann den Abressolen uberiassen werden.

Die Besörderung ersolgt mie der Fahrpost, mir Ausnahme der Fälle, wo Verelns.
polnstalten ohne Fahrpostexpedlelon bestehen. An Yorto wlrd dofür das Minimal=
Fohrpostporko entrichtet. Außerdem wird für derglelchen Baorzahlungen on Gebühren er-
boben: ols Minlmum Ein Sillbergroschen oder drei Kreuzer, sonst ober von der einge.
soblten Summe sür jeden Thaler oder Theil elnes Thalers 1 Sgr. und für jeden Gulden
oder Toöell elnes Guldens 4 Keenzer.

Die Gebühe bezlehr dlesenige Postanstolr, welche die Zahlung leistet.
Ole Vergütung der Baarzahlung erfolge, wie die Vergütung von Weiterscenko.
Bei Reloursendungen finder die Erhebung des Porto und der Gebühr für den Rück.

weg ulcht state.
Artitel 65.

Wen mehrere Pockete zu Elner Adresse gehören, so wird für sedes einzelne Stück
der Sendung dle Gewiches- und die Werthotone selbliständig berechnet.

Nreikel 66.
Udrehbriese zu Fahrpostsendungen sollen in der Regel das Gewlcht elnes elnsachen

Brilesee niche über Kelgen, und werden in dlesem Falle nicht mit Porto belegt. Kommt
ausnahmewelse ein schwererer Adreßbrlef vor, so It derselbe wie eln besonderes Fracht
slück onzusehen, und der Minimal-Frachttaxe zu unkerziehev.



Artikel 67.
Ec ist frelgeslellt, die Sendungen entweder unfrankire auszugeben, oder vollständig

bie zum Beslimmungsorte zu franklren.
Atrtikel 68.

Ethebungen an Scheln- und sonstigen Nebengebuhren sollen da, wo sie bestehen,
uber dle dermaligen Sahe nicht erhoht und neue dergleichen nicht elngefuhrt werden.

Artikel 69.
Der Portobezug berechnet sich nach vorslehenden Tarlfbelllmmungen sur die Trans-

poristrecke einer jeden elnzelnen Verwaltung besonders.
Artikel 70.

Zuruckgehende und weiter gehende Sendungen unterllegen den Gebüßren nach der
auf dem Hinwege und auf dem Rückwege zurückzulegenden Tronsportstrecke.

Treikel 71.
In Bezug auf die Behandlung der Fahrpostsendungen bel der Auf, und Abgabe

gelten die in jedem Vereinsbejirke bestehenden Verordnungen.
Kelne Vereinspostonstalt darf derglelchen Sendungen, welche lör von elner andern

Verelnspostanstalt zugesühre werden, aus dem Grunde gurückweisen, weil dle Vorschrif.
ten hinsichtlich der Annahme und Verpackung in dem Bezirke der empfangenden Post.
austale verschleden sind von denjenlgen bei der absendenden Postanstalt.

In Absicht auf die Beselchnung und Registrirung der Fahrpostsendungen werden sol.
genbe Vorschristen in den sämmillchen Werelnsbezirken baldthunllchst erlassen werden.

Jede Fahrpostsendung, welche ous elnem Vereinsbegirke nach elwem andern gesen.
det wird, muß bei der Postanstalt am Aufgobeorte mir dem Namen dleses Aufgabeortes
und mit der Nummer deutlich begelchnet werden, unter der dle Sendung in eln Annahme.
reglster (Ausgabeprotokoll) verzelchnet wurde. Der Name des Aufgabeortes und die
eben erwähnte Rummer sind ols Merkorale der Sendung während lbres ganzen Trans,
portes durch das Verelnsgeblec unverändert belzobehalten, und Haben in allen Karken zu
erscheinen, in welche die Sendungen um Louse dleser Besrderang elngetragen sind.

Der Name des Ausgabeortes muh ouf den Fracheslücken mittelst Ausklebung eines
Zectels, worauf dieser Name gedrucke ist, ouf den Geldbrlefen und Adreßbriefen ober
mmlcelst Abdruck eines Stempels angebracht werden. Die Nummer ist auf allen Fabhr-
poslsendungen, und auch auf den dazu gehörigen Adreßbriesen, mirvelst gedruckcer Zerte#
anzubelugen.

Areikel 72.
Alle Geld= und sonstlge Fahrpostsendungen, welche zwischen Verelnspostbehsrden

und Postanllolten unter elnander im dienstlichen Verkehre vorkommen, mitr dem Dienst.
Pegel der absendenden Behörde oder Anstalt verschlossen, und nach ihrer dsenstlcken Ei-
genschaft bezeschnet sind, werden ollseiulg porkofrel behondelt.

3 2
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Bel umsangrelchem Fabrpost- #kel.5 wied man sich über ebunlichste Eln-
sührung von Transtekarken verständlgen.

Schiedrichterliche ——Areleel7
Sollten über die Anwendung einer Segumenr bes Vereinsvertrags Irrungen ent-

stehen, welche sich nlche durch gegenseleige Verständigung aucglelchen, so soll dorüber elne
schledegerchullche Enescheidung, welcher sich dle sämmellchen Postverwaltungen zum Vor-

aus unterwersen, in der Welse herbelgeführt werden, doh in dem einzelnen Falle jed-
Partei eine unbethelsigee Postadministration aus dem Vereine zum Schiederichkeramte
wählc und dlese belden Schledsrichter sodann elne dritte unbetheiligte Vereinspostverwal-
tung sich zugesellen. Falls dle belden Schledorlchter über die lönen zuzuzesellende Ver-
walkung sich nicht vereinlgen können, so Hat jeder derselben dafur einen Kondidaten aufju-
stellen, und zwischen dlesen das boos zu entschelden.

Ausbildung des Vereins.
Artikel

Dle wellere Ausblldung des Wecineund inlubrung allgemeiner Verbesserungen,
Glelchhele der Gesehgebung und der Reglements ist dem zeltweisen Zusammentritte einer

Deacschn Pofltansenen vorbehalten.Dlese Konserenz wird aus Bevollmachtlgten aller Postverwaltungen gebildet, wel.
che Mitglieber des Deutsch- Oesterreichischen Postverelnessind.

Jede der gedachten Postverwaltungen hat das Recht, zur Postkonsereng einen elge-
nen Bevollmachilgten abzuordnen, oder den * elner anderen Verwaltung
jzur Wahrnehmung ihrerJateressen zu substituitetimmen-Elnhelligkeit unter Vorbehalt u hoheren Ratifikation erfordern alle
Beschlusse, welche zum Gegenstande haben:

) dle Dauer und den Umfang des Vereln
) eine Veranderung des Vereinstariss, *% was dahin gehörc, insbesondere

auch der Transte= und sonstigen Gebühren
3) den Bezug und die Thellung des Porto,

4) die dlrekte Elnwlrkung des Wereinsauf die interne Poslgesebgebung der ein·
zelnen —

5) dle Portofreiheiten
6) d06 bettoffenenVerabredungen über dle Verhältnisse mit fremden Ländern,

*

— l schledorlchterliche Entscheidung über die bel Anwendung einer Beslim-
mung des Wereinsvertrages enestondenen Jerungen.
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In allen minder wichtigen Fallen ist dle hohere Ratifikatlon nicht etforderllch, wenn
drel Vlerthelle der Selmmen sich fur den Antrag ausgesprochen haben. Gegenstande
reglementarlschet Natur bedurfen zum Zweck ihrer Annahme und Ausfuhrung lebiglich
der absoluten Stimmenmehrheit.

Bel Beschlüssen nach Selmmenmehrwele stehe nur den anwesenden Abgeordneren el-
ne Selmme zu, und finder elne Uebertragung der Selmme nicht Katc.

Ratifikation und Dauer des Vertrags.
Arcikel 76.

##DieRatssikatlonen der g gendeile S uns werden ble Ende Februar 1852
erfo
4 Verelnbarung tritt mit dem 1. April 1852 kns Leben. Dieselbe blelbt bie zum

Schlusse des Jahres 1860 und von da ab serner uncer Vorbehalt elnjährlger Kündigung
in aft.

Berlin, den 5. Dezember 1851.

Jür Oesterreich 9K .) Max Lowenthal.Preußen................ L. S.) Helnrich Schmuckeri.K. 8§.) Carl Adolph Metzner.
. Bayern..7S.) Joseph -
. Sachsen (L. S.) Bruno v. ·-.Hnnnovrr.............. (L. S.) Prlmenc Augug —miesm Frleeland.
- Würtemberg ........... (L. S.) Theodor Kapp.

................. (l«s)E-nsinilsppFreid-rrvRelhenllrsss

Holsiein ................ (L. S.) Hans Wilhelm Ahlmonn, hr.
Luxemburg...(L.S.) Johann Ulvellng

. Braunschweign (L. S.) Frledrich Corl August Rlbbentrop.
 Mecklenburg= Schwerin. . (L. S.) Frledrich v. Pritzbuer.
.Mecklenburg-Serells .. (L. S.) Frledrich Wilbelm Bocclussdenburg (L. S.) Heturlch August Frieddc Rlertlano.

vi substitutionis.
Lübccck.. (L. S.) Theodor Curcius, Dr.

n (L. S.) Arnold Duckwitz.. . .... (L. S.) Carl Gustav Hencke.

das ue Taxissche........... (Is)Albc-tLqI-l9)iüllck



Zu Artlkel 76. des vorstehenden Poslvereinsvertrags wird noch bemerkt, dah der-
selbe clt dem Asten Jull d. J. zur Ausfuhrung gelangt ist.

Grel, den 5. Jull 1852.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung das.
Otlo.

v. Geldern, Erispe##nderl.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.
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W. 9.
(Ausgegeben den 30ssten Jull 1852.)

16. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregicrung,
die bestehenden gesetzlichen Vorschriften über die Abgabe von Collateral=

und Lacherbanfällen betreffend.

Da die bestehenden geletzlichen Vorschristen über die Abgabe von Collateral, und
Locherbansälen zum Theit in Vergessenbelr gekommen oder wenigstens nlche mehr so all-
gemeln bekonnt zu sein scheinen, als nöthig und wünschenewertb ill: so werden dieselben
auf höchsten Besehl in Nachstehendem von Neuem zur allgemeinen Kenntnih gebroche:

Dlese Abgobe wurde durch Londesherrliche Verordnung vom 27. Juni 1806 mit
Landständischer Bewilligung zu Besörderung des Landstraßenbaues eingeführr und ist dem-
nach, sowie in Gemähheit der, nach gesetzlichen Erlassen vom 5. Januar 1811 und 20.
Oclober 1820 eingetretenen, weiteren Erstreckung und Erhöhung und auf Grund des
Landragsabschleds vom 23. Jonnor 1841 und weiterer ständischer Bewilligungen gegen-
wartlg

a) von Seltenverwandten bls zum dritten Grade römischer Berechnung ein-
schlleßlich, also von Erblassers Geschwistern und deren Klndern, inglei-

en

B) von uberlebenden Ehegatten, falls er alleiniger Erbe des Verstorbenen ist
oder mit Seitenverwandien desselben zusammentrifft,

mit Zweien vom Hundert;

c) von entsernteren Seitenverwandten vom vierten Grade an und von ganz
sremden Personen (denen auch die nur in schwägerlicher Bezlehung zum
Erblasser stebenden Personen gleichgeachter werden),

mit Vieren vom Hundert,

In Ansebung alles, denlelben gesetzlich oder durch letzte Willensverordnung jeder Art
(Erbeinsebung, Vermächiniß, Fideicommiß, Schenkung von Todeswegen u. f. w.
auch durch Schenkung des ganzen Vermsgens zufallenden beweglichen oder unbewegsichen
Vermögens, bei sidelcommlssarlschen Versügungen jedoch vom Flduciorerben und zwar
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noch dem, selnem Werhältnisse zum Erblasser entsprechenden Progentsa be zu enrrich-
ten.

Es unterliegen dieser Abaabe aber nicht
die Lehnguter der Vasallen und dereu Pertlnenglen,

das Vermachtniß Fblcche- Alimente, es mag dasselbe in Gelsde oder im Nieß-
brauche einer Sache bestehn,

Erbschosten und Vermächtnisse, die nicht über zwanzig Thaler im Werthe be-
kragen;

auch sind davon
u ob mithin Kirchen, Schulen, Armen und Waisenanstalten

(Wallen Filin dar Basigun zu lbren Gunsten besreir.
GOrel, den 3. Jull 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
von Kutschenbach.

v. Geitern, Cricpendork.

17. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung,
die über das Heimathöwesen in den, an der Uebereinkunft vom 15. Juli

1851 betheiligken Staaten, anher gemacht genbetreffend

An der, am 15. Juli 1851 zu Gotba abgeschlossenen Uebereinkunft wegen gegen.
seltlger Verpslichtung zu Uebernahme der Auszuweisenden haben sich bezüglich durch nach-
träglichen Beitritt auher der hlesigen Reglerung bis jebt die Reglerungen von Preußen,
Sachsen, Boiern, Hannover, Kurbessen, Grohherzogebum Hessen, Sachsen-Wei-
mar, Oldendurg, Sachsen, Coburg. Gotha, Sachsen-Melningen, Sachsen-Alken.
burg, Braunsckweig, Nassau, Anhalt= Desson mic Köthen, Anhalr= Beruburg,
Schwarzburg Sondershausen, Schwarzburg, Rudolllade, Woldeck, Reuß jängere
Linle, Schaumburg,= Lippe, Lippe und der Senat der sreien undHonststadt Bremen
betheiligt und baben dle meilten derselben in Gemäßeil der bei derSchlusverhandlung
der zu Gotha starégehabten Censereng getrossenen ollseitlgen Vereinbarung über die in den
betressenden Staaten bezüglich des Heimathswesens bestebenden Beslimmungen und Ein.
richtungen Mittheilungen anher gelangen lasten, deren wesemlicher, namentlich auf dle
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Staatsangehorigkeit bezuglicher Inhalt zur Nachachtung der Behorden und Gemeinden
hierdurch bekannt gemacht wird.

I. Hinsichelich der Erwerbung und des Verlustes der Elgenschaft eines Staats-
angehorigen gelten in den vorgenannten Staaten, abgesehen von den durch eigenthumliche
Landesver haltnissegebotenen besonderen Bestimmungen, die in der betreffenden diesseiti-
gen Höchstlandesherrlichen Verordnung vom 7. November 1854 festgestellten Grundsatze
und Bestimmungen, jedoch mir folgenden bezüglichen Wahrnehmungen.

1) Im Könsgreich Sachsen, wo es bls jetze noch an einem ausbrücklichen, bier-
auf bezüglichen Gesetze sehlt, wird die Unterthanselgenschafe auch schon durch Ansäsfig.
machung im Sctaatsgebiete mie Riederlassung in demselben erworben. Die unter Beob-
achceung der gesetzlichen Vorschristen ersolgte Aufnahme in eine Gemeinde begründet zu-
sleich das Verhälrniß als Staatsunterthan.

Der Werlust des Unterthanrechts erfolgt auch durch stillschweigenbe Enesagung, wel-
che dann anzunehmen ist, wenn ein Imänder sich im Auslonde ansässig macht oder sonst
die Seaatsangehörigkeit daselbst erwirbr, ohne sich sein Heimarhsreche gewahrt zu haben.

Die ausdrückliche Enelassung aus dem Unterchanenverband kann mur von den Kreis.
direckionen oder dem Ministerium des Innern ertheilt werden.

2) Nach der Bairlschen Geseßhgebung erwerben Ausländer, welche eine doppelce
Copieulation im Heere gedlent haben, am Octe lrer letzten Garnison das He
recht. — Dos erworbene Indigenat gehr auch durch Erwerbung oder Beibehalcung eines
sremden Indigenats ohne besondere Königliche Bewilligung verloren.

3) Im Königrelch Hannover wird das Unterthanenreche durch Erlangung des
Wohnrechés in einer Gemeinde erworben und bedarf es elner ausdrücklichen Aufnahme in
den Unterehanenverband ulche.

Für dlejenigen Umrerthanen, welche der Millrärpfliche genüge haben, oder von der-
selben entbunden sind, sowie für die vor Errelchung des militärpflichtigen Alcers mit ih.
ren Eltern Auswandernden, besteht elne unbeschränkte Freiheit der Auswanderung, ohne
daß eine Entlossung aus dem Unterthanenverband startfindet oder die Zulässigkeit der Aus-
wanderung von einer Aufnahmezusicherung Seiten der beereffenden ausländischen Behör-
de abhängig ist.

4) Nach Kurhessischem Recht uncerllegt die Aufnahme von Ausländern dem
seeien Ermessen des Landesherrn und wlrd durch elne von dem Ministerium des Innern
ausgestellte Urkunde vollgogen; sie kann jedoch gesehlich nur dann eintreten, wenn dem
Aufzunehmenden die Aufnahme zum Octsbürger oder Beisitzer zugesage st. Die Bel-
bringung elnes bestimmten Vermögens — so weit dieß nicht zum Erwerb des Orrsbür-
gerrechts ersordert wird — ist niche erforderlich.
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Die Seaatsangebörlgkelt gebt verloren durch Enklassung aus bem Uncerthanenver,

band, welche von den Landrachsämtern und den Reglerungscommissionen voslzogen wird,
der jedoch zu lhrer Wieksamkelt dle wirkllche Auswonderung nachfolgen muß

Andere Fälle elner Killschweigenden Entlassung, als dle bes der Verheirathung
einer Inländerin mit einem Ausländer, oder eines Verlustes der Staatsangehörsgkese
kennt die Kurpessische Verfassung nicht; namenelich geht dielelbe weder durch längeren
Ausenthalt im Auslande, noch durch Srwerbung der Umcerkhansrechte elnes fremden
Staates vecloren — In welchen Fällen vselmebr der Kurstaat seine Ansprüche gegen der-
glelchen Angehörige sorewährend als bestehend betrachret.

5) Nach der Großherzoglich Hesslschen Verfallung kann dle Aufnahme ei-
nes Ausländers — welche im Namen des Landesheren durch das Ministerlum des In,
nern erfolgt — nur dann erthelle werden, wenn der betreffende Ausländer dle Zusiche-
rung der ortsbürgerlichen Aufnahme in elne inländische Gemeinde erlange hat.

Jeder selbsiständige und dlspostelonsfählge Inländer dors auswondern, wenn Rück-
sicht auf Gläublger und öffentlichen Dlenst nicht im Wege steht. Die Errlassung wird
von den obern Reglerungsbehörden des Bezieks ertheilt. Juländerlunen, welche durch
Verbeirathung an einen Ausländer das Indlgenar verloren haben, erhalten als Wlewen
solches wieder, wenn sie eneweder im Grohherogthum geblieben oder dabin mic Erlaub-
nilß der Reglerung und mit der Erklärung, sich dorin niederlassen zu wollen, zurückge-
kehrt sind, ohne der förmlichen Wlederaufnahme zu bedürsen; auch erlangen durch jene
Erlaubnsz die minderjährlegen Klnder solcher Wletwen dos Indlgenac.

6) Im Großßerzogthum Sachsen-Weimar erfolge der Verlust der Unterthan-
schafe durch lillschweigendes Aufgeben in dem Falle, wenn das betreffende Indlofduum
In eln neues Umeerthansverhältnlß eintritt und selnen wesenklichen Ausenthalt im Auslan-
de nimme, ohne sich die bisherlge Unkerthanschaft vorbehalren zu haben. Zu Aussiel.
lung von Einwanderungsscheinen sind die Bezleksdlreccoren competent.

7) Ju Bexzlehung auf Erwerb und Verlust der Eigenschoft elnes Oldenburgi.
schen Unterthanen gelten zur Zel# noch in den elnzelmen Landeslbellen des Großberzog.
(bums besondere Bestlmmungen.

A. Im Herzogehum Oldenburg wird die Absicht, auszuwandern, angenommen
1) bel ollen Ausländern, wenn dieselben über drei Jahre ohne Unterbrechung abwesend
waren und ssch niche über die Gründe ihrer Abwesenheit bei der Behörde genügend aus-
gewiesen, 2) bel allen denen, welche sich der Wehrpflicht enkzlehen und sich nicht innerhalb
elnes Jabres melden.

B. Im Fürstenehum Läbeck wird die Unterthanselgenschaft schon durch ununterbro,
chenen Ausenthalt von sechs Jahren erworben, jedoch findet elne Ausnahme rückscchelich
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der Handwerksgesellen, und der im Auslande Militarpfllchtigen Statt, und wird ubri-
gens Unbescholtenhelt erfordert. In gleicher Welse geht dle Unterthanselgenschaft durch
sechsjabtige Abwesenheit verloren. Der Verlust der Unterehanselgenschoft bei dem Va-
ker und bezüglich der Murcer ziebt auch den für die noch nichr confirmirken Kinder nach
sich. Die Auswanderung ist von Staatswegen nicht beschränkt.

C. Im Fürsten#hum Biekenfeld muß der Auswanderung elne öffentliche Bekannt.
machung des Vorhabens und eine Gläubigeraufforderung vorangehen. Die von elner
Ausländersn bel Verhelrathung mic einem Inländer miegebrachten ehelichen oder unehe-
lichen Kinder müssen noch besonders von der Regierung ausgenommen werden. Gleich
mähig in allen Landestheilen gilc der Grundsaß, dah hinsschelich der Erwerbung der Un-
terthanselgenschaft arrogiete, adopelrte und legleimle#e Kinder den ehellchen glelchsteßen.

8) Im Herzogihum Meluingen folgen Adopticte, so longe sie unter välerllcher
Gewale stehen, dem Vaker. Die Befugusß, Unterehanen auszunehmen und zu entlas.
sen, Is#t den Verwaltungemcern übertragen.

0) Im Herzogihum Alrenburg geschlebe dle Ausnohme von Ausländern in den
Ssnobeo verfossungsmäßig von den Gemeinden unter Aussicht der Landesregserung
in den geselichen Formen. Die Landesunterthanschaft gründet sich auf das Heimatbs
reche und es kann nur derjenige als dem Umerthanverband angehörig betrachtet werden,

* - gesehliche Weise dos Helmathereche erlangt hat.
0) Im Herzogehum Braunschwelg ist dle Aufnahme von Ausländernin denW #3 ledlglich dem Ermessen der Gemelndebehörden überlassen, jedoch haben

dleselben, wenn sie sich sär dle Aufnahme eneschleden haben, wegen des damitim Zusam·
menhang stehenden Landelnwohnerrechts, auf Genehmlgung des Staateminlsteriums an.
zutragen.

44) Auch nach der Hergoglich Nassaulschen Gesetzgebung setze bie Erlongung
des S#caatsbürgerrechts die Erlangung des Gemeindebürgerreches, und umgekehre, vor-
aus. Zu Ausstellung von Auswanderungsscheinen sind dle Herzoglichen Krelsämcer
besugt.

12) Im Herzogthum Anhalt-Dessau mit Kothen hangt dle Verleihung der
Unterthanseigenschast sedlglich von der Landesberrlichen Genehmigung ab und erfolgt
durch elne von der Commer als Oberpolizelbehörde ausgestellte Urkunde. Zu Ausstel.
lung von Auswanderungsscheinen sind die Gerlchtebebörden befugt.

13) Roch dem Heimathsrecht des Fürstenthums Schwargzburg. Sonders-baultn gile als f#uschwelgende Aufnahme zum Unterthonen
a) wenn ein vollsährlger Ausländer 10Johre lang ununkerbrochen mit Vorwissen

der Behörde des Aufenthalzgorces lm Lande sich ausgehalten und tadellos berragen hat,
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mit Ausnahme sedoch der Zeitpächeer, Hauslehrer, Handlungsdlener, Dlenstboten, Ver-
walter, Schäser, Hirten, Handwerkogesellen und Hülssbedürseiger Personen; ·

b)wenneinAusländexlasolgedekConscklptlonlnlalåndlschenMund-plumpe-
treten ist;

o) wenn sich ein Auslander unter Anlegung einer elgnen Wirthschaft verhelrathet
hat.

14) Im Furstenthum Schwarzburg-Rudolstadt hangt dle Verlelhung der
Unrerthansesgenschoft von der Genehmigung der betreffenden oberen Verwaltungsbehörde
ab,, erfolgt aber bei der betreffenden Uncerbehörde.

15) Im Föürstenthum Schaumburg.#Llppe wlrd durch den genehmigeen Ein.
erltt in auswäriige Hof., Cloil, und Milnärdiensse die stillschwelgende Ausgabe des Un-
terthanenverhältnisses vorausgesect: dagegen wird lebteres durch Anskellung im Fürflll=
chen Hof.,, Civil= und Militkärdienst und zwar auch in den subalternen Verhältnissen,
erworben.

16) Nach dem Helmathsrecht des Fürstenthums Lippe höngt dle Ausnahme von
Ausländern von dem Ermessen der Gemeindebehörden ob. Wenn der Auslänher ein
Paus ober eine Hosstärte eigenthümllch erworben, oder den halben Kauspreis nachgewle-
sen, so kann lhm bei sonstiger Qualisication die Aufnahme nicht verweigert werden. Das
Helmachsrecht erlöscht nicht eher, als bis der Berechtigte eine andere Deimath erworben
hat.

II. Zu Ausstellung tesp. Beglaublgung von Bescheinlgungen uber dle Unterthans.
eigenschaft und die Wiederaufnahme sind befugt

4) in Preußen: dle Provinzialreglerungen und das Polizeipräsidium zu Berlin;
2) in Sachsen: die Krelsdlrecelonen und das Ministerlum des Innern;

3) in Baiern und zwar in den Regierungsbezirken dlesselts des Rßelns: die Dl-
steictspolizeibehörden, nämllch dle Lankgerichte, Gerichls, und Poltzeibehörden und dle
den Kreisregierungen untergeordneten Magistrake, in der Rheinpsalz ober die Landcom-
missariate;

4) in Hannover: dle unteren Verwaltungsobrlgkelten (Aemter, Gerlchte und Ma-
gistrate);

5) Im Großbherzogthum Hessen: die Reglerungscommisstonen;
6) in Sachsen-Weimar: die Bezirksdlreckoren;
7) in Oldenburg: dle Verwaltungsämrer, die Magistrate der Städte Oldenburg,



Delmenhorst, Jevet und Eutin und dle Provinzlalreglerungen zu Oldenburg, Eutln und
Blrkenseld;

8) in Sachsen·Meiningen:dieVerwaltungsamter;
9) in Sachsen. Altenburg: die Landesregierung, die Aemter, Stadtrathe und

Patelmonlalgerschte. Jedoch ust die Legalisarion von Selcen der Reglerung bel Aus.
stellung von Helmathscheinen erforderlich;

10) in Braunschwelg: die Krelsdirectlonen In Braunschwelg, Wolsenbüctel, Helm-
städe, Blankenburg, Gandersheim und Holzminden, und zu Ausstellung von Helmaths-
reversen umter belgesögter Genehmigung der gedachten Behörden: die Maglstrate und
Landgemelndevorstände;

141) in Nossou: dle Gemeindevorstände, durch den Bürgermelster und zwel Ge.
melndecäthe; jedoch ist die Legallsarlon der von denselben ausgestellcten Scheine durch die
Krelsämter erforderlich;

12) in Anhalt-Dessau mit Köchen: dle Reglerungen zu Dessau und Köchen, und
in deren Austcoge dle Kreledlreceionen zu Dessau., Köthen und Zerbst;

13) in Anhalt-Bernburg: für Beschelnlgung der Unterthanselgenschaft: die Re-
glerungsabeßellung des Innern und der Polizei; sür Helmathsschelne: im Auftrage der
Reglerung die Krelsämter und der Magistrat von Bernburg; dle von andern Behörden
ausgestellten Helmathsschelne bedürsen der Legalisatlon der Reglerung;

14) in Schwarzburg. Sondershausen: nächst der Ministerlolabthellung des In-
nern die Bezlrksvorstände in Sondershausen, Greußen, Ebeleben, Arnstade und Geh-
ren;

15) in Schwarzburg·Rudolstadt:dleLandrathsamterzuRudolstadt,Konigse-
und Frankenhausen;

16) in Waldeck: die Verwaltungsbehörden —dle Kreisräche —;

17) in Reuß jüngerer Linse für Bescheinlgung der Unterthanselgenschafe die Fürst.
liche Regierung; süc Heimoathsscheine und Heimathsreverse: dle Stadt= und Landge-
melndevorstände: jedoch bedürfen dle von denselben ausgestellten Beschelnslgungen dem
Auslande gegenüber der Legallsation der Regiecung;

18) In Schaumburg-Lippe: dle Fürstlichen Aemter und ädelschen Maglstrake;
10) in #lppe: glelchsalls die Fürsllichen Justigämter und die Magistrate.

III. Hloschillch der Trauung von Ausländern bestehr in den melsten der bel der
Ueberelnkunfe vom 45. Jull 1854 beehesligten Staaten die gesetliche Belilmmung, daß



keine Verheirathung eines Auslanders, sel es mit einer Inlanderin, sei es mlt einer
Ausländerin, ohne ausdrückliche Zustimmung der Helmathsbehörde desselben gestarcet
weiben darf.

Grekz, den 1.4. Juli 1852.

Fürstl. Neuß Plauische Landesregierung das.

von Kutschenbach.

v. Geldern, Criependor.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M. vo.
(Ausgegeben den 13ten August 1852.)

18. Regierungsverordnung,
die Bekanntmachung des Bundesbeschlusses vom 24. Juni 1852 wegen
des militarischen Gerichtsstandes in Strafsachen bei Bundestruppen,
welche in Friedenszeiten zu Bundeszwecken zusammengezogen werden,

Dle
baltenen se

betreffend.

bohe Deuesche Bundesversommlung pat in ihrer, om 24. Junk d. J. obge-
chszehnten Slung in Bereff des milleärischen Gerlchtsstandes bei Bundes-

truppen, welche in Friedenszelken zu Bundeszwecken zusammengezogen werden, solgen-
den Beschluß gefaße:

Sobold Bundestruppen zu Bundeszwecken zusammengezogen sind, finden in An-
lehung der nicht militärtschen Verbrechen und Vergehen der Milicärpersonen dle Be-
stlmmungen des §. 94. der Krlegsverfassung des Deurschen Bundes —laue dessen die
in den Krlegsartikeln niche genannten Verbrechen und Wergehen nach den, bel den
Contingentender einzelnen Stoaten gülulgen Geseben zubeurthellenind — Anwendung,
jedoch unter nachstehenden nähern Worschristen wegen des Verfabrens.

6. 1. Die Milltärpersonen Haben den militärischen Gerichtsstand in Strassachen je
derArk nach den in den Staaten, welchen sie angehören, bestehenden Gesetzen.

Hlerher sind ouch Injurlen und Poltzelsachen, so wie Zoll= und Steuer-
Contraventionen zu rechnen.

. Alle burgerllchen Gerichts-und Yolizeibehörden sind angewiesen, von den in-
nerhalb lihres Amesbezirks vorkommenden strasbaren Handlungen, wobel Mi.
IIrärpersonen als der Urheberschaft oder Thellnahme verdächtig sind, der vor-
gelsebten Milleärbeßörde schleunlge Anzelge über den Vorfall zugehen zu lossen,
auch derselben und dem betreffenden Milltärgerlchee jede zur Einleitung und
Durchsührung der strafrechtlichen Unrersuchung näehlge Mitthellung zu ma-

en

. Obglelch den burgerllchen Gerichten und Polizeibehorden uber diejenigen Per
sonen, dle den milieärischen Gerlchtestand in Strassachen baben, in Ansehung
dleser Sachen kelne Gerschtsbarkelt zustehe, so Eind sie doch zur Ergreisung
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eilender, zur Slchecung dienender Maabregeln gegen die gedachten Milltär=
personen in ollen den Fällen besuge und verpflicheer, bel denen Gefahr auf dem
Verzuge haster, d. h wo kein militärlscher Vorgesehter on Ort und Stelle
gegenwärelg ist und elne deingende Besorgu#ß obwalter, dass, falls erst eine
Milicärbehörde requirirt oder auch nur der nächste millrärische Vorgesetzte um
seinen Beisland ersucht werden sollte, die den Umständen nach zu ergreisenden
Maahregeln zu spät kommen und ihr Zlel versehlen würden.
 Unter dieser Voraussehung müssen die bürgerlichen Gerschte und Pollzeibehör-

den, wenn Milltärpersonen Aufläuse, Unruhen, Schlägerelen oder andere
Excesse erregen, oder daran Theil nehmen, oder Jemanden mit unerlaubten
Gewaltehätlgkelken bedrohen, oder sonst irgend eln Verbrechen zu begehen im
Begriff seln möchten, demselben nachdrücklich Elnhalt thun und nöthigen Fals
bieselben in Verhase nehmen und mit einer Anzelge defifalls an löre vorgesetzte
Milicärbeßörde, längstens binnen vier und zwanzig Stunden nach der Ver-
baftung, abllesern lossen.
 Ferner müssen unter der glelchen Voraussetzung die bürgerlichen Gerlchte und

Polizeibehörden, wenn elne Militärperson In lbrem Amtsbezirke ein Verbre.
chen begangen, oder sich dessen deingend verdächilg gemacht Hat, In den geeig.
neten Füllen die schleunlge Verhascung des Thäters oder dessenschleunigeVer-
solgung veranstalten. Auch müssen in dlesen Fällen die bürgerllchen Ge.
richte und Polizeibehörden diejenigen Schritte tbun, welche zur Auemitte-
lung der Wahrbelt und Aufcechtholtung der Beweise gecelchen und wesche sich
nche ohne Noachehell ble zur Dazwischenkunft der zuständlgen Milirärbehörde
ausschieben lossen.

Die Civilbehörde, welche solche vorläufige Maasicegeln ergriffen Gar, Is
jedoch verpflichrer, hlervon und von der Veranlaslung dieser Moahregel der
Milltärbehörde unverzüglich Nachricht zu erthellen. Hat eine Verhastung
von Militärpersonen starcgesunden, so mälsen dle bürgerlichen Gerlchte und
Polizeibehörden dasür sorgen, dab dleselben, sobald als den Umständen nach
tegend geschehen kann, jedenfalls innerhalb der nächslen oler und zwanzig
Suden nach der Verhaftung, an die zuständige Militärbehörde abgeliesert
werden.

b. Wenn elne Millcärperson wegen elnes gemeinen (alcht milltärischen) Verbre-
chens in Uncersuchung geräth, welches anschelnend eine schwere Strafe nach
sich glehen würde, so ist die zuständige Milleärbehörde —jedoch nur nach
Maaßgabe der Gesetze des esgenen Landes — besuge, den Angeschuldigeen zur
Fortletzung der Untersuchung und Bestrasung an das bücgerliche Gerlcht ab-
juliesern.

* 7. Diese Vorschriften gelten nur In Frledenszeiten, und so lange nicht dle Auf-
stellung des Bundesheeree bei bevorstebendem Kelege vom Bunde beschlossen
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wird. In letzterm Falle hat es bel den Vorschrlften der Bundes-Kriegs-
verfassung seln Bewenden.

Auf Hochslen Befebl wird dieser Bundesbeschluß hlermit zur allgemeinen Kenntniß
und Nachachtung veroffentlicht.

Greiz, den 2. August 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldern= Erispenderl.

19. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung,
die über das Helmathewesen im Herzogthum Sachsen-Coburg-Gotha

anher ergangene Mittheilung betreffend.

Im weiteren Verfolg der Bekanntmachung vom 14. Juli d. J., die über das Hei-
matbswesen in den an der Ueberelnkunft vom 15. Jull 1851 berhelllgten Seaaten anber
gemachten Mictheilungen berreffend, wird auf Grund der nun auch von dem Herzoglsch
Sachsen-Coburg=Gothaischen Staatemlnisterlum in Bezug auf das dort gelkende Hei-
Motbhörecht ergangenen Mllthellung zur Nachachtung Folgendes hlermit bekanne gemacht:

I. Der Erwerb des Helmathsreches in den Herzogehümern Coburg und Gotha
ersolgt außer dem —auch nach der dlesseitigen Höchstlandesherrlichen Verordnung vom
7. November 1851 9. 1. 2. 4. und 6. die Landesangehörigkelt begründenden — Falle
der Abstammung, Werwelrathung und Ausnahme unter die auf Lebenszelt angeslellren
Staats= Hof. Klechen= und Schuldiener, durch Gewinnung des Ortehelmathsrechte,
welches für Ausländer nur durch ausdrückliche Verlelhung möglich ist. Letzrere hängt aber
namentlich von der ausdrücklich erklärten Zustimmung oder im geseblichen Verwaltungs.
wege erfolgten Beseillgung des Wlderspruchs der Gemeindeorgane, sowie von der Zu-
stimmung der betrefsenden Sraaksbehörde ab.

Verloren wird das Helmathsreche in den Herzogehümern außer durch Vereheli=
chung elner Inländerin mit elnem Ausländer, durch Auswanderung von dem Augenblick
des Weggugs an und durch den Elnerlte in ausländische Sraaks= und Mllitalrdienste.

BeimEinerket bIn andere deuesche Staals= und Militärdienste kann jedoch das Heimatbs-
recht durch die Staatsregierung vorbehalten werden.

II. Zu Ercbellung von Beschelnlgungen über dle Unterthanselgenschaft, sowie von
Zosicherungen in Bezug auf dle Wlederaufsnahme solcher Personen, welche, ohne Unter-
tbon zu sein, auf Verlangen elnes anderen Staats aufgenommen werden müssen, sind
competent:



— 102 —

A. im Herzogebum Coburga) dieher zoglichebondeheglerong zu Cobur
h) die 8 Justlzamter zu Coburg, Fieulede, Rodach, Sonnefeld und

Könlgsber) der Mit: zu Coburg und die Stadträthe zu Neustadt, Rodach und Kö-
nigsberg.

B. im Herzogihum Gothar:
a) dle bergogliche Landesreglerung zu Gorh
D) die gerwwolich Justizämcer zu 70 Ichtershousen, Liebensteln, Zella,Obrdruf, Georgenthal, Tenneberg, Volkeroda und Tenna; dleberhoglichen

Eercchuhur zu Thal, Wangenheim und zu Nazza; das Herzogliche Ames.
gerlche zu Herbsleben und das herzogliche Amtskommissarlac zu Wernings-
houfen,

0) die Seadträthe zu Gotha, Waltershausen und Ohrdruf.
III. Hinschtlich der Trauung von Ausländern istin dem Herzogthum Coburg. Go-

tha dle Anordnung getroffen worden, daß kelne Verhelrathung elnes Angehörigen elnes
dem Wertrage vom 15. Jull 1851 beigerretenen Stacces, sel es mie elner Inländerin
oder Ausländerin ohne Consens der Heimathsbehördedesselben gestattet wird.

Grelz, den 4. August 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldermn, Crispendert.

Berichtigung.
Im dien Suck der semune S. 93 3. 7 muh es ansflatt:bezüglschen Wahraehmungen“

heißen:
abezüglichen Abweichungen.“



Gesetzsammlung
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M. u.
(Ausgegeben den Züsten August 1852.)

20. Landesherrliche Verordnung,
die Aufhebung des sogenannten Gnadenhalbjahres für die Hinter-
lassenen der aus der allgemeinen Landescasse nud aus der Landes-

Salariencasse besoldeten Beamten und Diener betreffend.

Wir Heinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer
Linie souverainer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
fügen hiermit zu wlssen:

In Erwägung der manlchfachen Nacheheile für den Stoatsdienst, welche mie der
bisher üblichen Bewilllgung eines Gnadenhalbjahres für die Hinterlassenen der aus der
allgemeinen Landescasse und der Landes- Salarsencasse besolderen Beamten und Diener,
besonders wegen der dadurch veranlaßeen längeren Vacanzen, verknüpfe waren, baben
Wir auf gutachelichen unterthänigsten Berlcht Unserer Landesreglerung beschlossen, und
verordnen hiermie, was folgt.

1.
Die Bewllligung des sogenanneen Gnadenhalbjahres, welches obnehin in jedem

einzelnen Falle lediglich von Unserer besondern Entschließung abbing, und keinesweges
von den Betheiligten als Recht in Anspruch genommen werden konnte, findet bel allen,
von nun an eintrekenden Todesfällen solcher Beamcen und Diener, welche aus der all-

#Eemeinen Landescasse und aus der Landes-Salarsencasse besoldet werden, niche mehrtatt.

2.
Wenn ein dergleichen Beamteter oder Diener mit Tode abgeht, so haben dessen

hinterlassene Erben auf die Besoldung ihres Erblassers nur bis zum Schlusse des auf
den Todestag folgenden Kalendermonats Anspruch; so daß, wenn z. B. der Todesfall
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7 10. Apetl ersolgt, den Erben dle Besoldung ihres Erblassers noch bie zum 31. Mal
zukommc.

J.
Fur solche Falle, wo dringende Umstande, und insbesondere wirkliche Dueftlgkeit

der Hinterlassenen elne außerordentllche Unterstuzung wunschenswerth machen, bleibt be·
sondere Entschließung, bezugllch nach Einvernehmen Unserer Landesreglerung mit den
Deputleten Unserer getreuen Landstande, vorbehalten.

Urkundlich haben Wir gegenwäreige Verordnung elgenhändig vollzogen, und Unser
geößeres Reglerungssiegel beldrucken lassen.

Gegeben Grelz, den 25. August 1852.

(L. S.) Heinrich XI.
Otto.

21. Regicrungsverorduung,
das Verbot des Hausirens auf dem Lande und das Halten von Nie-

derlagen ohne besondere Erlaubniß betreffend.

Da neuerlich mehrsache Klagen über unbesugten Hausiedel ausländischer Han-
belsleuce, knsbesondere der sogenannten Westphälinger verlautbart sind, auch zu verneh-
men gewesen ist, dah die Lehtern sogar in einzelnen Ortschasten des blessgen Fürstenthu-
mes slehende Waarennlederlagen halken, bierdurch aber die knländischen Gewerbetrelben=
den —deren Interesse bel der gegenwärtigen Geschästestockung besondere Räckssichr
belsche — in lbrer Nahrung empfindlich beelnträchelge werden, so wird auf Höchsten Be,
sehl Hiermit Folgendes verordnet:

1.
Das Housicengehen ausländischer Händler auf den Dörsern des hiesigen Fürsten.

thums, es sel mit welcherlel Waaren es wolle, ohne ausdrückliche Concesston ist nach
M der Bekannemachung vom 13. November 1821 (Amésblatt No. 46.) gänz-
lich verboten.

2.

Auslandische Handler, welche eine solche Concession zu erlangen wunschen, haben
ihr dießfallstges Gesuch bei der unterzelchneren Fürslichen Landesceglerung anzubringen,
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welche dleselbe nach Befund der Umstande gegen eln in die Furstlichen Rentcassen zu ent-
rlchtendes jahrllches Gewerbegeld, jedoch smmer nur widerruflich und in der Negel nur
auf ein Jahr, and jedenfalls nur auf bestimmte Zelt ertheilen wird.

3.
Ausländische Händler, welche ohne eine solche Concession auf den Dersern des hie-

sigen Fürstenthums hoausiren gehen, versallen das erste Mal in eine Strase von elnem
baler und Gelcung der erwachsenen Kosten; im Wlederbolungsfall werden dleselben mir

Confiscalion der Woaren, unter glelchmählger Verurthellung in dle Kosten, be-
straft.

4.
In gleiche Scrase verfallen dlesenlgen, welche zwar elne Concession erhalen, aber

nach Ablauf derselben dle Erneuerung nicht ausgewirkt haben, und gleichwoßl den Hausir-
bandel sortsetzen.

5.
Dle Landgend'armen haben ausländsschen Händlern, wenn dleselben sich im hie-

sigen Lande bereten lassen, den Concessionsscheln abzufordern, und sie, wenn sie elnen
solchen vorzulegen nicht vermögen, mit Hlnweisung auf das obige Verbok, sofort auszu-
welsen,, Infosern aber ste berells hausirt haben sollken, anzuhallen und mic den Waaren,
welche sie bel sich söhren, an dasjentge Fürsll. Ame abzullefern, ln dessen Bezlrk die
Anhaltung ersolge ist.

6.
In Folge des Verbotes H. 1. ist es auch Auslandern nicht erlaubt, im hlesigen

Fürslenthume auf den Dörfern ohne dle erforderliche Concession (§. 2.) Waarennleder-
lagen zu holten; die, geschehener Anzelge zusolge, jebe vorbandenen Wagarennlederlagen
dleser Arr sind von den Inhaobern binnen 14 Tagen von dem Zelepunce an gerechner, wo
ihnen diese Verordnung bekanne werden wird, aus dem Lande zu enesernen. Im Unter-
lassungssall ist der Inbaber der Woaren mit s Tholer Serase und Gelcung der Kosten zu
belegen und lhm zu Wegschaffung der Waaren eine anderwelle 14Alägige Frist zu seßen,
bel sruchtlosem Ablauf derselben ist der vorhandene Waarenvorrath zu confisciren und der
Inhaber in die serner erwachsenen Kosten zu verurthellen.

7.
Dle Landgenod'armen haben darüber, wo sich dergleichen Niederlagen befinden,

wem dieselben angehören, und durch wen dle Waoren niedergelegt sind, Erkundl-
gung einzuziehen und das Ergebniß dem guständigen Fürstlichen Amte anmuzei-



8.

Die Untersuchung und Besteafung aller Contrgvenchenen gegen dlese Verordnungliegt ausschlleßlich den landesberrllchen Justizämrern ob.

Grelz, den 23. August 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldern, Crispendor.
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IW. 12.
(Ausgegeben den 17ten September 1852.)

22. Gesetzliche Verordnung,
die Geschäftsordnung für das Oberappellationsgericht betreffend,

vom 17#ten August 1852.

Wi Heinrich ver Zwanzigsste von Gottes Gnaden, alterer
binie souverainer Fürst Reuß, Graf und Here von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. v. 1c.
baben Uns in Ueberelnstimmung mie den Ubelgen zum Gesamme-Oberappellationsgerlcht
zu Jena verelulgten böchsten Hösen veranlaße gesunden, nachstebender

Geschästsordnung für das Gesamme=Oberappellaklonsgerlchr
unter Vorbehalt einer, nach Befinden späler eintretenden Revision, Unsere landesherr,
liche Sancelon zu erthellen und verordnen demgemäß, Krase gegenwärtigen, mie dem
uvsten Sepkember d. J. In Wleksamkelt tretenden Gesetzes, was solge:

I. Von den Plenar- Versammlungen und den Senaten des Gerichts
weunpen n

Art. 1.

Die Geschäfte des Gesammt-Oberoppellakionsgerichts werden in Plenar, Ver-
sommlungen, In elnem Civllsenat und in einem Crimlnalsenar zur Erledigung gebracht.

Art. 2.

Die Plenar- Versammlung besieht aus dem Prasidenten, den sammilichen sieben
nicht ocademischen und funf academischen Rathen.

t Civlisenat wird durch den Prasidenten, vler nicht academlsche und drel acade-
mische Rärhe gebllder; der Crimlnalsenat durch den Prästdenken und die übrigen drel ucht
ccademischen und zwel aradenuschen Räthe; vorbehältlich der unken vorgesehenen Erwel
terungen und sonstigen Modisikationen der Sena: sür gewisse Fälle. (Art. 11.13. 14.10.)

rt. 3.
Aus jedem Senate #rlet am Schusse jedes halben Jahres eln nicht cademisches und

ein academisches Mleglled aus, und in den andern Senat über.
1



Wer dle langere Mitglledschaft in 488 Senate fur sich hat, erltt vor den andern
aus; bei glelchlanger Mitglledschast geht der allere Rath dem jüngern bei dem Austeicte vor.

urch Uebeteinkunft resp. Tausch der bethelligten Mitglleder kann dle Ordnung des
. resp. Elntricts abgeändert werden, wenn der Präsident dazu seine Genehmigung

ertheilt
Die Wecthellung der elngegangenen Sachen unter die elnzelnen Mitglleder des Ge.

richts ersolgt durch den Prästdenten. Die academlschen Mikglleder sollen in der Regel
noch vorzugsweise mir Corcelatlonen, wo diese nach den weicer unten solgenden Bestim-
mungen nöthlg sind, beschäfelgt werden; so weit sie nach dem Eemessen des Präsidenten
als Reserenten bestelle werden, gelten auch für lie dle wester unten geordneten Fristen sär
den Vorcrag der Sachen und dle Vorlegung der Concepte zu den Erkennenlssen, sowie
die sonstigen Beslimmungen über die Discipllnarbesugnih des Präsidlums im Falle ein-
tretender Verzögerung in derselben Welse, wie für dle niche academlschen Mieglleder.

II. Von den Plenarversammlungen insbesondere.
Art. 4.

WVor die Plenarversommlungen gehören alle dle Versassung des Gerlches, dle An-
stellung neuer Mieglleder, Anwälle und Subalternen bel dem Gerscht, überhaupe alle
dle allgemelnen Verhältnisse des Gerlchts betreffenden Angelegenßeiten, ferneralle von
dem Geriche zu erstorkenden Guracheen.

tt. 5.
Der Prasdent versammelt das Plenum, so oft Gegenstande vorliegen, welche vor

dasselb-FSchere-.EsIst bei Anwesenheic von wenlgstens sieben Veolancen beschlußfahig.
Ein Seccerär (K bel vessen Slbungn gegenwartig

Dle orrige im Menum werden von dem Präsidencen resp. den nicht academlschen
NRäthen gehalteDie H#onniscen Rathe sind von Vorträgen befrelt.

Correlatlonen finden uschr statr, ausgenommen geelgneten Falles bel wichtlgeren
Begutachtungen, und konnen dann auch gedemischen Rathen ubertragen werden.

Minderwichtlge und currente, nach 2*2 sestllehenden Regeln zu besorgende all-

gemeine Oeschastsverzpütbi besondere solche, welche das Kasse= und Canglelwesen be-
treffen, kann der Präsident im Civilsenat zur Erledigung bringen.

III. Von dem Civilsenat.
Art. 8.

Wor den Civllsenac gehören alle an das Oberappellatlonsgerlche gelangenden Rechts-
mittel, Beschwerden u. s. w. In Civilsachen; ingleichen alle Strelelgkelten der zu dem
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Gesammt-Oberappellatlonsgerlcht vereinken Höse uncer elnander, mögen dleselben in Fol-
ge besonderen Compromisses oder nach dem §. 41. der Jenalschen provisorlschen Ober-
appellationsgerlchesordnung vom 8. October 1846 on das Gericht gelangen; nche min-
der Seeeluigkesten der Seaaksreglerungen mie den Landständen über Auslegung der Lan-
desverfassungen, so welt solche nach dlesen Verfassungen (F. 266 des S. Alcenburgischen
Grundgesehbes vom 29. Aprll 1831, &amp;. 134 des Staatsgrundgesebes für das Fürsten,
thum Neuß jüngerer dinle vom 30. November 1849) dem Oberoppellationsgerlche zu.
gewlesen sind.

Tuch dle Enescheldung über Competenz= Consi#scce zwischen Justlz= und Werwalkungs-
behörden, soweit sie dem Oberoppellatlonsgerlcht noch zugewlesen werden wird, [Kvor,
den Cloilsenat gehörig.

Art. 9.
Der Civilsenat hast regelmaßig allwochenillch eine Sißung, und ist bel der Anwe-

senhelt von funf Wotanten beschlußfahlg, ausgenommen bel denjenlgen Sachen, welche
aur Relatlon; Torrelation Aet. 27. 26.) ober vor elnem Clvlsplenarsenat (Art. 16. 28.)
verwlesen werden, wobel wenlgstens sleben Wotanten zur Beschlußfassung erforderllch
sind.

Den Sibungen wohnt ein Seccetär bel. Nur bei Sachen, welche zur Re- und
Correlation ausgesebt sind, fällt dessen Anwesenbelt weg.

VI. Von dem Criminalsenat.
Fl. *

Der Geschäftskreis des Criminalsenaés ersleeckt sich auf alle an dos Oberappella-
tionsgericht zu lrgend elner rlchterllchen Enescheidung gelangenden Scraffachen, mie Ein-
schluß der Anklagen gegen Sraatödiener wegen Versassungsverlehungen, sowelt solche
nach einzelnen Londesgesehgebungen vor dat Oberoppellarlonsgerlcht verwlesen sind. (S.
Melninglsches Grundgeseh vom 23. August 1929 Acr. 86 Altenburgisches Grund.
geset vom 29. Apell 1831 §. 37. S. Coburglsches Gesetz vom 23. December 1846.
S. Gothaisches Staalsgrundgesetz vom 26. Mär) 188410 6. 94 f. und Beilage IV.
bierzu Staocsgrundgesetz sür das Färstenrdum Reuß jöngerer Linle vom 30. November
1640 &amp;. 130. Schwarzburg= Rudolstäd#isches Oesetz vom 2. Juni 1848.)

Auch dle in dem S. Meiningischen Geseb vom 22. Junl 1850 Ucc. 35. 38. und
43. dem Oberappellationsgericht zugewlesenen Entscheldungen über Versetzung, Seellung
zur Dlepostrion und Suspension der Richterbeameen gehören zur Zuständigkeit des Cri-
minalsenate.

Der Celminalsenat erledigt dle ihm zukommenden Sachen entweder in nicht öffent,
licher oder in öffentlicher Situng.

. 11.

Regelmäßig gehhren alle diese Sachen vor dle nicht öffentliche Slaungdes Ceiminal.
senaks und es soll llwöchentlich wenlgstens elne solche Sihung geßalten werden.

1 n



9 In der Regel ist dlese Slbunn *6 Anwesenhele von fünf Votanten beschluß.
Es ist bei derselben eiln Secretar anwesend.
Eine Ausnahme tritt jedoch bel denjenlgen noch nach dem alteren Strasverfahren

Ju behandelnden Srrassachen eln, welche zur Re- und Correlarlon verwiesen werden,
(Arc. 29. 30.) und bel denjenlgen Strassachen, #elche zur Entscheldung in elnem Crl-
minalplenarsenat ausgeseht sind (Art. 16. 30.). In dlesen Fallen ist dle Anwesenheit
von iigsen sieben Vokanten zur Beschlußfassung ersorderlich.den zur Re= und Corresatson ausgesetzten Straslachen hat der Präsidene denhewößrmlhee Crimlnalsenat (Art. 2.) durch Zuzlehung von so viel Mitglledern des Cloil-
senats, als zur Herstellung der beschluhfählgen Zahl erforderlich sind, zur Wollzähllgkelt

zu bringen. Auch kommt bel biesen Sahen knr imeleaher. eines Secrecärs sn Wegfal.
Oeffenellche Sltungen desErlminessn finden in benjengen Serassachen State,

welche nach Maasgabe der neuen Stcasprozehordnung, dem S. Coburgischen Geseß über
Preßvergehen vom 8. Apell 1848 und dem S. Altenburgischen provlsorischen Gesetz vom
24. März 1849, dle Elnsührung von Schwurgerichten und dle Aburtheilung von poll-

ulschen und Preßvergehen grrfeme öffentlich zu verhandeln sind.
Bel den nach dem S. Altenburglschen ese zu Fuini Sachen ist der Crl-minalsenac bel Anwesenhel# vonan Wocanten beschluß ; bel den nach der Steraspro-

zeßordnung und dem S. Coburgl#chen Gesetz zu FchieBC Sachen sind sieben Vocan-
ben erforderll

Bel den ösfenrlichem Slgungen ist 4. Secrerär gegenwärtig.
t. 13.r

Vorbehaltlich der Berufung elnes Criminalplenarsenats zu affentllcher Sitzung
(Art. 16.) soll der Crlminalsenat bel offentlichen Sitzungen bestehen:

1) wo fünf Vokanten erforderllch sind, aus dem Prästdenten, den dret ulcht oco.
demlschen Mieéglledern des gewöhnlichen Celminalsenats (Ar. 2.) und elnem
academischen Mitglied des Gerlchts:

2) wo sieben Wotanten erforderlich sind, aus ddem Präsidenten, den gedachten drel
nicht academischen Mitglledern des Crlminalsenoks, einem alche academischen

Miegliede des Clollsenate und zwei rademlschen Gerlchtemseglledern.Art
Der Ptrasident hat bei Zusammeseul des Crimlnalsenats zu den offentlichen

Sltzungen rucksichtlich der schon ohnedies zu dem gewöhnlichen Criminalsenat gehorlgen
Personen elne angemessene Relhenfolge elnereten zu lassen. Inobesondere soll, was dle
belzuziehenben academischen Gerichtemstglleder betriffr, uncer den sämmrlichen fünf oca-
demischen Rähen, so weit es möglich ist, ein Tucnus in der Act beobachtet werden, daß
bel mehrtägigen öffentlichen Sihungen hinterelnonder, kein elnzelner Rath mehrere Toge
bintereinander zu dem Ceiminalsenar zugezogen wird.
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trt. 15.
Regelmäßig und sosern ulcht besondere Gründe zu elner Abwelchung vorllegen, sol.

len öffeneliche Slungen in der zwelken Halste der Monate gehalten werden und dle in el,
nem Monat elngrgangenen zur öffemtlichen Verhandlung geelgneren Sachen in der zwel-
ren Hälste des darauf solgenden Monate zur öffenillchen Verhandlung gelangen.

Die S#tbungstage und die Reihenfolge der elnzelnen Sachen bestimmt der Präsi-
dent.

V. Gemeinschaftliche Bestimmungen für beide Senate.
Art. 16.

Belde Senate erweitern sich zu elnem Clvilplenarsenat (Arc. 9.) resp. Ciiminal.
plenarsenat (Art. 11. 13.), welchenfalls der Präsidene zu dem Clollsenat dle Mleglleder
des Crimlnalsenats und zu dem Ceiminalsenat die Miglleder des Clollsenaks zur Be-

schlußfallung tutseben hat,1) in den Art. 28. und 30. gedachten Fallen, und außerdem
2) wenn wichtlgere Rechtofragen zue Enrscheldung vorllegen und eneweder der ein-

zelne Senat dle Berusung eines Plenarsenate beschllegt oder der Präsident unter
Beistlmmung des Referenten eine solche Berusung sür ongemessen erachter.

Art. 17.
Bel Verhlnderungen elnzelner Mieglleder elnes Senate zlehr der Präsidene zur Er-

gängung der beschlußfähigen Zahl Mitglieder des anderen Senats an der Seelle des Wer-
binderten bel.

Art. 18.

Sollee sich bel einem Senat eine besondere Gelchftiberfäusuns jelgen, so ist derPrästdent besugt, diesem Senot Mleglleder aus dem andern Senat zeltweillg zur Aus-
bülse hlnzuzusügen.

Art. 19.
Mutglieder des Gersches, wolche aus einem Senat In den andern übergehen, haben

neben der Mitgliedschafe in diesem anderen Senat Ihre in dem ersteren Senat elwa ver-
bllebenen Reste in diesem annoch, wie Mitglieder desselben zur Erledlgung zu beingen.

Art. 20.
Wenn es dle Besörderung der Geschäfte ersordert, konn der Präsidenk, oußer den

gewöhnllchen allwöchentlichen Sihungen der Senate, deren mehrere in der Woche beru.
fen.

Art. 21.
Bel Ansehung der Tage und Tageszeiten fue dle Sibungen soll geeignete Rucksicht

genommen werden, daß die academischen Räthe des Gerlchts in ihrem Lehrbecuf bel der
Untversität so wenig als möglich Seörung erlelden.
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VI. Von dem gewöhnlichen Geschäftsgang bei dem Gericht.
Art. 22.

Alle bel dem Oberappellatlonsgericht elngebenden Schrlsten werden von dem Pra-
sidenten erbrochen, präfentire und von elnem Secretär in dle Hauptreglstronde elngerra-

en.

Diese Reglstrande bestehr aus drel Abthellungen: der Generaslenregistrande, Cl-
ol(registrande und Celminalregistrande.

Jede dleser drel Abebellungen führt besondere sortloufende Nummern, unker denen
dle.eingehenden Schristen, je nachdem sie zur Compekenz der Plenarversommsung oder
eines der belden Senate gehören, in dle becreffende Abehellung eingetragen werden.

lesenigen Sachen, welche nach Art. 7. Im Clvilsenac behandelt werden können,
sind in dle Generalregistrande gehorlg.

tt. 23.
Dec Prasident vertheilt alsbald die elngegangenen Sachen an dle Referenten. Auf

einfache Erlnnerungen bel dem Gerlche anßängiger, oder on Spruchkolleglen versendeter
Sachen, wecen Nachsorderung sehlender Acten, Hinzusügung nacheräglicher Eingänge
zu onderen Sachen, Zurücksendung erledigrer Sachen, und überhaupt in hnlichen, dle
bloße Beförderung der Geschäfte angehenden Fällen, kann der Präsidenr ohne Welteres
leibst das Geelgnete versägen. Auch die im Arc. 210. der Strasprozehordnung vorge-
schrlebene Benochrschelgung des Generalstaoksanwolles kann er sosort selbst anordnen.

Soullige die Sachen selbst niche unmittelbar betressende Zwischenversägungen kann
geelgnecen Fales der Präswene in Gemelnschaft mit dem Referenten erledigem. Ebenso
kann er auf Antrag des Reserenten, wenn er demselben beistlmme, und in elllgen Fällen
auch allein, Sachen, welche sich zur Re. und Corcelaclon eignen (Aet. 27. f.), sofore
bierzu ausseen.

In anderen Fällen und regelmäßig ist von dem Referenten Vortrag in den Gerlchtes.
siungen gu halien.

Art. 24.
Sofern kein besonderer Anstand obwaltet, sind alle Sachen nach ihrem Eingang in

der nächslen betreffenden Slung der Plenorversommlung oder der Senote von dem Re-
serenten zum Vorccag zu bringen.

ie Voceräge werden möndlsch ohne vorgängiges schriftliches Vorum gehaleen und
die gesaßten Beschlüsse lbrem Haupelnhalte nach von dem Präsidenten in die Hauprre-
gistrande und von dem Seccetär in dle der Hauptregistrande onaloge Secretarlats.Re-
gillrande elngetragen.

ie Concepte zu Erkenntnissen und wschelgen Berlcheen sind von dem Reserenten
in der diegel binnen acht und spätestens binnen vierzehn Tagen vorzulegen.

Die Concepte zu andern Ausserilgungen und gewöhnllchen Geschästeberlchten sind
von den Secretäcen regelmäßig bis zur nächsten Slung zu ferrigen.
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Ale Concepte sind von sämmillchen Mitgliedern des Oerichto, welche an der Be·
schlußfassung Theil genommen haben, zu zeichnen.

Art. 25.
Aus die in dem vorigen Artlkel gedachte Welse kommen in der Regel alle Sachen

zur Erledigung, Insbesondere
1) dle vor Ertheilung eines Erkennenisses in Clvilsachen etwa erforderlichen Zul.

schenversügungen; auch die blohe Prozehleltung bel den im Act. Z. erwähnten
Srreitlgkelten der zu dem Obercppellatsonsgerscht verelnten Höse unter elnander
und der Sctaatercgierungen mir den Landständen;

2) die in Strasfachen zur Vervollständlgung einer Uncersuchung etwa zu treffenden
WVersügungen, ingleichen die vorbereitenden Versügungen bel ösfenelich zu ver-
bandelnden Strassachen;

3) blose Justizbeschwerden.
Art. 26.

Bel Sachen, welche zur Erehellung elnes Erkenmenisses reis sind, #rite bald der ge-
dachte regelmäßige, bold ein weiterer und besonderer Geschästegong durch Aussehung der
Sache zur Re- und Corresation (Art. 27. f.) oder zur öffentlichen Verbhandlung (Art.
34. .) eln.

VII. Vom Geschäftsgang bel Sachen, welche zur Ne. und Correlation
« ausgestellt werden.

Art. 27.
Als Regel gilt, daß uber Rechtsmittel in Clvllsachen mit Einschluß der aus dem

vormallgen Herzogthum Gotha In erlter Instanz an das Oberappellationsgerlcht gelangen-
den Richelgkeitsbeschwerden von dem Cioilsenat sowohl bestätigend als obändeind ous den
ersten Vorkrag eines Reserenten erkannt werden kann. Dagegen blelbe

) bem Mräsidenten vorbebalten, n allen, sm geelgnet schelnenden Fällen sosort
bel Ausehellung der Sache neben dem Reserenten noch einen Correserenten zu
bestellen (Ark. 23.), wie auch

2) dle Bestellung elnes Correserenten auch nach gescheßener Austhellung der Sache
jederzeit ersolgen soll, wenn der Reserent auf Bestellung elnes solchen antcägr
(Arc. 23. cit.), während endlich

5) es ebenso dem Colleglum unbenommen bleibe, nach erfolgtem Vorrrage ber Sa,
durch den für dieselbe bestellren Reserenten, start auf Ertheilung eines Er-

kennenisses auf elne zweite Berathung der Sacke, eventuallter nach vorgängigem
zwelken Vorcrage durch elnen gu bestellenden Corceserenten zu concludlren.

,„ Art. 28.
Streitlglelten der zu dem Oberappellatlonsgericht vereinten Höse untereinonder sind,

wenn sie zu elnem Zwischenerkenniniße reif sind, slets zur Re- und Correlation und zwar
vor dem Clvilplenarsenar gu verwelsen (Nrr. 16.). Dasselbe gilt bet den Art. 8. gedach-
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ten Streitlgkeiten uber Auslegung der Landesverfassungen und bel Competenz- Con·
fllcten.

Art. 29.
Bel spruchrelsen Serassachen, welche nach dem älceren Stcasprozeß zu behandelm

sind, und bel denen das Rechtsmirtel niche sosore ols unskacthafe verworsen werden konn,
welchensalls der regelmäßige Geschästegang (Arc. 24.0 gilc, erlte jedes Mal Verwelfung
zur Re- und Correlation in dem Crimlnalsenac ein. Doch können solche Serafsachen aus
dem Heczogebum S. Altenburg auch auf dem regelmäßigen Geschästsweg erledlge wer-
den, wenn sie von der Beschoffenheit sind, daß sie nach §. 36. der Jenalschen Oberoppel-
lakionsgerichtsordnung vom 8. October 1810 nicht zur Zuskändlgkele des Oberoppellarions.
gerlchis gehörten und erst durch das S. Alrenburgische Geset vom 27. Jonuar 1837
dem Gericht zur Entscheldung überwlesen worden ind. (Alenburgisches Reserspe vom
23. Juni 1837.)

Nre. 30.
In Anklagesachen gegen Scaatediener wegen Versassungsverletungen (Art. 10.),

welche zu einem Erkennenssse erster oder weicerer Instanz reif sind, soll jedes Mal Wer-
weisung zur Relatlon und Correlatlon in einem Criminalplenarsenat elntreten.

Dasselbe soll auch bel den nach Art. 10. gedachten Entscheidungen nach dem S.
Meinlngischen Geseb vom 22. Junl 1850 gescheben.

Die Lelrung des Verfahrens und Zolschenversägungen vor dem Enderkenne##ß in
diesen Sachen gehören vor dem gewöhnlichen Criminalsenat und unterliegen dem gewöhn-
lichen Geschäftsgang. (Arc. 24.)

Art. 31.
In bedenklichen Gällen kann der Präsident auch die Acten unter allen oder einlgen

Mitgliedern clreuliren lassen, um elne grändssche Abstimmung vorzuberelten.
rt. 32.

Der Reserent hat sodann die Sache tegelmaßlg binnen vler Wochen nach der Zu-
tbellung in dem betreffenden Senat zum Vortrog zu bringen. Er har die Acten ange-
messene Zelt vor dem Vortcog dem Correserenten Juguslellen.

Beide Reserenten haben vor dem Vortrag, unabhänglg von elnander, dem Präft-
denten ein schristliches Wozum zuzuslellen. Der Reserent kann dasselbe in die Form el.
nes Urtbeilentwurses elnkleiden.

In wichilgeren Fällen sollen die Wota wenigstens von Selten des Reserenken mie
Gründen uncerstützt werden.

Bel Sereitigkelten der Durchlouchtigsten Höse, welche nach §. 41. der Jenaischen
Oberoppellotionsgerichtsordnung an das Gerlcht gelangen, gile dle besondere Vorschrist
in . 42. dieser Gerichesordnung.

rt. 33.
Dle auf vorgängige Re- und Correlation gesahten Beschlüsse werden von dem Prä-

sidenten gleich in der Sihung mie Angabe des Toges und der anwesenden Gerlcheemse
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glieder, auch der Simmenmehihelt, nach welcher der Beschluß gefaßt ist, unter das
schriftliche Votum des Referenten bemerkt, auch in dle betreffende Civis- oder Criminal-
regislrande elngetragen.

Dlie Concepte der Erkenntnisse entwirst der Referent, und hat bleselben in der Re-
gel und sosern nicht ganz besonders verwickelte ober umfangliche Sachen in Frage stehen,
binnen spatestens vlerjehn Tagen nach dem Vortrage vorzulegen. Sle werden von
sämmtlichen Mitgliedern des Gerichts, welche an der Beschlußfassung Thell genommen
baben, gezelchnet, und zu den Acten gebracht.

VIII. Vom Geschäftsgang bei Sachen, welche zur öffentlichen
Verhaudlung ausstehen.

Art. 34.
Die nach der neuen Strasprozehordnung und den Art. 13. erwähnten S. Coburgl,

schen und S. Altenburgilchen Gesehen zu behandelnden Strafsachen werben, sosern dem
zu rechenden Erkenntalsse keine öffenrllche Verhondlung vorbergeße, von dem Criml-
nalsenat auf dem regelmähigen Geschästewege (Arr. 24.) erkedigr. Es gile dles namen,
lich bel allen Nichtigkeitsbeschwerden gegen Verweisungserkennen#sse und bel anderen
Alchtesgkeltsbeschwerden dann, wenn dleselben nach Art. 311. der Strasprozeßordnung
losore verworsen werden können, weil sie versäumr, oder nicht gehörig oder ohne An-
fübrung elnes geseblichen Nichtigkelcsgrundes (Nrc. 3006, der Strasprozehordnung) eln-
gewender sind, odec wenn der Nichtigkeitsgrund berelte durch elne srübere Enescheldung
beseitigt ist.

Wo dagegen ein Erkenntniß nach vorgangiger offentlicher Verhandlung der Sache
au follen lst, wird die Sache bei Verwelsung zutr offenilichen Verhandsung in die Criml-
nalregistrande eingetragen und von dem Prosidenten einem Referenten zugetheilt, welcher
dleselbe in der zur öffentlichen Verhandlung angesehten Sihung des Criminalsenats
(Arc. 15.) zum Vorcrag zu bringen hat.

Nrt. 35.
Die Geschästsbehandlung in der öffentlichen Sihung richter sich nach den Beslim-

mungen In Arc. 312. f. und 333. der Strasprozeßordnung und in den oben Art. 12.
gedachten S. Coburgischen und S. Altenburgischen Gesetzen.

Bel der nicht öffentlichen Berathung und Beschlußfassung über das in der öffendll.
chen Sihung zu sällende Urtheil hat der Reserenk sen Volum in der Form elnes Enewurfs
des Urtheile mie Gründen vorzulegen.

Von dem in ösffemtlichen Sigungen gesellten und schrlstlich u den Acten gebrachten
Urthell ist dem Gericht, welches die Acten unmlttesbar oder durch Staatsanwaltschaft

Wu- bar, baldmöglichst bei dem Röckgang der Acten eine beglaubigte Abschrifmitzutheilen.
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IX. Von der Stellvertretung des Präsidenten.
Art. 36.

In Abwesenhele oder bel sonsslgen Verbinderungen des Präsibenten, werden dessen
gesammte Geschäste durch den ersten nicht academlschen Rarh des Gerlchte besorgt.

Bei thellweisen Verbinderungen, Iinsbesondere bel Geschästsüberbusung bat der
Präsidene dle Besugniß, sich für den Vorsic in sffentlichen Slungen des Criminalsenats
elnen Scellverrreter aus den Mitglsedern des Geriches auszuwählen. Auch konn er unter
glelchen Voraussezungen das Dlrectorlum in dem Clollsenat oder bel den niche öffenellchen
Stungen des Crlminalsenaks dem ültesten nicht academlschen Miseglied dleser Senate
zeitwelllg übertragen.

X. Von der Stimmengleichheit bei Abstimmungen.
Art. 37.

Bei Abskimmungen in den Plenarversammlungen und den Senaten, gebe, im Fall
der Selmmenglelchheic, In der Regel diejenlge Melnung vor, welche den Prästdenten
oder dessen Stellverkreter für sich bar.

usnahmen treten ein:
4) in Clollsachen, wenn es sich um dle Frage handelt, ob elne Sache durch el-

nen Resevonpbescheld zu erledigen oder zur Re und Correlation auszusetzen
sel, welchenfalls bel Selmmenglelchbelt diele Aussehung elmtreten soll;

2) wenn in Ctvilssachen, welche zur Re- und Correlarlon ausgesett sind, oder
nach Art. 27. unter Nr. 1. und 2. aus dem regelmähigen Geschsstewege er-
ledigt werden, gleiche Selmmen für elne Abänderung und für elne Bestäki,
gung des in der vorlgen Instanz gefällten Erkenmnisses vorliegen, wo dann
dle Bestäclgung den Vorzug erlangen soll. In anderen Fällen der Selm-
menglelchhelr bel Sachen, welche zur Re- und Correlatlon ausgestellt sind,
soll, wenn der Referent und Correserene auf derselben Seile sehen, dlesensae
Melnung den Vorgong haben, welchen die belden Reserenten gustimmen;
in Srraflochen glebe bei Selmmengleichbelc die dem Angeschulolgten günsti.
gere Meinung den Auoschlag; bel Sachen, welche nach der neuen Stras-
prozeßordnung verhandelt werden; nach den näheren Beslimmungen Iin Ar,
253. dleser Prozehordnung.

XI. Von Geschäftsformen und insbesondere den Formen der
Erkenntnisse.

S

Art. 38.
Das Oberappellationsgericht nennt sich bel Berichten an dle bel demselben bethellig.

ten Hose und auswartlgen Behorden gegenuber: Gesammt -Oberappellatlonsgerlcht ju
Jena. In Clvilprozehsachen und Strassachen aus den elnzelnen Landern bezelchnet es
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sich als Oberappellationsgerlcht desjenlgen Landes, aus welchem dle Sache an dasselbe
gebiehen ist, mit dem Zufatz: „und GOesammt -Oberappellationsgerlcht.“

tt. 39.
Alle schristliche Aussertigungen des Gerichts mussen von elnem Sectetar collatlonirt

und concrasignirt und von dem Präsidenten unterzeschnet werden; vorbehalillch der beson·
deren Bestimmung in Art. 314. verglichen mit Ark. 303. der Strasprozeßordnung.

Arttt. 40.

Im Geschäfteverkehr mie den Minlsterlen der verelnlgten Staaten bedient sich das
Oberappeslatlonsgerlcht der Berlchtsform. Dle Berichte an den Inspecelonshof werden
unmittelbar an den Durchlauchtigsten Fursten erstattet.

An die Appellatlonsgerichte, Oberlandesgerichte, oder an andere Justizcollegien
mlt Einschluß der Kreisgerichte, sowle an den (stell den) General-S. lt,
dle Ober-Staatsanwalte und die Staatsanwalte bel den Krelsgerichten, insoweit mit
denselben eln directer Verkehr slatifinden sollte, erlaßt das Oberappellatlonsgericht An-
schrelben (Communkcare).

Gegen Untergerlchte (Elnzelgerlchte) sowle Vertreter der Staacanwaltschaft bel den-
selben, insosern ausnahmsweise ein unmittelbarer Verkehr des Oberappellaclonsgerlchrsmse
dlesen Behörden statefinden sollte, bediene sich dasselbe der Rescriptssorm.

iu seine Suballernen, inglelchen an die Oberoppellarlonsgerlchts- Advokalen und
dle sonst vor demselben beschäselgten Arec erläße es Verordnungen.rit. 41

Erkenntnisse des Clvilsenats sind ols „Bescheld“, und wenn sie nach vorgängiger
Re- und Correlatlon erthelle werden, als „Urthell" zu bezelchnen.

Erkennenssse des Crlimlnalsenaks führen dle Bezeichnung: „Erkenninsß ", und wenn
ste, nach vorgänglger Re- und Correlaklon oder nach öffenrlicher Verhandlung ertheir
werden, „Uccbell“.

Nrt. 42.
Ole Erkennenisse sind mit Gründen zu versehen. Dlese sollen, in Ansehung (bres

thatsächlichen und beurehellenden Theiles das Wesentliche, was für die Enescheldung von
Einfluh erschelnt, in angemessener Kürze enthalten.

den sich in den Voracten berelte Darstellungen und Aussührungen, welche
ausrelchend erschelnen, so Iist eine Bezugnahme darauf zulässig; ausgenommen bel den in
ffen#icher Sibung gesallten Urthellen, welche stets elne kurze Entwickelung enthaltensollen.

Bel Beschelden und Erkennenlssen (Act. 41.) kznnen dle Gründe der Enescheidung
angehängt, oder auch, wenn es ekner besonderen Darlegung ulche bedarf, kürglich in dle
Enescheidung verwebe werden. Bel Urtheilen sind dle Gründeder Entscheidung stets an-
zuhängen, ausgenommen bel Urthellen in öffentlicher Sitzung, wobel sie regelmäßig und
wenn nlcht erwas Anderes, besonders angemessen erschelnt, der Endscheldung vorausge-
stellt werden.

2 ·
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Art. 43.
Alle Entscheidungen des Gerichts resp. der Senate suhren dle Schlußformel: Ur-

kundlich unker des u. l. w. Oberappellationsgerlches größerm Siegel und Unterschrift aus,
geferelgt.

Jena, am u. s. w.

XII. Von Beförderung der Geschäfte.
Art. 44.

Soweit nicht ble Weitlaustlgkelt und Wichtigkeit einer Sache oder dle Geschäftelast
bei dem Gerlcht uber haupt eine Ausnabme rechtfertigt, hat der Prästdent #ireng auf Eln-
haltung der in Art. 24. 32. und 33. angegebenen Zeitbestimmungen fur die Vorttage der
Reserenten und dle Absieserung der Concepte zu achten und saumlge Reserenten ernstlich
zu erinnern.

Arc. 45.
Gehr von elnem der bei dem Gerlche betheillgten Höfe ein Anmoßnungsreserspr zu

Befsörderung einer bel dem Geriche noch unerledigeen Sache ein, so hat der Prasidenr, so-
sern Säumn#t des Referenten vorliege, demselben eine angemessene Felst zur Erledigung
der Sache zu sehen. Verläust dlese Frist fruchelos, so Iist die Sache anderwekk zu *len und Berlche an das Minssterium des InspectionsHofes zu erstorten, welchem, alsn
sler Dienslbehörde dle elwa welter zu ergrelsende Dleciplinarmogoregel vorbeHokten bleibr.
Ansiände, welche die Erledigung einer solchen Sache findet, und die wirkliche Erledlgung.
derselben sind dem Hof, welcher das Anmohnungreseripe erlassen har, berichilich anzu-
geigen.

Art. 46.
Denvierteljährlich an bie bel dem Gerlcht bethelllgten Höse elnzusendenden Geschästs-

tabellen ist eln Verzelchulß der Rückllände beizulegen, worin alle Sachen, welche sch über
ache Wochen in den Degistranden besinden, und durch Ablleserung der Concepke von Sel-
Gen der Reserenten noch ulcht erledige sind, aufgesühre werden müssen. Bekl jedes elnzel-
nen Sache sind dle Zeit des Elngangs und der Austhellung, dle Referenten und dle ib-
nen ekwa zugegongencn Erinnerungen zu bemerken.

Findet sich hlerauf der Inspectlonshof, oder derjenlge Hos,, aus dessen Landen elne
Sache an dos Gericht gelange ist, zu elnem Anmahnungsrescript veranlaße, so ist nach
Vorschrift des vorigen Artlkels zu versahren.

XIII. Von den Gerichtsferien und dem Vrlaub des Gerichts-
personals.

ch.

Art. 47.
Das Oberappellationsgericht soll zu Ostern und zu Michaells elnes jeden Jahres

jebes Mal drel Wochen Ferien haben. Wahrend derselben fallen, sosern nicht schleunlg
zu erledigende Sachen vorllegen, die nicht öffenelichen Slüungen des Gerlchts aus.
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In denjenlgen belden Monaten zu Ostern und zu Michaells, in welche die Ferlen
ganz oder ihrem großeren Thelle nach fallen, sollen auch, falls nicht drlngliche Sachen
vorllegen, dle offentllchen Sitzungen wegfallen, so daß im Gangen regelmaßlg nur in
zehn Monaten des Jahres offentliche Slthungen gehalten werden.

Art. 48.
Der Präsident kann auf dle Ferlenzelt und außerhalb derselben bei dringenden Ver-

anlassungen auf acht Tage den Rärben des Gerichts Urlaub ertheilen. Auf dieselbe Zeit
kann sich der Präsidene selblt beurlauben.

n Secretarien des Gerlchts und dessen Subalternen kann der Prsident ble zu

vlerkehn Tagen Urlaub ertheilen.eingerer Urlaub, als in den gedachteen Fällen, ist bel dem Inspectlonshof einzuho.

XIV. Von den Kanzleigeschäften.
Art. 40.

Die Behond#ung der Geschäste ouf der Kanglel des Gersches richter sich nach den Be,
stimmungen der Kanglelordung vom 29. Oerober 1816 und der blaherlgen Obseroonz.

XV. Aufhebung entgegenstehender Bestimmungen.
Art. 50.

Mie dem Tage, an welchem dlese Geschästsordnung Geltung erlangt, kreten alle der-
selben entgegenstehenden Bestlmmungen, namentlich der provlsorlschen Oberoppellatlons=
gerlchtsordnung vom 8. October 1846 und des Nachtrags dazu vom 25. Junl 1842
außer Krafe.

Urkundssch haben Wie dleses Geseß elgenhändig vollzogen und mie Unserem gröheren
Regierungssiegel bedrucken lassen.

Gegeben Grei), den 25. August 1852.

(I. S.) Heinrich XI.

Otto.
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23. Negierungsbekanntmachung,
die Eidesmündigkeit und Vollgültigkeit der Zeugen in Untersuchungs-

sachen betreffend.

Zur Vercmeidung möglscher Mihverständnisse wird blermie bekannt gemacht:
daß Kroft eines, selc langer Zele bestandenen, mitkelst Landesberrlichen
Resceipis an Fürstliche Landesreglerung vom 8. December 1820 ausdrücklich
beställgten Gerichtebrauchs die Eidesmündlgkeic und Wollgüttigkele der Zeugen
in Untersuchungssachen vom zurückgelegten achtzehnten Lebensjohre an eln-
tritt.

Greiz, den 27. August 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
von Kutschenbach.

d. Geldern= Unspendors.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß alterer Linie.

W. 13.
(Ausgegeben den 271en November 1852.)

24. Bekanntmachung,
des Fürstlichen Consistoriums Einschärfung der Verordnung im F. VII.
der Landesherrlichen Eheordnung vom 9. Januar 1771, die Abtheilung
mit den Kindern erster Ehe bei anderweiter Verheirathung Seiten des

überlebenden Ehegatten vor dem ferneren Aufgebot betreffend.

Geschehener amtllcher Anzelge zu Folge ist die Verordnung im H. VII. der Landes-
berrlichen Eheordnung vom 9. Januar 4771, nach welcher jeder Wleewer und jede
Wittwe vor anderweiter Verhelrathung zuvörderst mit den Kindern erster Ehe wegen ih-
res mürterlichen oder väterlichen Erbehells Richeigkeit treffen und dem Pfarrer darüber vor
dem Aufgebot# gerichtlichen Scheln vorlegen soll, und darnach die Pfarrer bel unnach-
bleiblicher Serase das Aufgebot nichr eher, als bis diese Vorlage geschehen, vor sich ge-
ben lassen dürfen, neuerlich mehrfach niche, wie Hätte geschehen sollen, beachtet und be-
folge worden.

Do aber die strenge Einhaltung dieser Verordnung durch die große Zweckmäßlgkeie
derselben selbst für alle dabel Berhelligten durchaus geboten wird, so wird dleselbe bier-
durch mic dem Bemerken elngeschärse, daß gegen die Contraveniencen unnachsichtlich mie
der Uncersuchung und nach Befinden strengen Bestrafung wird verfahren werden.

Grelz, den 10. Sepkember 1852.

Fürstl. Neuß- Plauisches Confistorium das.
Otto.

v. Geldern-Erispendorf.
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25. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung,
das Heimathswesen in den Herzogthümern Anhalt-Dessau und Anhalt-
Köthen und in dem Königreich Sachsen in Folge der bezüglichen gesetz-

lichen Erlasse vom 1. März 1852 und vom 2. Juli 1852
betreffend.

Nachdem das für dle Herzogihümer Anhalt-Dessau und Anhale-Körthen unkerm
1. Märg 1852 erlassene Landesherrliche Gesetz, dle dortigen Unkerthanen- znd Heimatße,verhältnisse beereffend, Inglelchen das Königlich Sächsische Gese vom 2. Jull 1852 über
Erwerbung und Werlust des doreigen Uncerthanenrechis von den betreffenden Reglerungen
in Gemähheit des F. 6. des Schlussprocokolls Il. d. Gotha den 15. Jull 1851 neuerdings
anher mitgerheile worden, so wird, da das Helmacbsrecht der genannten Staaten, dessen
wesentliche, auf die Staatsangehörlgkeit bezügliche, von dem diesseillgen Helmakherecht
abweichende Bestimmungen mirkelst Reglerungsbekonn#machung vom 14. Jull 1852
(No. 9. der Gesehsammlung) versffenellcht worden, durch dlese neuerlichen Gesete we-
lentlich modlficirt und umgestaltet worden nd, unker Bezugnahme ouf dle nurgedachte
Reglerungsbekannemachung Felgendes zur Nachachtung der Behörden und Gemelnden
bekanne gemacht:

I. Dos Geset für dle Hersogehümer Anhale-Dessau und Anhole= Köthen vom
1. Märg 1852 enchält im Wesentlichen solgende, von dem zeltherlgen doreselelgen Ge.
sete über die Unterkhanen und Helmathsverhältalsse obwelchende Bestlmmungen:

Die Werleihung der Unterthonseigenschase Kehe den Regierungen zu Dessau und
Köcben, bel obwoltenden Bedenken nach vorgängiger Elnholung Landeöherrlicher Ge.
nehmigung, zu und erfolge durch Aushändigung elnes von der betressenden Reglerung
auögeserelgten Unterthansschelns.

le Erwerbung von Geundbeßtt kann auch ohne Erlangung des Unterthanenrechte
Stattfinden.

Zu Aussertigung von Auswanderungsschelnen sind dle Krelsbirectlonen besugt.
Helmathsschelne zum Gebrauch im Auslande sind von den Krelsdirectionen, in den

Sltädten von den Gemelndevorsländen auszustellen. Werden solche sür längere Zelt ole
auf drei Jahre begehrr, so kann dle Ereheilung nur mit Genehmigung der betreffenden
Reglerung erfolgen.

II. Das Sächsische Gesetz vom 2. Jull 1852 slellt folgende besondere, begüg-
lich von dem blaher dort gäleig gewesenen und dem dlesselilgen Heimathorecht abwelchen-
de Bestimmungen und Grundsätze auf:

Sowohl ehellche als unehellche Kinder einer in den Unterthanenverband ausgenom-
menen Ausländerin bleiben, so lange ihnen ulcht das Unterchanenrecht von der Staats-
behörde ausdrücklsch verliehen worden isi, Auslander.
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Auslander, welche sich innerhalb der Schonburglschen Receßherrschaften nlederlas·
sen wollen, haben außer Erfüllung der übrigen Ausnahmebedingungen noch die ersorder-
liche Aufnahmebewllligung des betreffenden Herrschaftsbesitzers belzubeingen.

Bel der Enklassung aus dem Unrerthanenverbonde solgen außereheliche und unfelbst-
ständige Klader dem Verhälenisse der Murcer.

le Ausstellung der über Verleihung des Unterthanenrechts auszuferulgenden Ur-
kunden komme dem Ministerium des Innern oder den dazu im Allgemeinen mie Auftrag
versehenen Staatsbehörden zu.

Urkunden über Entlassungen aus dem Uncerthanenverband sind von der Obrigkeir
des Wohnors ausgustellen und von der zu Ausferelgung von WVerleshungsurkunden com-
pekenten Behörde zu bestäilgen.

Auch Helmatheschelne, welche den ins Ausland sich begebenden Inländern zum
Vorbehale ihres Unterthanenrechts von der Obrigkest bbres Heimathsorts ausgestellt wer-
den, sind mit der Bestäligung der nämllchen Staaksbehörde zu versehen.

Greiz, den 6. Occober 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregicrung daf.
Otto.

o. Geldern, Crispenders.

26. Negierungsverordnung,
das Verbot des Arbeitens der Gesellen der Weber-, Tuch= und, Zeug-
macherinnungen alhier auf eigne Hand, und der Beförderung der Pfu-

scherei betreffend.

Es Ist neuerdings von den Vorständen der Tuch= und Zeugmachecinnungen allbter
dorüber, daß hin und wieder Gesellen dieser Handwerke eigne Werksläcten errichten und
hocor Gelellen ouf eigne Hond in Arbelt nehmen, Beschwerde gesührt und um Abgülse
dieses überhondnehmenden Uebelstandes, sowie um Erlat elner, der betressenden Be-
stimmung in den Aeelkeln der hlesigen Leln, und Zeugweber analogen Strafbestimmung
wegen Vorschubleistung der Hsuscherel geberen worden.

Um dlesem mehrfach sch kund gegebenen, mlt dem Innungswesen im Widerspruche
stehenden und zu nachtheillgen Westerungen sübrenden Unwesen zu begegnen, wird mir
Sercnissimi Höchster Genehmigung hlerdurch verordnet, was folgt:



—124 —

1.
Kein Arbeitgeber, er sel Melster des Handwerks, Kausmann, Fabrikant oder sonst

Jemand,darf elnem, der Arbeit von lhm begehrt, deren Fertlgung zu den Befugnis-
len der Weber-, Zeugmacher= und Tuchmachersunung gehört, solche zur Ferkigung auf
eigne Hand geben, sofern löm dieser ulche als Melster desjenigen Handwerks, dem die
Fertigung der begebrten Arbele arelkelmäßig gusteht, persönlich bekannt isl, oder bevor
derselbe sich nlcht darüber, daß er bel dem betresfenden Handwerk das Melslerreche er-
langt bat, durch Vorzeigung elnes glaubhaften Zeugnssses des Innungsvorstandes geh#-
tig legitlmiet hat.

Wer dleser Vorschelft zuwider handelt, verfallt auf desfalsige Anzelge des Innungs-
vorstandes in elne Geldstrafe von Drei Thalern zur betreffenden Furstlichen Rentcasse,
im Wiederholungsfalle in das Doppelte dlefer Strafe; und kann bei sterer Wlederholung
nach Befinden auch die Confiscatlon der zur Arbeit an den unberechtigten Arbeiter ausge·
gebenen Waare verfugt werden.

2.

Derjenlge Melster des Weber-, Tuchmacher- oder des Zeugmacher -Handwerke und
sonst Jedermann, welcher sogenannten Pfuschern und Storern der handwerksmaßlgen
Besugnisse mit Arbeltsmaterlal, milt Geld oder Credit, offentlich oder heimlich zum Zweck
dieser Pfuscherel wissenillch Vorschub leistet, versallt auf desfallsigen Antrag des berres-
senden Innungsvorstandes gleichfalls in eine Gelbsirafe von Drel Thalern zur Furstllchen
Rentcasse, im Wiederholungssolle In das Doppelte derselben oder nach Besund der Um-
stände in elne verhältnsßbmäßige Gesängnißstcase.

3
Zu Untersuchung und Bestrafung deranzazeigenden Zuwiderhandlungen gegen obige

Vorschrifcen sind lediglich die Fürstlichen unkeren Justugstellen guständig, doch finder gegen
dle Enrscheldungen derselben Recure an dle uncerzeschnele Fürstliche Reglerung Statt,
wesche dann in leßzter Instang entschelbet.

Grelg, den 28. September 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldern- Griependor#.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

W. 14.
(Ausgegeben den 23en November 1852.)

27. Verordnung,
das bei Erthetlung von Reiselegitimationen nach dem Auslande, inglei-

chen bei Auswanderungen zu beobachtende Verfahren betreffend.

Nachdem Wir Uno von der Nochwendigkelt überzeugt haben, hinsichtlich des bei
Erthellung von Relselegielmorlonen nach dem Aussande, Angleichen bel Auswanderungen
zu beobachcenden Versahrens elnige leltende Grundlätz aufzuslellen, so verordnen Weor,
unter Berücksichtlgung ähnlicher Vorgänge in den benachbarten Seaaten in jener Be-
#lehung mit Höchster Landesherrlicher Genehmigung hlermis Folgendes:

1.

Wenn eln Unterthan männlichen oder weiblichen Geschlechts eine Reiselegitimatlon
nach dem Auslonde mit der erklärten Absiche, sich dort niederzulassen, begehrr, so konn
ihm nur dann gewlllfahre werden, wenn er gleschzeleig dle Auswanderungeerlaubniß aus-

2.

Begehrt eln Uncerthan elne Resseleglilmoclon nach elnem überseelschen und noment.
lich außereuropälschen Lande, ohne dabel sich darüber auszusprechen, ob er sich dorr nie-
derlassen will, so it er zuvörderst dorüber zu besragen, und töm auch im Verneinungs,
salle dle erbelene Leglelmatlon nur dann zu ertheilen, wenn er sich über elnen andern Zweck
der Reise glaubhaft ausguwelsen vermag und ulchtsolche Umstände vorllegen, welche auch
der Ertheilung der Relseerlaubniß entgegenstehen würden, z. B. noch unersüllnce Mili-
tolrpfiche, Ueberschuldung, elne anhängsge Untersuchung oder ein zu Einleltung einer Un,
tersuchung genügender Verdachr elnes begangenen Verbrechens.

3.

Gleiche Vorsicht ist nach Befinden der Umstande auch daun anzuwenden, wenn um
elne Relseleglilmatlon nach elnem außerdeutschen Lande gebeten wird, ohne daß der
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MNachsuchende eine hinlangliche glaubhafte Veranlassung zur Reise anzugeben vermag,
und die Vermuthung entsteht, daß eine der oben bemerkten Verweigerungsursachen vor-
handen ist.

4.

Es wird blerbel an dle genaue Einhaltung der in der Verordnung vom 26. Februar
1851 enthaltenen Vorschriften bezüglich des bel Ertheilung von Paßkarten zu beobach-
tenden Verfahrens erinnerc.

Sobald eln Indlvlduum, welches sich bereles im Besitze einer Paßkarce befinder,
später in Verhälenisse komme, welche dle Verwelgerung der Relseleglelmarlon rechtfertl.
gen würden, so hat dle betceffende Behördedie erkheilte Paßkarte zurückgufordern und,
Falls solche nicht wleder zu erlangen seln sollte, die nörhlgen Maaßregeln zur Verhütung
eines etwaigen Mißbrauchs derselben zu ereffen.

5.

Finden die Unterbehorden Bedenken, wegen einer erbetenen Reiselegitlmation selbst
Beschluß zu fassen, so haben dieselben uber das Gesuch eine Registratur aufzunehmen
und solche mie kürglicher Aeußerung Fürstlicher Reglerung vorzulegen.

6.

Gesuche um Ertheilung von Auswanderungserlaubnlß sind kunftig — in gleicher
Welse, wie die Gesuche um Erthellung von Reifelegitimationen —stets bei der Orts-
behorde des zeitherigen Helmathsorts des Blttstellers anzubringen oder einzureichen.

Das betreffende Anbringen oder die desfallsige Eingabe hat zu enthalten:
1. Bezeichnung des Auswandernden nach Vor- und Zunamen, Stand, Ge-

werbe und Lebensalter;

2. Bezeichnung der mit auswandernden, sowie der in der Auswanderung nicht
mie begriffenen und im Lande zurückbleibenden Fomllienangehörigen nach Na-
men, Geschleche und Lebensalter;

3. Angabe des Landes, wohln die Auswanderung erfolgen soll, sowie, soweit
chunlich, des gewählten Nlederlassungsorcs.

Wollen unselbstständige, noch unter väterlicher Gewale oder unker Vormundschaft
stehende Söhne ohne ihre Eltern und Angehörlgen auswandern, so ist in einem solchen
Falle die Anzelge von dem Vaker oder für Bevormundeke von dem Vormunde zu bewilr-
ken und zugleich darin die Einwilligung zur Ausführung des Vorhabens auszusprechen.
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Dle Behorde hat hlerauf uber dle personllchen und Vermogensverhaltnisse der Be-
treffenden insowelt Erorterungen anzustellen, als erforderllch ist, um beurtheisen zu koön-
nen, ob dem Wegzuge Verbindlichkeiten gegen den Staat oder gegen Prlvatpersonen ent·
gegenstehen.

7.

Beabsichilge der Auswandernde, sich nach elnem außerdeueschen Scaate zu wen-
den, so har dle Behörde ihn anzuwelsen, dals er durch öffentliche Bekannemachung im

mis- und Verordnungsbsate vorerst selne erwasgen Gläubiger von selnem Vorhaben in
Kennenl- feßbe, und in elner Feist von vier Wochen abworte, ob und mit welchen An-
sprüchen sich Jemand melde.

Eln Eremplar des Blattes, worln dlese Aufforderung erlassen worden, st zu den
Accen zu nehmen.

8.

Ergeben sich in elner oder der anderen Bezlehung Bedenken gegen dle Auswande-
rung, so find bis zu deren Belelrlgung dle zu elnstweillger Verhinderung des Vorhabens
geelgnecen Maahregeln vorzukehren.

9.

Nach Bewerkstelllgung der nöthigen Eemlttelungen sind die Acten mit gutachtlicher
Aeußerung an Furstliche Reglerung Behuss welterer Entschließung elnzusenden.

10.

Findet Furstliche Reglerung bel der beabsichtigten Auswanderung nach elnem deut-
schen Staate im einzelnen Falle ausnahmsweise noch die ösfeneliche Bekannemachung im
Interesse der Glaubiger sue nothwendig, so ordnet sie sosche an, ubersendet jedoch —
wenn der Gewahrung des Oesuchs kein sonstiges Bedenken entgegensteht — eventuell
den Auswanderungsscheln an die betreffende Unterbehorde.

11.

Der Auswanderungsscheln nach elnem europälschen Scate darf ulche eher ausge-
bändige werden, als wenn elne Bescheinigung der Behörde des neuen Wohnorke darüber
belgebracht ist, daß der Auswandernde dort Aufnahme finden solle.

12.

Wer mir Hlnkerziehung der im K. 6. der gegenwärtigen Verordnunggegebenen Mor.
schelften beimlich auszuwondern oder Behuss der Erreichung dieses Zwecke die Behörde
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ourch falsche Angaben zu tauschen sucht, wird mit elner durch Regierungsbeschluß fest.
zullellenden, nach dem Grade der Werschusdung zubemessenden Ordnungssirafe von 5 bis
100 Tolr. oder nach Besinden mit verhältnismäßiger Freiheltsstrase belegt.

Gegen Mlllealrpflichilge, die sich durch heimliche Auswanderung der Ersüllung ib-
rer Krlegsdlenstpfliche enrzlehen, kommen außerdem dle Besklmmungen dee Gesetzes vom
31. December 1843 (§. 33. ble §. 39.) in Anwendung.

Greiz, den 6. November 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregicrung das.
von Kutschenbach.

v. Giidtrn · Grisptnbots.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

N. u.
(Ausgegeben den 26ften November 1852.)

28. Landesherrliche Verordnung,
die Zuziehung der Pathen bei den Taufhandlungen betreffend.

Wir Beinrich der Zwanzigste von Gottes Gnaden, älterer
Linie souverainer Furst Meust, Graf und Herr von Plauen, Herr zu

Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. c. ic.
sügen blermie zu wissen:

Nachdem Uns von Unserm Constskorlo vorgetragen worden, wie die in der evange-
IIsch-lutherlschen Kleche Unsers Landes bläher bestandene Elnrichtung, nach welcher bdel
der Tause auherehellch geborner Kinder fünf Pathen gugegogen werden mußcen, ihren ur-
sprünglichen Zweck einer größeren Sicherstellung der christlichen Erzlehung des Täuflings,
vielseltigen Wahrnehmungen zusolge nicht mehr ersülle, dleselbe aber del der lelder im-
mer zunehmenden Anzohl auherehelicher Geburten für manche Klechfahrten beschwerllch zu
werden beglune, auch ostmals zu manchen der Würde der Tauszeugenschafe ganz zuwider-
lausenden Mißbräuchen Veranlassung gebe, da besonders die Verordnung vom 21. Moi
1770, in welcher zur Abstellung ähnlicher Mißbräuche untersagt worden, daß zwei ledige
junge Leute beiderlei Geschlechts zu einer Gevotterschafe gebeten würden, fost in allen Pa-
rochieen des Landes in Vergessenhele gekommen: wie serner in manchen vorkommenden
Jällen auch be der Tause ehelich geborner Kinder eine Beschränkung der Anzahl der Pa-
tben für die Elkern des Täuflings wünschenswerth erschelne; wle endlich die unterm 20.
Mat 1826 ergangene Verordnung, nach welcher nichtconsirmirte Personen nur nach zu-
rückgelegtem zwölsten Lebensjahre und nur nach vorausgegangener besonderer Belehrung
über dle Bedeutung der heiligen Tause und der Tauszeugenschaft, und niche anders als
uncer dem Belstande elnes ihrer Eltern oder ihres Vormundes als Taufpeugen zugelassen
werden sollten, niche überall eingehalten, sondern durch Zulossung auch jüngerer Kinder
überschritten werde: so haben Wir, zur Abstellung solcher Uebelstände und zur Slcherung
des bochheillgen Taussacramentes vor enrwürdigenden Mißbräuchen, kroft der in Unserer
Londeskirche Uns zulkehenden oberblschötichen Gewale auf den Beiraeh Unsers Consisto=
rium beschlessen zu verordnen und verordnen Hiermit:
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1.

Bei der Taufe außerehelich geborner Kinder sollen hlnsuhro nicht mehr als zwei
Pathen zugezogen und dlese sedlglich aus der Classe verehelichter Personen erwahlt werden
dürfen.

2.

Bel der Tause ehelsch geborner Kinder ist den Eltern des Tauflings frelgestellt, ent·
weder wle blsher drel, oder auch nur elnen Pathen, nicht aber zwei, einzuladen.

3.

Pecsonen, welche die Confirmatlon noch nicht erlangt haben, sollen als Taufpathen
blnsütro gar niche mehr zugelossen werden.

4

Die einschlagenden Bestimmungen der obenerwähmen Verordnung vom 20. Mai
1826 find aufgehoben.

Dagegen tellt gegenwärtige Verordnung mit dem 1. Advent d. J. in Krast und
werden Alle, dle sie angehr, insonderheit aber sämmtliche Pfarrämter zur genauen Ein-
halcung derselben ern#tlichst angewlesen.

Uckundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig uncerschrieben und mit Unsem
Fleestl. Inseegel bedrucken lassen.

Geschehen Grels, den 20. November 1852.

(I. S.) Heiurich XI.
Otto



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß elterer Linie.

W. 16.
(Ausgegeben den 24Allen December 1852.)

20. Patent,
die im Jahr 1853 zu entrichtenden Landes-Abgaben betreffend.

Do dle Erhebung der auf vorgänglge sländische Bewilligung mittelst Hatemts vom
Zien December 1854 ausgeschrlebenen öoffenullchen Abgaßen mir Absouf dieses Jabres zu
Ende geht, mu Deckung der Mondesbedürsnisse ober die Sicherstellung der unenrbehrlchen
regelmäßigen Zuflüsse zur Landescasse unumgänglich nöthhig ist, so I#l von Serenissimo
auf Vortrag Fürstischer Rteglerung und mit ousdrücklicher landständischee Bewilligung
dle Forterhebung

a. der blöherlgen Contelbutionsabgobe mit Einschluß der städtischen
onsumeionsobgabe vom Bier, welche lm Johr 1848einst.

wellen elngestellt worden, vom i#ten Jonuar 1853 aber
wieder in der srüberen Maas#je zu entelchten I,

b. der neben den alten ordinären Londessleuern biöher entrichteren drel Susten-
tatlonssteuern,

. des bisherigen Karcenstempels,

d. sömmoelicher zeilheriger Zustüsse zur Londstrohenbaucasse, elnschlletzllch der
davon zur Landesschuscasse überwiesenen Abgabe, mit Landeoherrlich zuge.
standener Widmung der Tanzabgaben

und zwar sämmellch
bls Ende des Jahres 1853

— sowest niche #m Lausf desselben eine Aenderung im versossungsmäßigen Wege elnereten
wird — beschlossen worde

Demusolge werden mit obenbemerktem Vorbehalke die erwähnten funf) ebnordi.
nären Londessteuern, welche bel Einsührung des Wierzehnthalersices laur 9. 26.
des Münzgesehes vom 14. December 1841 mit Zurücksührung des Sreuerberrages nach
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Conventlonsgroschen auf die glelche Hohe in Silbergroschen mit Erlaß des Aglo an die
teslen der fruheren, zwolf ordinaren Steuern des Conventlonsfusies getreten sind, und

die erwahnten drei Sustentationssteuern, zusammen also achtzehn Landessteuern, wie
blsher auf das Jaht 16853 hlermit ausgescht leben und sind in foigenden Termlnen zu ent-
richten:

die drel erslen auf den 21sten Marz,

dle vierte und funste auf den 25sten April,

die sechste und siebente auf den 23sten Mal,
dle achte und neunte auf den 27sten Juni,

die zehnte und ellste aufden 2 5sten Juli,

bie zwölste und drelzehnte auf den 20 ten August
dle vlerzehnte und sunszehnte auf den Zten October,

dle sechozehmte aus den 1sten November,
dle siebengehmte auf den 2 sten November,

dle achtzehnte auf den 20sten December.
Grelz, den 16. December 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otte.

v. Geldern Cr#pendor'.

30. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung,
die Erhshung der in die Fürstliche Landstraßenbaucasse und in die Kran-
kenhauscasse fließenden Abgaben vom Tanz, sowie die Gleichstellung
derselben für die nach der Regierungsverordnung vom 26. März 1852

erlaubten Tänze betreffend.

Dastch in Folge der Reglerungsverordnung vom 26. Mäcz 1852, die Einschrän=
kung des Tanzhaltens betreffend, in Rücksicht auf den sich ergebenden Aussall in den
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Einnahmen der resp. Cassen das Bedürsniß gelrend gemoacht, bezüglich der zeitber für dle
Tonzerlaubniß erhobenen — der Fürsllichen Londslrahenbaucasse und der Krankenhaus.
casse zugewiesenen — Abgaben elne entsprechende Erhöhungeintretenzu lassen,, dagegen es
ouch ongemessen und billig erschlenen, die Abgaben von den nach der gedacheen Regle-
rungsverordnung erlaubten Tänzen, welche erslere für gewisse Toge dos Doppelke der ge-
wöhnlichen Abgabe betrugen, elnander gleichzuslellen, so ist mir Serenissimi Höchsser
Genehmigung und auf vorgängig erklärtes Einverständulß der ständischen Deputlrien elne
Erhöhung und resp. Gleichstellung der Tanzobgoben in nachslehender Weise erfolgt:

1.

Die in die Fursll. Landstroßenbaucasse fließende Abgabe von einem noch Maaßgabe
ber Reglerungsverordnung vom 26. MärJ 1852 8. 1. und 6. erlaublen Tanz, welche zeit-
ber zwanzig Silbergroschen becrogen, wird auf

Einen Thaler
erhoht.

2.

In Dlepensottonssällen von den Worschristen der gedachten Reglerungsverordnung.
sind als einfacke Gebühr anstatt des zeltherlgen Becrags von 20 Silbergroschen sür dle
Förslicche Landstrahenbaucasse und von zehn Silbergroschen für dle Krankenhauscasse

Zwei Thaler,
wovon Ein Thaler zehn Silbergroschen In Fürslliche Landstraßenbaucasse und zwanzig
Stilbergroschen in die Krankenhauscosse fließen, zu enerlchten.

3.

Dagegen werden dle nach Maaßgabe der mehrgedachten Reglerungsverordnung 9. 1.
und 6. erlaubten Tänze rücksichtlich der zu entrichtenden Abgaben elnander gleichgestelle
und somlt der bisher von den om Neujahrstage, on den zwellen Tagen der drel hohen
Feste Ostern, Pfingsten und Welhnoachten, sowie on den Klrchwelhsonncagen statesinden-
den Tänzen zu entrlchtende doppelte Becrag der gewöhnlichen Abgabe auf den elnfachen,
in vorstehender Nr. 1. festgesetten Betrag herabgesetz.

4.

Vorsteßende Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 1853 in Kraft.

Um möglichen Mitiversländnissen zu begegnen, wird hierbei ausdrücklich bemerke,
daß unter oblgen Abgabesähen dle in der Regierungsbekanntmachung vom 24. Mal 1852,
dle Besugnisse des Stadtmusieus zu Grel#z betreffend, unker Nr. 2. bemerkte, für letz

1 *
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teren von dem Tanzgelderelnnehmer mit zu erhebende Abgabe eben so wenlg, wie die den
Reglerungscanzlelboten in Dispensatlonsfällen zukommende Gebühr von fünf Sllber=
groschen, noch ouch die herkömmliche Schrelbegebühr inbegelffen find.

Sosches wird zur allgemelnen Nochachtung und zuglelch zur Instrucclon der Tanz.
gelderelnnehmer blerdurch bekonmt gemacht.

Grelz, den 20. December 1852.

Fürstl. Neuß. Plauische Landesregierung das.
Otto.

v. Geldern, Erispeabor#.
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lens beir. 3 11
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chung der zwischen Preußen fürSich und in Veriretungder übrigen Mitslieder des ate Joll und Handels
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andels, u. Schisssahrtspertrage v. 1. Sept. 1844 betr. "„1

80. Mal 16. Junl ½ die Ablösung der a#n, und Telstberechtigungen 2
24. Mal 25. Junl Nagirsengetileetchechurs, die cesognisse vrcsn Statimus,

lus zu Greiz beir. 6 43

14. August "“ ur geenbkaams huog, die Einschlrng de- Hchn#an
1823. deshertlichen Mandattvom 14. Anguenss *r* n Be-i des übermähigen Hundcbalteneb . „4

16. Juni " w deVeron, die Perelnsachung .Fsndip4
en Behörden und bel Emgabenandiclelbenbeir. 416

11. Junl " u die wwrdige e detbiesizen &amp;Gouet-
ackers „ r*—
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Is. Juni

20. Junl

5. Juli

3. Juli

14. Juli

2. August

4. August

26. August

23. August

25. August

27. Augusi

10. Sept.

6. Octbr.
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Inhalt. 2
secche

**“

3

20. Juli

50. Juli

13. Aug.

31. Aug.

17. Sept.

n

2. Nov.

Landesherriiches Patent, die Bekannimachung des zwischen
den Staoten des deulschen Zolll u. Handelsverelns einerselis
und den Niederlanden andercrseits unterm 31. .

abgeschlossenen Handels, n. Schifssahrtsvertrages betr.

Fernerer Nachtrag zu den, * biesigen Lein= u. Zengweber,
1820. *E—m verliehe.en Innungsariilcln, % 20. Jun

Regierungsbekanntmachung vom 5. Juli 1 *# cevidir -
ten Postvereintverirag vom 5.

Velenmemachune Fürt Landesregiecung, die Eeseeienden *
k hr hriuen über die,Abgabe von Collakeral, undKenchen I#n .

Belannunsthang TMII Ocndeskkgsmmh dle åbkkdas Hei-
mathswesen in den, an der lUebereinkunst vom 15. Juli

1851 decheilizlen Siaalten, anher gemachien Miithtilun-bel
EE«— die Bekanmmachung de- Bunbes-

beschlusses vom 24. Juni 1952 wegen des militcrischen Ge,
richtsstandes in Strasfachen bei Bundestruppen, welche In
Frledenszeiten zu Bundeszwecken zusammen gezogen wer-

b bber.

Bekanntmachung Fürstl. andesreglerung, dle über das Hel,

mMmathswesen im egtd Sachsen-Coburg' Gotha an
her ergangene Miuhellung ber.

Landesber#liche Verordnung, die A n sogenanmtenGnadenhaibjahres für dir Hinterlaslenen der aus der all,
gemeinen Landescasse und aus der anbeselashencen. be-
soldeten Beamten und Diener betr.

—————— das Werbot des Hauffeens end bVem
ande drde Halten von Riederlagen ohne besondereErlaubni

GeselicheVerotknans, dieGeschlstsorbnung zur dasOber-appellatlonsgeticht beir, vom 17. August1
Negterungsbetonnemachung, die znnund Wou-

galelgkelt der Zengen in Untersuchungsachen ver.Bekanntmochung des Fursil. Consisloriums, i der
Werordnung im §. VII. der Lande#berrlichen Eheordnung v.
9. Jannor 1771, die Abtheilung.mirdenKindernelerEhe
bei enderweitt Verheiraihnng Stee des überlebendenvor dem serneren Aulgeb

rrn Fursi. das eimesbtnen Herzogthumern Anhall-Dessan und Anhalt

“-*. nnn in dem Köniareich Sachlen in Folse *
halchen Fepichen. Erlosse vom 1. März 1952 und vom2.Juli 1952 bir.

—

d E7

122
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br palu Lutgegtb l M«e en Ausgegeben.r—in r gegeben. Inhalt ——
23. Sept. 2. Novr.] Regierungsverordnung, das Verbot des Arbeilens der Gesel-

1 len der Weber Tuch, und Jeugmacherinnungen alhier auf,
1 eigne Hand, und Beförderung der fuscherei betr. 13123

6. Nov. 23. Norv.] Verordnung, das bei Ertheilung von Reiselegitlmationen nach
. dem Auslande, ingleichen bei Auswanderungen zu beob-
# achtende Verfahren beir. 14125

20. Nor. 26. Nov. Landesderrliche Verordnung, die Zuziehung der Pathen“ bei
D4 den Taufhandlungen beir. 15129

16. Dec. 24. Dec. Patent, die im Jahr 1853 zu entrichtenden Londesabgaben
betr. . 16| 131

20. Dec. " Bekannitmachung *s*ms gondesregierung, die Erbobung der
« in die Fürstl. Landstraßenbaucasse und in die Kankenhaus,

casse fliehenden Abgaben vom Tanz, sowie die Griichste.
lung derselben für dle nach der etgiezungswerorsnuns vom26. Marz 1852 erlanbten Tanze beir. „ 132

Sachregister
zur Gesehsammlung des Fürstenehums Reuß klterer Linie

Jahrgang 1852.
Seitenzahl

A.
AUblösung siehe Triftberechtigungen.
Abgaben von Tanz — Erhöhung dor in die Fürstl. Landstrabenbaucasse und in die

Krankenhauccalse fliehrnden Abgaben vom Tanz, sowie die Gleichstellung dersel-
ben für die nach der Reigerungeverordnung vom 25. März erlaubten Tänze 132

Abtheilung mit den Kindern erster Ehe bei anderweiter rbeirachuns Seien desüberlebenden Chegatten vor dem sernern Aufgebot 121
Anhalt·-Dessaunnd Anhalt Köthen l.Heimathswesen.
Aufgebot l. Abtheilung.
Aufnahme — Verordnung, das von Ausländern bei ihrer Ausnahme in der StadtGreiz nachzuweisende Vermögen beir. . 3—4
Ausgewiesene — nachirtaäglicher Beitritt

1. der Königlich Hanndverischen Regierung .. 14
2. der freien Hansestadt Bremen und der Fürstl. Schaum burg=

Lippeschen Regierung 15
zu der am 15. Juli 1851 mit mehreren deusschenBondesstaaten geschlossenen
Convention wegen gegenseitiger Uebernahme der Ausgewiesenen und Vagabun,
den.

Auswanderung —das hierbei zu beebachtende Verfahren. Verordnung dar-
uber. . .... . .. 1125 -126
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Seitengahl.
Behbrden (. Geschäfteß
Belgien s. Handels= und Schlfffthtsvettkog.
Bremen s. Ausgewiesene.
Bundesbeschluß
Bundestruppen s. Gerlchtsstand.

Coburg-Gotha s. Heimathswesen.
Collateral-=undLacherbansälle. Abgaben hierovon. 591
Convention f. Ausgewiesene — Heimathswesen. -

D.
E.

Eheordnung — Einschärfung der VerordnunginF. VII. der Ehrordnung f. Ab--
theilung.

Eidemöndigkeit und Vollgültigkeit der JZeugen in Untersuchungssachen . 120

Feuerversicherungsanstalten — Verordnung, den Beitritt der Landes#ange,
hörigen zu den im Auslande bestehenden Feuerversscherungeenstalten betr. . 5—9

G.
Geschsftsordnung für das Oberappellationsgericht. Gesetzliche Verordnung 106 — 119

Geschäftsstol — Verordnung, die Vereinfachung des Geschäftestple bri den Be,
hörden und bei Eingaben an disselben betr. . 48 — 50

Geselllen — Verbot des Arbeitens der Gesellen der Weber-, Tuch, und Zeug-
macher-Innungen zu Greiz auf eigne Hand . 123 — 124

Gesetzsammlung — die Anlegung derselben sür das hjesige Furstenihum
Gerichtsstand — Bundesbeschluß vom 24. Juni 1852 wegen des militdrischen Ge- «

nchtsstandesmStrassechcnbctBundestkuppen,welche-nTkskdmszknkIHkN
Bundeszwecken zusammengezogen werden. 99 — 101

Gnadenhalbjahr — Verordnung, die Aufhebung des sogenaunten Gnadenhalb.
sahrs für die Hinterlassenen der aus der — Condcecasse und aus der Lan-
dessalariencasse besoldeten Beamten und Diener beir. . · , ·«103—104

Gottesacker zu Greiz — dessen wurdige Behandlung 50
Greiz s. Aufnahme — Gottesacker — Stadtmusikus — Gesellen.

1—3

S.
Handels= und Schisffahrtsvertrag — Abdditionafconvemion vem 18. Febr.,

1852 zu dem zwischen dem deutschen Zoll und Handeltverein und Belsiedam 1. September 1844 abgeschlossenen. . 16—22

— —des deutschen Zoll, und Handelsverelns mit den öriederiarden vom 31.
December 1851 . . ,s51-zg

Hannoverische Regierung —. Jusgewiesene.
Hausiten — Verbot des Hausirens auf dem Lande .104-106
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Heimathswesenin ven Lan der Uebereinkunft vom 15. Juli 1951 betheiligtenEis:
— im rrzogihun Soechsen Coburg, Gotha .
— in den Herzogthömern Anhau Dessau und Andalt/ ihen undim Konigreich Sachsen

Hundehalten — Einscharfung des Mandats vom 14. August 1623 wegen Be-
schrankung desubermaßigen Hundehaltens

Huthungsberechtigungen — Gesssüber veren *. (Irbee#:niß zu diesem Gesetz.) .

J. K.

L.
Lacherbansälle — Ubgaben biervon .
Landesab-gaben, Patent, die im Jahr 1853 zu enrichtenden
Leilnweberhandwerk — Nachtrag zu deren Innungsareikeln

— s. Gesellen — Dfuscherel.

M.

N.
Niederlagen — Verbot des Haltens von Niederlagen ohne besondere Erlaubnih
Niederlande (. Handels= und Schifffahrtsvertrag.

O.
Oberappellationsgericht — Geschäftserdnung für dasselbe

P.
Pathen — die Zuziehung derselben zu den Taushandlungen

DPfuscherei — Verbot der Desdrderuns der Pfuscherei beim weber- euhmaden
und Zeugmacherhandwerk

Postvereinsvertrag — revidirter, vom5.December 1851 . .
Publthtioudethseseundallgemetanetokdnungcn .. . .

Q.

R.

Reiselegitimation —das beiEriheilung der Reise legit imationen nach!demAut-lande zu beobachtende Verfahren

S.
Sachsen (Königreich) f. Heimathswesen.
Schaumburg-COlppe s. Ausgewlesene.
Schifffahrtsvertrag s. Handelsvertrag.
Startmusikus zu Greiz Befugnisse desselben.

Seitenzahl

92 —98
101 — 102

122—123

44 — 47

23—42

91
131
67u. 68

104 — 106

106—119

129 — 130

123—121
69 — 90

1 — 3

124— 128

43 — 44
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Seitenzahl
. I

Tanz s. Abgaben.
Tanzhalten — Verordnung, die Einschrankung des Jan baltensbebetr. 11 — 13Teiiftberechtlgungen — Gesetz über deren Ublösung 23—42
Taufhandlungs.Pathen. ]
Tuchmacherinnung (. Gesellen.

!u.
Untersuchung — s. Eidesmundigkeit — Gerichtsstand.

B.
Vagabunden s. Ausgewiesent.
Vermögen — das von Auslandern bei ihrer Aufnahme in Greiz nachzuweisende 3 u. 4

W.
Waarenniederlagen (. Niederlagen.

Z.
Jeugen —deren Eidesmündigkeit und lsghliege in Untersuchungssachen 120JZeugmacherinnung (. Gesellen — PsuschSoll- und Handelsverein (. Handels= uan ———
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	Berichtigung.

	Stück No. 11.
	20. Landesherrliche Verordnung, die Aufhebung des sogenannten Gnadenhalbjahres für die Hinterlassenen der aus der allgemeinen Landeskasse und aus der Landes-Salariencass besoldeten Beamten und Diener betreffend.
	21. Regierungsverordnung, Verbot des Hausirens auf dem Lande und das Halten von Niederlagen ohne besondere Erlaubniß betreffend.

	Stück No. 12.
	22. Gesetzliche Verordnung, die Geschäftsordnung für das Oberappellationsgericht betreffend.
	23. Regierungsbekanntmachung, die Eidesmündigkeit und Vollgültigkeit der Zeugen in Untersuchungssachen betreffend.

	Stück No. 13.
	24. Bekanntmachung des Fürstlichen Consistoriums Einschärfung der Verordnung im §. VII. der Landesherrlichen Eheordnung vom 9. Januar 1771, die Abteilung mit den Kindern erster Ehe anderweiter Verheirathung Seiten des überlebenden Ehegatten vor dem ferneren Aufgebot betreffend.
	25. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung, das Heimathswesen in den Herzogthümern Anhalt-Dessau und Anhalt-Köthen und in dem Königreich Sachsen in Folge der bezüglichen gesetzlichen Erlasse vom 1. März und vom 2. Juli 1852 betreffend.
	26. Regierungsverordnung, das Verbot des Arbeitens der Gesellen der Weber-, Tuch- und Zeugmacherinnung alhier auf eigene Hand, und der Beförderung der Pfuscherei betreffend.

	Stück No. 14.
	27. Verordnung, das bei Ertheilung von Reiselegitimationen nach dem Auslande, ingleichen bei Auswanderungen zu beobachtende Verfahren betreffend.

	Stück No. 15.
	28. Landesherrliche Verordnung, die Zuziehung der Pathen bei den Taufhandlungen betreffend.

	Stück No. 16.
	29. Patent, die im Jahre 1853 zu entrichtenden Landes-Abgaben betreffend.
	30. Bekanntmachung Fürstlicher Landesregierung, die Erhöhung der in die Fürstliche Landstraßenbaucasse und in die Krankenhauscasse fließenden Abgaben vom Tanz, sowie die Gleichstellung derselben für die nach der Regierungsverordnung vom 26. März 1852 erlaubten Tänze betreffend.
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